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An das 
M1t&l1ed des Deutschen Bundeetases 
Herrn JUrsen Reents 
Bundeshaus 

5300 Bonn I 

Betr.: Ihre schrittliehen Fragen vom 27. April 1983 
--- - Nrn. 35 bis 37 -

Sehr seehrter Herr Kollege! 

Ihre schrift•lichen Fragen vom 27. April 1983 beantworte ich im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister des Innern wie folgt: 

Frase 1.: 

Treffen Presseberichte zu, daj die inzwischen eingestellten Er· 
mittlungen nach § 129 a StGB im Fall des Göttinger "Atom-Exprel! 
direkt von der Bundesstaatsanwaltschaft in Karlsruhe ausgegange 
sinCI, und daß die Staatsanwaltschaft beim Oberlandesgericht Cel 
und I das Landeskriminalamt Hannover die Ermittlungen lediglich 1 

Amtshilfe durchgeführt haben? 

~ 

Der Generalbundesanwalt hat als gemäß § 120 Abs. 1 Nr. 6 CVG 
in Verbindung mit § 142 a Abs. 1 GVG hierfUr ausschließlich 

zuständige Strafverfolsungsbehörde aufgrund der Veröffentlichu· 

von Nr. 32 der Druckschrift "Atom-Expreß" vom Januar/Februar 1 

ein Ermittlungsverfahren wegen Verdachts eines Vergehens gegen 

S 129 a StCB und anderer Strartaten eingeleitet. Oieses Verfat; 

hat er gemäß § 1.112 a Abs. 2 Nr. 2 GVG wegen minderer Bedeutung 
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an die zuständige Staatsanwaltschaft beim Oberlandesgericht Celle 

absegeben. 

Mit 'der Abgabe endet die Zuständigkeit des Generalbundesanwalts, 

so daß Ermittlungshandlungen ·von diesem Zeitpunkt an nicht im 

Wese d•r Amtshilfe fUr den Generalbundeaanwalt durchgeführt 

werden. 

Frace 2.: 

Welche Auffassune vertritt die Bundesregierung über den Göttinger 
"Atom-Exprea•• und seinen Herausgeber, den "Göttinger Arbeitskreis 
gesen Atomenersten, den die niedersächsische Landesregierung 
(s. Drucksache 10/779 des niedersächsischen Landtags vom 20. 
Januar 1983) "aa Rande des Extremismus" ansiedel~ und ihm vorwirft 
"das demokratische .Selbstverständnis auflösen (zu) wollen 11 , und 
auf welche konkreten Erkenntnisse über einen beanstandeten 
Artikel in Heft 32 hinaus, die ca. 2 112 Monate nach Erscheinen 
diese~ Heftes mit Anlaß tur Durchsuchungen und Ermittlunsen 
gewesen sind, stUtzt die Bundesregieruns ihre Auffassung? 

Di8 Bundesresteruns sieht aufgrund der ihr vorliegenden Erkennt­

nisse der Sicherheitsbehörden keine Veranlassung, der zitierten 

Einschätzung des 11Göttinser Al'beitskreises gegen Atomenergie" 

zu widersprechen oder sie zu ergänzen. 

Diese Auffassune der Bundesreeteruns gründet sich aur nach­

stehende Erkenntnisse: 

Der !·a~ttinger Arbeitskreis gegen Atomenergie•• bezeichnet in der 

Zeitschrift 11 Atom-Expreß" und in sonstiaen Verlautbarungen· die 
Proteste gegen die zivile Nutzuns der Kernenergie und auch die 

Aktionen zur Verhinderung der Nato-Nachrüstung als notwendigen 
"Widerstan:d" gegen die "Herrschenden", der letztlich nur erfolg­
reich sein könne über eine Veränderung des 11Systems 11 • Die bestehe 

de parlamentarische Demokratie der Bundesrepublik Deuts~hland 

wird 11 als die zur Zeit entwickeltste Herrschaftsform moderner 
kapitalistischer Industriestaaten" ( 11 Atom-Expreß" Nr. 33, S. 29), 

129a 
Auf dieser Seite dokumentieren wir 
Auszüge der .Antwort, die die Bun­
desregierung in Person des Staatsse­
kretärs im Justizministerium, Klein, 
auf die schriftliche Anfrage von Jür­
gen Reents (Grüne) gegeben hat. 
Hans-Hugo Klein ist im übrigen auch 
Göttinger CDU-Abgeordneter und 
(nicht nur) bei uns sehr unbeliebt. 
Die Antwort der Landesregierung, 
ebenfalls auf eine Anfrage der Grü­
nen, bleibt in ihrem Gehalt so niveau­
los und inhaltsleer, daß wir uns eine 
Wiedergabe hier schenken. 
Von dem Stand der Ermittlungen ge­
gen uns - nunmehr wegen Verstoß' 
gegen das Pressegesetz- gibt's an­
sonsten nichts Neues zu berichten. 
Ach ja, der Verlag Schauberg - Du­
Mont, Herausgeber u.a. der in Millio­
nenhöhe erscheinenden Boulevard­
Zeitung "Express«, hat uns unter­
sagt, den warenzeichen- und urheber­
rechtlich "geschützten« Namen Ex­
press im Titel unserer Zeitung weiter 
zu benutzen! 
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als "modernes Herrschaftsinstrument im Kapitalismusn ( '1Atom.­

Expreß" Nr. 33, s. 211) herabgesetzt und es wird erklärt, "daß 
diese Herrschaftsform nicht mit unseren Vorstellungen einer 

neu~n, besseren Gesellschaft identisch sein kann" ( "Atom-Expreß" 

Nr. 33, S. 29). 
-Zumindest ein Teil der "Arbeitskreis11 -Hitglieder hält den 11 Weg 

durch die Parlamente• zur Herbeiführung "grundlegender Verände­

rungen in der Gesellsbhaft ••• für falsch" ünd sieht "gerade 
den aulerparlamentarischen Kampf als Ansatz zur fundamentalen 

Gesellschaftakritilt und -verl.nderung" ("Atom-Expreß" Nr. 33, 
s. 2124). 

Für die Protestbewegungen gegen die zivile Nutzung der Kern­

energie und gegen die Nato-Nachrüstung empfiehlt der "Arbeits­

kreis" ausdrücklich militante Aktionen, weil "Widerstands­

aktionen, die an den engen Schranken der geltenden Gesetze 
halt itachen. allein nicht ausreichen" (offener Brief an "alle 
Ortsgruppen der 81-Lüchow-Dannenberg, 1979) ~nd warnt vor den 
Folgen eines Ause.inanderbrechens der Protestbewegung in "gewal t­

freie" und llilitante Kratte. 

Gewalttätige Aktionen - wie anläßlich der OemoQstrationen gegen 

die Verwendung des ehemaligen Erzschachtes Konrad bei Salzgitter 

als Lager für radioaktive Abfälle am 30. 10. 1982 - werden in 
11D1skuaaionsbeitrlgen", die i• "AtoiJI-Expreß" veröffentlicht 
und von Redaktionsmitgliedern verfaßt sind, auscirücklich befür· 

wortiet (Nr. 31, S. -0- 42). In den Papieren "Plädoyer. für 

einei Konfrontation im Herbst 1983 - Vorschlag zu einer Großaktiol 
ari der Frankfurter US-Air-Base" und "Plädoyer gegen die 'Gewalt­
freiheit 1 " 1 die von Hitgliedern des "Arbeitskreises" zur Vorbe­
reitung eines "Arbeitstreffens unabhängiger Friedensgruppen" 

am 26.121, Februar 1983 in Frankfurt verbreitet wurden, fordern 
die Autoren auch rur die Friedensbewegung eine Radikalisierung 
der Aktionsformen, "wenn sie überhaupt noch etwas ver- oder 

besser behindern will ••• ••. 



ln eigener Sache I Atom Express 

Wir wollen uns zuerst mal fOr die Pan­
nen beim letzten Verschicken ent­
schuldigen. Eine Reihe von Abonnen­
ten hat irrtumlieherweise Mahnbe­
scheide mitgeschickt bekommen. Das 
lag an einer falschen PrOgrammierung 
des Computers, auf dem wir die 
Adressenaufkleber ausdrucken las­
sen. 
Andererseits lagen nicht allen Mah­
nungen Irrturner unsererseits zu Grun­
de! Im Klartext: Die Zahlungsmoral 
vieler AtomExpress-Bazieher ist im 
Laufe der letzten Monate bemerkens­
wert auffällig zurückgegangen. Bitte 
bezahlt Eure Rechnungen sobald es 
geht! Wir verdienen am AtomExpress 
nix, im Gegenteil. 
Wir werden im Laufe der nächsten Wo­
chen neue Räume beziehen. Welche, 
ist zur Stunde .noch nicht klar; Wir 
mossen zum 1.8. jedenfalls aus der 
Marianstrasse raus sein. 
Schreibt also bitte erstmal nur noch . 
an die Postfachadresse und er­
schreckt nicht, falls sich ab 1.8. unter 
unserer alten Telefonnummer nie­
mand mehr meldet. 
Im nächsten AtomExpress werden wir 
die neue Nummer und die neue An­
schrift bekannt geben! 
Zum ·Schluß noch herzliche Große 
nach Vechta! 
Wir haben uns wahnsinnig gefreut. 
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WARUM WIR DIESE NUMMER ZUSAMMEN MACHEN •.• 

Diese erste gemeinsame Ausgabe von Atom Express und Atommüllzeitung ist 
(noch) nicht der erste Schritt zu einer Verschmelzung, einer Fusion der beiden 
Zeitungen. Vielmehr waren. ganz pragmatische Oberlegungen für unsere Entschei­
dung ausschlaggebend. 

Wir alle fanden es sinnvoll, vor den Sommerferien mit einer Nummer herauszu­
kommen, am besten sogar noch zu den Sommerlagern in Lüchow-Dannenberg, der 
letzten größeren Aktion der Anti-AKW-Bewegung vor dem Herbst. Kräftemäßig 
war es aber weder dem Atom Express noch der Atommüllzeitung möglich, so kur­
ze Zeit nach erscheinen der jeweils letzten Ausgabe eine "ganze" Zeitung zu mach­
en. Beide Redaktionen haben personelle Probleme, und es ist - vom Artikelschrei­
ben bis zum Verschicken - immer eine enorme Arbeitsbelastung, der die einzelnen 
Leute ausgesetzt sind. 

Die Alternative wäre gewesen, erst nach der Sommerpause wieder zu erscheinen, 
und zwar getrennt. Hinzu kommt, daß sich für beide Zeitungen im AKW-Bereich 
die Bearbeitung derselben konkret anstehenden Themen gestellt hätte: die Ent­
wicklung in Lüchow-Dannenberg,die Situation am bayer. WAA-Standort Schwan­
dorf, die drohenden Inbetriebnahme des maroden Siedewasserreaktors in Krüm­
met, Standortberichte usw. Dies konnten wir jetzt arbeitsteilig und zusammen 
machen. 

Auf unsere jeweiligen "Spezialgebiete" - wissenschaftlich-technische Hinter­
grundinformationen zu Einzelaspekten der Entsorgung bei der Atommüllzeitung, 
Diskussion und Positionen in der Friedensbewegung beim Atom Express- brau­
chen die Leser/innen trotzdem nicht zu verzichten. 

Wir freuen uns auf Reaktionen zu diesem Experiment. 
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Dragahn Chronol 
Teil 111 

31.3.83 Die DWK teilt dem niedersächsischen Ministerium für 
Bundesangelegenheiten mit, daß sie den Standort pragahn ak· 
zeptiert und für das atomrechtliche Genehmigungsverfahren 
benannt hat. 
6.4.83 Der~ erklärt den Bau einer WA~ in I?,ragahn oder 
Schwandorf für uh~NtschätDicfl . Der Betneb ware so teuer, 
~notwendige staatl. zuschüsse pro Jahr· 37~ Mi?. DM) daß die 
möglicherweise enutehenden 1500 Arbe1Uplatze kaum als 
sicher gelten können. 
6.4.83 Die Bundesregierung verabschiedet einen Bericht, dem­
zufolge das atomrechtliche Genehmigungsverfahren für Kern­
energieanlagen beschleunigt werden soll. 
6.4.83 Die Grünen im niedersächsischen Landtag äußern den 
Verdacht, daß den Mitgliedern der kommunalen Gremien, die 
über die WAA abgestimmt haben (Kreistag Lüchow-Dannen­
berg, Samtgemeinde Dannenberg, Gemeindli! Karwitz) von Al­
brecht "Neutralisierungsgelde; und Stillhaltemillionen" in Form 
von Sondermitteln für Agrarstrukturmaßnahmen versprochen 
worden sind. Gemäß § 26 der niedersächsischen Gemeindeord­
nung dürfen Gemeinderäte nicht an Abstimmungen teilnehmen, 
aus denen sie persönlichen Nutzen ziehen können. 
9.4.83 Der Bezirksausschuß der Jungen Union Lüneburg spricht 
sich für eine WAA in Dragahn aus. Er glaubt, daß auftretende 
technische Probleme beherrschbar seien und die Kritikerbe­
fürchtungen vo m Atomstaat nur "Stimmungsmache gegen un­
seren Stast sind." 
11.4.83 Weil er die WAA-Piäne seiner Partei nicht mittragen 
kann, tritt der CDU- Fraktionsvorsitzende im Dahlenburger 
Samtgemeinderat, Heinz Meier, von allen seinen Ämtern zu­
rück. 
12.4.83 Auf dem CDU-Kreistagsparteitag in Breese wird u.a. 
durch MdL Grill und MdB Sehröder das engagierte Eintreten 
vieler Pastoren aus dem Landkreis gegen die WAA. kri tisiert. 
Schröder: "Entscheidende Aufgabe der Kirchen ist die Seel­
sorge. Bei manchen Theologen hat sicli jedoch das Mißver­
ständnis eingeschlichen, daß die Kirche ein politisches Mandat 
wahrzunehmen habe. Dieses hat sie nicht." 
13.4.83 Der Vorstand der niedersächsischen la!"ldtagsfraktion, 
in der das Projekt WAA zwar zunächst begrüßt worden war, der 
Standort Dragahn später aber als ungeeignet erklärt wurde, un­
ternimmt eine 'vertrauliche' Reise in den Landkreis Lüchow­
Dannenberg, um Dragahn genauer zu inspizieren. 
14.4.83 Der niedrsächsischeRegierungssprecher von Poserteilt 
mit, daß die Vorprüfungen für das Raumordnungsverfahren bald 
abgeschlossen sein werden. Ziel eines Kriterienkataloges des 
niedersächsischen Innenministeriums, nach dem~ =o!JJ­
nunasverfahren durchgeführt werden soll, ist es, D n im 
Landesraumordungsprogramm alsVorrangatandort für indus­
trielle Großanlagen auszuweisen. Im Landesraumordungspro­
gramm Niedersachsen von 1980 hatte dieses Gebiet noch eine 
besondere Bedeutung für die Erhaltung von Natur und Land­
schaft, Wassergewlnnung, Landwirtschaft, Forstwirtschaft und 
Erholung. 
19.4.83 Der Uelzener ' Kirchenkrelstag äußert seine Besorgnis 
über den geplanten Bau der WAA Dragahn. 
20.4.83 Der Landvolk-Bezirksverhand Waddeweitz spricht sich 
mit 26 zu 17 Stimmen, bei 3 Enthaltungen, gegen die WAA 
aus. 
20.4.83 Auf einer Tagung in Amellnghausen lehnt die Lüne­
burger FDP-Kreistagsfraktion den Bau der WAA ab. 
23.4.83 Drei AKW-Gegner der Offenen Bürgergruppe Bad Be­
vensen werden in Hannover· aus dem Landtag geschmissen, 
weil sie mit einem Transparent gegen die WAA Dragahn demon­
striert haben. 
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23.4.83 Der neugewählte Vorsitzende des Fremdenverkehrs­
vereins Wendland, Norbert Dist.ler, kündigt für den F.all einer 
positiven Entscheidung von Seiten des Fremdenverkehrsver­
eins zum Bau der WAA in Dragahn seinen sofortigen Rücktritt 
an. 
26.4.83 Albrecht gibt in Hannover seine Regierungserklärung 
zu Dragahn ab. Der Standort wurde gewählt, weil man sich 
durch den Bau der WAA "wesentliche Impulse für die wirt­
schaftliche Entwicklung in dieser stroktrJI"$Chwachen Region" 
erhofft. Bei den drei übrigen Landtagsfraktionen stößt er mit 
seiner Erklärung auf massive Kritik, wobei sich der Widerstand 
von SPD und FDP auf "Dragahn als Standort, nicht aber auf 
die WAA generell bezieht. Die FDP spricht sich weiter für Gor· 
leben als WAA.Standort aus. 
30.4.83 Mit über 50 AKW-Gegnern aus Norddeutschland findet 
in Gülden das erste bundesweite Koordinationstreffen für die 
Sommercamps in Lüchow-Dannenberg statt. 
2.5.83 Die CDU· Landtagsfraktion fordert die DWK eindring­
lich auf, die WAA nicht in Schwandorf/Bayern, sondern in 
Dragahn zu bauen. Man sei entschlossen, "die WAA in Dragahn 
auch gegen die engagiertesten Kritiker und Demonstranten 
durchzusetzen. 
3.6.83 Der SPD·Unterbezirk Uelzen erklärt seine ablehnende 
Haltung gegenüber einer WAA in Dragahn oder anderswo. 
4.5.83 Der niedersächsische lnnenministerMöcklinghoff (CDU) 
befürchtet das Ende der Demokratie, fall sich im Landkreis 
Lüchow·Dannenberg eine Bürgerwehr gegen Atomkraftgegner 
bildet und sichert daher eine 'entsprechende Polizeipräsenz im 
Landkreis' zu. 
4 .5.83 SPD und FDP drängen im niedersächsischen Landtag 
weiterhin darauf , daß sich Albrecht im Landkreis Lüchow­
Dannenberg nach einem 'geeigneteren Standort als Dragahn' 
umsieht. 
6.5.83 Als politischen Betrug am Wähler hat die BI Lüchow­
Dannenberg ~lbrechts Regierungserklärung zu Dragahn bezei­
chnet. Die BI kritisiert, daß die Landesregierung weder einen 
Kriterienkatalog zur Standortwahl erstellt hat, noch daß sie 
eine unabhängige Begutachtung des Standortes plant. Die Tat­
sache, daß Dragahn in einem Landschaftsschutzgebiet liegt, 
findet keinerlei Berücksichtigung. Es stimme weder, daß Dra­
gahn verkehrsmäßig gut erschlossen sei, noCh .daß ein Ieistungs· 
fähiger Vorfluter vorhanden sei. Außerdem habe Albrecht, 
nachdem er schon sein Versprechen von 1981 (keine WAA in 
den Landkreis Lüchow-Dannenberg) gebrochen habe, ange­
kündigt, die WAA nicht gegen den Willen der Betroffenen Be­
völkerung zu bauen. ln der Region haben sich bis jetzt 71 Ver· 
binde, Kommunen und Gruppierungen gegen, und nur sechs 
ff.r den S.U der WAA .....,rochen. 



7./8.5.83 ln Trebel findet die Atommüllkonferenz statt, auf 
der die ca. 90 Teilnehmer das politische Offenhalten der Frage, 
ob die WAA nach Schwandorf oder Dragahn kommt, als bloße 
Augenwischerei bezeichnen. Weil die anfallende Menge Atom· 
müll für zwei Anlagen ausreichen wird, werden wohl beide 
WAA's gebaut werden. 
9.5.83 Die DWK stellt der Landesregierung das technische Kon· 
zept der WAA vor und präsentiert auch g!eich Entwürfe, wie 
so ein Ding ih Dragahn aussehen würde, ohne sich jedoch auf 
einen der beiden potentiellen Standorte, Dragahn oder Schwan­
dorf, festzulegen. Dabei wird einmal mehr deutlich (und die 
DWK gibt das auch zu I), daß die ~urückhaltung einer Reihe 
fefährlicher Radionukleide, z.B. Krypton 85 und Jod 129 we- . 
der geplant noch technisch möglich •st. 
11.5.83 Oer SPO-Uilterbezirk Lüneburg verabschiedet mit 38 
gegen 6 Stimmen eine Resolution gegen die WAA-Dragahn. 
12.5.83 Bei einem lnforamtionsabend der lnfo..Stelle des Bun­
des und des Landes in Danneoberg versuchen einige Missionare 
der Atomindustrie, ähnlich einer Waschmittelwerbung, die Be· 
hauptung zu verkaufen, daß durch ein AKW oder eine WAA 
"keinerlei Beeinträchtigung der Gesundheit der Bevölkerung 
und der dort arbeitenden Menschen durch Strahlen" zu er· 
warten sei und die Krebsgefahr nicht zunehme. 
13.5.83 Ernst Albrecht in Lüneburgl Bei der Jahreshauptver· 
sammlung des Vereins Naturschutsp~trk erdreistet er sich zu 
behaupten: "Der Naturschutz ist mir eine Herzesangelegen­
heit," was er durch eine Steigerung im Lan.desetat für Natur­
schutz von 5 auf 21 Mio.OM (wo er die wohl her hat?) unter­
streichen will. Ca. 600 AKW-Gegner meinten jedenfalls, daß 
gerade Albrecht nicht ·das Recht hat, sich als Naturschützer 
zu profilieren und bereiteten ihm einen gebührenden Empfang. 
Dabei wurden sie von einigen Hundertschaften Polizei daran ge- · 
hindert, ihren· Protest direkt im Fürstensaal des Rathauses, wo 
das 'Naturschutz-Spektakel' über die Bühne geht, kundzutun. 
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19.5.83 Die DWK hat Hauswurfsendungen verteilt, in den sie 
zur Teilnahme an einem Ftowettbewerb auftuft. Motto: ' Un­
sere schöne Heimat'! II 
20.5.83 Der niedersächsische Sozialminister Schnipkoweit be· 
stätigt vor dem Landtag, daß die DWK bereits im Juni mit Pro­
bebohrungen für die Standortuntersuchungen beginnen wird. 
Vorausseuung für die ca. 600 Bohrungen ist die Abholzung 
von zunächst 5 ha Wald. 
23.5.83 Aus Protest gegen die geplanten Rodungen besetzen 
ca. 100 Dorfbewohner aus der Region rund um Dragahn ein 
leerstehendes Bahnwärterhaus im Dragahner Forst und richten 
eine lnfo.Stelle ein. 
27.5.83 Nach einer Landtagssitzung Mißt es, daß statt der ge· 
planten 600, angeblich nur noch 150 Progebohrungen durchge­
führt werden sollen. An der Tatsache, daß dafür die ersten fünf 
von insgesamt geplanten 250 ha völlig intakten Waldes abge· 
holzt werden müssen, ändert das jedoch nichts. 
31.5.83 Nachdem ihnen eine vom Dannenberger Samtgemein· 
dedirektor Kollan unterzeichnete Räumungsverfügung übermi· 
ttelt worden ist, verlassen die zur Zeit anwesenden 15 Besetz· 
er freiwillig das Bahnwärterhäuschen. Zunächst bleibt die 
Räumung nur vorläufig, weil eine Entscheidung des Oberver· 
waltungsgerichts Lüneburg abgewartet werden muß. Die Pas­
toren May und Maierhofer aus Hitzacker und ein BI-Mitglied 
hatten eine einstweilige Verfügung gegen die Räumung bean­
tragt, die aber am selben Abend noch abgelehnt wurde. 
1.6.83 ln aller Frühe rücken Planierraupen an, um das Bahn· 
wärterhäuschen abzureißen, weil befürchtet wurde, daß da· 
raus ein " Kristallisationspunkt für engagierte Kernkraftgegner 
werden könne, von dem Gewalt ausgehen könne". Auftragge­
ber des Spektakels war die bundeseigene Industrie- und Ver· 
waltungsgesellschaft, der das Gelände gehört. 

VORHER ... 

... NACHHER 
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Waldfrevel1 darum: 

Am 23. 5.1983 bese1z18n etwa 100 Menschen aus der Um· 
gebung von Dragahn ein ehemaliges Bahnwärterhäuschen im 
Dragahner Font. Das Haus wurde als Informationsstelle ein­
gerichtet und sollte Besucher über die A10manlagen .im Wend· 
land informieren: Das Häuschen lag arii ehemligen Gleiszu· 
bringer von Puddripp zur Industrie VerwaltunpgeseiiiChaft 
(IVG), 'der auCh das Haus gehöm. Es wurde am 1. 8. morgens 
um 7 .oo Uhr binnen Minuten von einer Planierraupe zerstört. 

Gleich nach dem Einzug am 23. 5. wurde damit begonnen, 
das Haus wieder herzurichten. Türen, · Fenster, Blumenkästen 
und Farbe ließen das verwahlrloste Haus wieder wohnlich 
aussehen. Danach ·folgten Info-Material, Fahnen, Transparente 
und Plakate. Wegweiser zeigten den Weg zur "Bürgerinfor­
mation am Bahnwärterhaus". ln der Begründung <!er Aktion 
wird auf die Auswirkungen des Waldsterbens hingewiesen. Es 
heißt weiter, daß ,;. .. der Plan der niedei'sächsische'n Landes­
regierung, große Flächen des Dragahner Forstes für den Stand­
ort einer Wiederaufarbeitungsanlage für abgebrannte Kern­
brennstoffe abzuholzen, völlig unverständlich erscheinen. Der 
Dragahner Wald ist intakt Nach den Planu n sollen mindes­
tens 250 ha rod Das eißt rund n 

iiume müßten sterbe{l. Das extrem hügelige Gelände müßte 
eingeebnet werden, die Folge: klimatische Veränderungen und 
die Zerstörung der landwirtschaftlich genutzten.Region. " 

Für die bevorstehenden BaUgrunduntersuchungen (160 
Bohrungen) müßten isgesamt 5 ha Wald vernichtet werden. 
Dieses Bohrprogramm soll in 14 Tagen durchgezogen werden; 
die Bohrungen reichen bis zu einer Tiefe von 100m. 

Da das Landesraumordnungspr6gramm den Draga~ner 
Forst, der wirklich sehr schön ist, noch als Landschaftsschutz· 
gebiet ausweist, wäre jeder Eingriff gesetzlich verboten. Es 
zeigt aber auch, daß die E>WK und die nieders. Landesregierung 
rücksichtslos ihre Plane durchpeitschen wollen. Während 
der 10 Tage Hausbesetzung liefen dort mehrere Veranstal­
tungen; z.B. wurden Filme gezeigt un~ ein Gottesdienst ab­
gehalten. 

Am 31. 5. erschien die Polizei um eine von der Samtge· 
meinde Danneoberg erlassene Räumungsverfügung auszuführen 
und forderte die e1Wa 150 Besetzer, die durch 15 Traktoren 
von Mitgliedern der bäuerl. Notgemeinschaft unerstützt 
wurden, auf, das Gebäude zu verlassen. Zwei Pastoren und 
ein BI-Vorständler reichte beim VerWaltungsgericht eine einst­
weilige Verfügung gegen die Räumungsverfügung ein. Die 
Räumung konnte lediglich um einen Tag verzögert werden. 
Noch . etwa 30 Leute sahen am Morgen der Zerstörung zu. 
Die Polizei hatte nichts weiter zu tun. Die Samtgemeinde 
(und nicht nur die) hatte Angst, daß das Bahnwärterhäuschen 
zum " Kristallisationspunkt für engagierte Ki!rnkraftgegner" 
würde, von dem "Gewalt" ausgehen könnte. Man fürchtete ein 
neues 1004, wenn wie "in der Berliner Tageszeitung vom 5. 
zu lesen sei, ein Sommercamp in Dragahn e"ichtet werde". 
"Gesetzesverstöße" und "Ordnungswidrigketten" der Be­
setzer sollen u.a. gewesen sein: Hausfriedensbruch, Uf!betuger 
Aufenthalt Im Waldl 

Trotz der Zerstörung kehrt immer wieder Leben in de~ 
Wald zurück, z.B. Sonntag Nachmittags treffen sich viele zum 
Kaffeetrinken, Kuchenessen und zum Reden, so auch die 
letzte Regionalkonferenz. Erzählt wird auch, daß die Ver· 
messungspunkte kaum noch da sind, wo sie mal hingesetzt 
wurden. 
Uns den Wild und nicht der DWKIII 



Roland Kollert, Dipl. Phys. 

Abschlußdialog 

Millirem-Prognosen als Eignungskriterien für den Salzstock Gorleben 

Im Oktober 1977- zu einem Zeit­
punkt als die politischen Zweifel an der 
Verantwortbarkeit der Atomenergie­
nutzung einen Höhepunkt erreicht hat­
ten - gaben die beiden nuklearen Be­
ratungsgremien des Bundesministers ei­
ne zukunftsweisende Erklärung über die 
Lösbarkeit des Atommüllproblems ab. 

Beaktorsjcherheits· und Strahlen­
schutzkommission stellten fest: "bei 
Endlagerung radioaktiver Abfällii"Tn 
dazu geeigneten Sä/zstöcken ein siche­
rer Abschluß gegen die Biosphäre er­
reicht werden könne" Begründet wurde 
dies unter anderem mit der "außeror­
dentlichen Stabilität der Salzstöcke"; 
jn den vergangeneo etwa 60 Mto Jan­

Jl!.ll (während des Tertiärs und Quar­
tär) hätten sjch "Form und Länge 
eines Salzstockes wie Gorleben nicht 
verändert". "Man kann daher (; . • ) 
aus geologischer Sicht davon ausgehen, 
daß Salzstöcke die radioaktiven Abf­
fälle ( . •• J sicher verschließen werden", 
hieß es. Mächtige Ablagerungen von 
Steinsalz seien deshalb "besonders gut . 
geeignet, die darin gelagerten Stoffe 
hermetisch gegen die Umgebung abzu­
schließen, weil Steinsalz aufgrund sei­
ner Plastizität frei ist von offenen Klüf­
ten, in denen Flüssigkeit oder Gase zir· 
kulieren können bzw. ( . • .) mit der 
Erdoberfläche in Kontakt stehen könn­
ten". Diese Erklärung zur "grundsätz­
lichen sicherheitstechnischen Realisier­
barkeit des Entsorgungszentrums" war 
wichtigstes Prüfungskriterium in den 
1977 verabschiedeten "Grundsätzen 
zur Endsorgungsvorsorge" der Minister­
präsidenten der Länder und des Bun­
desmini.steriums. 

Ihr deutlich positiver Tenor ent­
schärfte damals das Atommüllproblem 
sowohl auf politischer als auch auf ju­
ristischer Ebene. Genehmigungen zum 
Bau neuer Atommeiler konnten erteilt 
werden und passierten (wenigsten) in 
Bezug auf die Entsorgungsfrage etwai­
ge verwaltunggerichtliche Hürden. So­
weit zur Geschichte. 

Inzwischen -so auf der Informa­
tionsveranstaltung des Bundesministers 
für Forsciqung und TeChnologie Ende 
Mai 83 in Hitzacker, Landkreis Lü­
chow-Dannenberg - wird nicht mehr 

bestritten, daß sich die Experten des 
Bonner Innenministeriums damals irr· 

-ten. 
Der Salzstock Gorleben sei "nicht 

in der Lage eine kunftlge kontamma­
tiDn der Biosohäre zu verhindern", be­
merkte die bei den Untersuchungen fe­
derführende PTB. Sowohl im Tertiär, 
als auch in Quartär - dem andauern­
den Erdzeitalter - haben sich Form 
und Lage des Salzstocks merklich ver· 
ändert. Allein im Tertiär ist der Salz­
stock in Bezug auf seine Umgebung 
etwa einen Kilometer aufgestiegen. 
'(on dem aufgesti~nem Salzstock 
smd die oberen 5öm später wieder 
a espült worden (Dr. Vierhuff, Han­
nover . Während mehrere Ablaugungs­
phasen im Quartär sind mindestens 3 
Kubikkilometer Salz vom Grundwas­
ser weggewaschen worden (Prof. Dup­
horn, Kiel) . Das der Salzstock in sei­
nem Ostteil (der jenseits der Eibe bzw. 
der deutsch-deutschen Grenze liegt) 
noch derzeit langsam emporwächst -
um einige Millimeter in 100 Jahren­
belegen geowissenschaftliehe Arbeiteil 
aus der DDR. (Ansonsten kann der jen­
seitige Salzstockteil nicht untersucht 
werden.) Er bewegt sich also doch. 

Bereits seit längerem ist bekannt, 
daß das Deckgestein über dem Salzstock 
keine abdichtende Sicherheitsbarriere 
darstellt: Zwischen oberem und unte­
rem Grundwasserstockwerk ist keine 
durchgehende Tonschicht vorhanden; 
auch die Salzstockkappe - der sog. 
Gipshut - ist nach oben hin nicht 
durchgehend mit Tom abgedichtet; der 
Hut wiederum ist durchbrachen, an 
mehreren Stellen liegt grundwasserhäi= 
tiger Sand unmittelbar auf dem Salz 
auf. Diese Eigenschaften des Salzstock­
Oberbaus verstoßen gegen drei Kriteri­
en, die unser Nachbarland Holland für 
die Auswahl von Satzstöcken zur nu­
klearen Endlagerung seinerseits aufge­
stellt hat. Diesem Negativ war nun von 
den Salzforschern der Bundesanstalt 
für Geowissenschaften und Rohstoffe 
mit dem Argument begegnet worden, 
das auf dem Salz aufliegende Wasser 
befände sich seit Jahrtausenden in Ruhe 
un.d sei unbeweglich. 
Diese optimistische Annahme muß 

nun verworfen werden. Messungen, 
von denen in Hitzacker berichtet wur­
de. haben ergeben daß sipb das Wa&· 
ser recht munter beweat. Es erreicht 
Geschwindigkeiten, die anderswo im 
Grundwasser knapp unter der Erdober· 
fläche vorgefunden werden (Prof. Dup­
horn). Hinsichtlich der salzhaltigeri 
Quellen, die sich bei Gorleben finden, 
wurde früher vermutet, daß sie von der 
Ablagerung weiter weg befindlicher 
Nachbarsalzstöcke gespeist würden. 
Jetzt wird eingeräumt, daß das Salzwas­
ser "ziemlich sicher" aus dem Salzstock 
Gorleben stammt. Nach Schätzungen 
werden gegenwärtig pro Jahr bis zu 
10.000 Kubikmeter Salzstockvolumen 
abgelaugt (Dr. Giesel; Hannover). Er 
verformt sich also alljährlich. 

Bei allen vier durchgeführten Tief­
bohrungen traf man auf Klüfte .. AYi..ill­
nen floß kubikmeterweise Lauge. Die 
mutmaßlichen Fließdistanzen betragen 
bis zu einigen Hundert Meter (Prof. 
Herrmann, Göttingen). Auch fand man 
Gas. das langsam aber permanent au& 
dem Salz ausströmte. Offenbar können 
Gase und. Laugen im Salzstock durch· 
aus zirkulieren. Weiterhin wurde fest­
gestellt, daß die angetroffenen Laugen­
wässer nicht aus der Zeit der Entsteh­
ung des Salzstocks stammen. Sie sind 
erst später aus dem umliegenden Ge~ 
steinen in das Salz eingedrungen L_~aut 
Pr. Herrmann ist es· durchaus denkbar, 
daß sich nach Einlagerung wärme­
produzierenden Atommülls die früheren 
Wasserwegsamkeiten wieder öffnen. 

Der vorliegende Befund ist bedenk­
lich. Nicht nur fehlen geologische Ba­
rrieren, die den Transport radioaktiver 
Stoffe in die Biosphäre verhindern 
könnten, im Deckgestein oberhalb des 
Salzes - der Salzstock selbst scheint 
wegen mangelnder Dichtigkeit und 
Formbeständigkeit nicht die Sicherheit 
zu bieten, die man einst von ihm er· 
hofft hatte. Salz mag das weltweit 
sicherste Endlagermedium darstellen, 
solange es trocken bleibt. Dringt je­
doch Wasser ein, stellt Salzlauge, noch 
dazu wenn sie durch Atommüll aufge­
wärmt wird, wohl einen der chemisch 
aggressivsten Stoffe dar, den man sich 
innerhalb geologischer Formationen 
umer Tage vorstellen kann. 
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Bei der Bewertung der Realisier. 
barkeit eines nuklearen Endlagers bei 
Gorleben scheinen d ie Politiker seit 
1977 von unzutreffenden Voraussetz­
zungen ausgegangen zu sein. Doch 
bleibt dies offenbar vorerst ohne Fol· 
gen. Gemäß dem Bundesministerium 
(Maj 83) hat die bjsherjge Erkundung 
des Salzstock Gorlebens "in~mt 
gut11 Ergebnisse gebracht". Er se wel­
terJ'lin eignungshöfig, die Untersuchun­
gen müßten unter Tage - durch An· 
fahren eines unterirdischen Bergwerks­
fortgesetzt werden. Ergebnisse dieser 
(ca. 1 Milliarde DM teuren)Erkundung 
seien bis 1992 (I) zu erwarten. 

Wie wird dieses beharrliche Fest· 
halten am wasserumspülten Salzstock 
Gorleben begründet 7 Den wissenscha· 
ftllchen Angelpunkt der bundesbehörd· 
Iichen und ministeriellen Betrachtungs­
weise stellt das Resultat einer Millirem­
Prognose dar, die im Rahmen des sog. 
"Projekts Sicherheitsstudien Ent:sor· 
gung" (PSE) durchgeführt WQrden ist 
(Prof. Memmert, Berlin). Zum Ablauf 
einer späteren Auslaugtmg der Atom· 
müllagerstätte hatte man hier ein ana­
lytisches · Modell konstruiert.. Damit 
wird die Kontamination des oberfläch· 
ennahen Grundwassers und die Auf· 
nahme von Radionukliden durch den 
künftigen Menschen in Lüchow-Dan­
nenberg rechnerisch simuliert. Es er­
gab sich, daß ein Wassereinbruch in das 
Endlagerbergwerk nach 56.000 Jahren. 
zu einer maximalen Strahlenbelastung 
von jährlich 340 Millirem führen werde. 
Verantwortlich für die Umweltbelast· 
tung ist 110r allem das Atommüllnuklid 
Neptunium 237 mit seiner nicht gerin· 
gen Halbwertzeit von gut 2 Millionen 
Jahren. Die verabreichte Strahlendosis 
ließe sich laut Prognose auf 34 Milli· 
rem jährlich herabsetzen, wenn man 
das gegenwärtig geplante Einlagerungs­
konzept ·für den radioaktiven Abfall 
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noch modifizieren würde. 
Wie ist dies zu bewerten? 
Gemäß einer Empfehlung . der bereits 
erwähnten Reaktorsicherheitskommis­
sion ist diese alljährliche Strahlendosis 
um ein nukleares Endleiger zuzumuten. 
Ober die Motive die _zur Wahl des amt· 
lieh benutzten Atommüllverseuchungs­
grenzwerts von 30 Millirem pro Jahr 
führen, ·ist in der Öffentlichkeit wenig 
bekannt geworden. Vermutlich hat der 
zur Zeit f•ür den Normalbetrieb kern­
technischer Anlagen gültige Bestrahl· 
ungsgrenzwert von 30 Millirem pro Jahr 
(über dem Wasserpfad) als Richtschnur 
gedient. Das Obernehmen dieses Grenz­
wertes als rechnerisches Kriterium für 
die. Eignung eines nuklearen Endlagers 
erscheint aus folgenden Gründen als 
fragwürdig: 

Wird ein Oberschreiten der zugelas­
senen radioaktiven Freisetzung beim 
normalen Betrieb kerntechnischer An· 
lagen festgestellt, eröffnen sich für die 
Aufsichtsbehörde diverse Handlungs­
möglichkeiten: Anordnen von Teillast· 
betrieb, 'Einbau von Filtern oder Still· 
legung des Werkes. Technische Korrek· 
turmaßnahmen zur Wiederherrstellung 
(wenigstens) des ursprünglichen Zu­
stands radioaktiver Emission sind mög­
lich. 

Grundsätzlich anders ist dies bei 
einer Leckage eines nuklearen Endla­
gers. Ein Wassereinbruch in eine geo­
logische Formation, viele Hundert Me­
ter urrtar der Erdoberfläche hat prak­
tisch Irreversiblen Charakter. Unterir­
disches Abiaugen von Atommüll ist 
nicht reparierbar. Eine dadurch einge-

leitete v ... chung ist von .....,.._ 
dentllcher Dalerh8ftigkeit. Das Pro­
blem liegt nun darin, daß nicht garan­
tiert \Nerden kann, heute vorgelegte 
Millirem-Rechnungen enthielten keine 
F.ehler. Die Kalkulationen beruhen auf 
einer Vielzahl von Annahmen·u.a. hin· 
sichtlich Ablaugungsgeschwindigkeit, 
Radionukli~derung, Wasserweg­
samkelt im Salzstock, Schichtaufbau 
des Deckgebirges. Nach eigenen Aussa· 
gen der Analytiker ist es durchaus 
denkbar, daß derzeit bestimmte Sach­
verhalte rechnerisch unterschätzt wer­
den. 

Nach einem international gültigen 
Prinzip des Strahlenschutzes jede zu­
sätzliche radioaktive Bestrahlung "so 
gering wie möglich" bzw. "so gering 
wie vernünftigerweise erreicflbilr" zu 
halten. Dieser auch in die deutsche 
Strahlenschutzverordnung aufgenom­
mene Grundsatz trägt der Tatsache 
Rechnung, daß nach derzeitigem Wis· 
sensstand keine unschädliche Strahlen­
dosis existiert, bzw. die Erkenntnisse 
über die biologische Wirkung radioakti· 
ver Bestrahlung als nicht für alle Zeiten 
abgeschlossen gelten kann. 



Der Bürgerdialog ist VOibei-----

"' Im Rahmen des Bürgerdialogs Kernenergie fand am 27./28. lfl(ai in Hitzacker eine 
Veranstaltung des BMFT statt, die die ersten Baumaßnahmen des Endlagers Gor­
leben propagandistisch vorbereiten sollte. Die Bürgerinitiative Umweltschutz Lü­
chow-Dannenberg die bisher an derartigen Veranstaltungen mitgewirkt hatte, 
machte - sehr zum Verdruß der Herren des BMFT- dieses Mal nicht mit. Als Be­
gründung führte die BI an: 

1. Erneut wird eine Zusage gebrochen: Mit Brief von 11. Mai 1981 des Suadesin­
nenministers Baum an den Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz zu hdn. 
von Herrn Janning heißt es: " Dagegen bestätige ich Ihnen gerne nochmals, daß 
vor einer Entscheidung über das Abteufen von Erkundungsschächten nochmals 
eine öffentliche Anhörung über die Ergebnisse der Bohrungen stattfinden wird." 
Im krassen Gegensatz dazu steht der Terminplan der DBE, z.B~ Verlegung des Dop­
pelkabels von Lüchow zum Abteufplatz (März/April 83), Abwasserleitung und 
Wasserleitung von der K2 bis zum Abteufgelände (März/April 83), Räumung des 
Geländes und Erdarbeiten (Februar/März 83) und anderes mehr. Das spricht für 
sich. 
2. Die_.E.!~t!JßE hat ungeachtet aller wissenschaftlichen Einwände gegen die Taug­
lichkeit des Salzstockes Gorleben bereits 1982 einen Rahmenbetriebplan vorgelegt. 
ln den nächsten· 10 Jahren s_ollen mit einem_ Kostiöaufwand von ca. 2 Mmiarden 
DM die Schächte abgeteuft StreckfNJ uRd Grubenräume aufgefahren werthn. 
f8qkm sollen untertägig ersch/oßen werden Mit anderen Worten: das Bergwerk 
wird gebaut ! Der Trick der PTB/DBE besteht darin, daß dieses alles nach Bergrecht 
geschieht, d.h. ohne Einspruchsrechtbetroffener Bürger. 
3. Zu befürchten ist, daß angesichts dieses Aufwandes und der (noch niedrig) ge­
schätzten Investitionen, auf jeden Fall Atommüll eingelagert werden wird. Ver­
räterisch ist die Formulierung der P/8 in ihrem Faltblatt "PTB aktuell" 8182., daß 
die oben beschriebenen Baumaßnahmen die "wesentliche Frage" beantworten 
sollen, ,;ob die Sicherheit im Fall der Einlagerung aller Arten radioaktiver Abfäl­
le gewährleistet ist und welche Mengen in den einzelnen Bereichen des Salzstok-
kes gelagert werden können." -
lJiimnacn geht es nur noch um die Restfrage, ob auch hochaktive Abfälle hier in 
Gorleben eingelagert werden können. 

Die Bürgerinitiative weißt in ihrer Stellungnahme des weiteren auf die doppelte 
Präjudiz, die WAA solle in der Nähe des Endlagers errrichtet werden und umge­
kehrt, hin.· Längst werde mit dem geplanten Endlager, das angeblich immer noch in 
der Erkundungphase steht - letzlieh wird bis zur Betriebsreife im Jahre 1994 
"erkundet" (!) - wie mit dem Zwischenlager verfahren: beide gelten trotz ausste­
hender atomrechtlicher Genehmigungsverfahren bereits jetzt gerichtsbeständig 
als Entsorgungsnachweis und leisten der weiteren unverantWortlichen Produktion 
von Atommüll Vorschub. 

Die BI fordert deshalb: 
1.. Stop aller Infrastruktur- und Baumaßnahmen, die der ersten Schachtabteufung 
dienen und damit dem Bau des Endlagers in Gorleben 
2. Anstelle einer stereotypen Wiederholung der Formel "Nichts spricht gegen die 
Eignung", auf die die BMFT-Veranstaltung in Hitzacker wieder hinauslaufen wird 
- und so war es auch ! - ein international besetztes geolOgisches Symposium zur 
Würdigung des Kritik am Salzstock in Gor/eben. 

Die BI wird die Anregung der letzten Atommüllkonferenz von Anfang Mai in Tre­
bel, .die Zusammenarbeit der Endlagerstandorte zu verstärken, aufgreifen. Geplant 
ist als Kontrapunkt zum Gesundreden und Gesundrechnen des Salzstocks eine ge­
meinsame Veranstaltung von kritischen Wissenschaftlern sowie Vertretern der 
Standorte Wolfenbüttel (Assel/}, Salzgitter (Schacht Konrad) und Lüchow-Dan-
. nenber (Gor/eben). · 
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~\Ot1'~ 
Zur Nutzung der Atomenergie gehört auch der Transport radi­
oaktiven Materials. Transporte finden jetzt in diesem Moment 
statt genauso gestern und vorgestern. Angefangen vom Tra1:1s· 
port zur Urananreicherung bis zum Transport von hochaktiven 
Müll aus AKWs zur WAA in La Hague und bald auch zurück in 
die BRD. Transportiert wird der Atommüll mit allen Verkehrs· 
mitteln: LKWs, Eisenbahnenund Schiffe. Sollte die Atommafia 
einmal über. einen geschlossenen Brennstoffkreislauf verfügen, 
wird auch die Zahl der Transporte stark zunehmen. Besonders 
davon betroffen wird der Landkreis Lüchow- Dannenberg und 
die umliegende Region sein •. Transp~rte ins Zwischenlager, ins 
Endlager Gorleben später auch zur WAA in Dragahn und zurück 
und kreuz und quer. 

Die gesamte Problematik der Atomtransporte in einem Ar­
tikel zu erfassen ist unmöglich. Dieser Artikel wird sich daher 
hauptsächlich mit den zu erwartenden Transporten ins Wend· 
land beschäftigen. Eine der nächsten A~ben der Atommüll­
zeitung wird mit dem Schwerpunkt Atom(müll)transporte er­
scheinen. Die meisten Informationen zu diesem Artikel stam· 
men aus dem Buch "Atomtransporte" von J. Stellpflug, und J. 
Kremmler, herausgegeben von der Gruppe Ökologie und 
Greenpeace. Es kann bei der Gruppe Ökologie, Immengarten 
3000 HannQVer bestellt werden (7 ,80 DM +Porto). 

Gebaut wird im Wendland das Zwischenlager für abgebran· 
nte Brennelemente und das Lager für schwach- und mittelakti· 
ven Müll. Das Endlager im Salzstock wird noch "erkundet". 
Die Zwischenlager werden voraussichtlich noch in diesem Jahr 
fertig sein . Dannach muß sofort mit den Transporten für 
schwach- und mittelaktiven Müll gerechnet werden. Das vom 
Gewerbeaufsichtsamt Lüneburg die Betriebsgenehmigung für 
das Fasslagererteilt wird; ist sicher. Für das Castorlager wird die 
Physikalisch Technische Bundesanstalt (PTB) wahrscheinlich 
Ende des Jahres einen für die Setreiber positiven Bescheid im 
atomrechtlichen Genehmigungsverfahren erteilen. Bis dann 
kommen die Castorbehälter ins Wendland. Bis zu den ersten 
Atomtransporten von un·d zur WAA Dragahn (oder doch Gor· 
leben) werden noch einige Jahre vergehen. 

Die abgebrannten Brennelemente werden in den Transport· 
und Lagerbehältern Castor transportiert. Es gibt den Castor Ia, 
lc und lla (bisher), die 3,3t,4,4t, bzw. 7,5t Brennelernente auf­
nehmen; Alle sind etwa 6m lang haben einen Durchmesser von 
ca. 2m und sind etwa 45cm dick. Die Transportbehälter sollen 
zum einen die radiaktiven Spaltprodukte von der Umwelt fern­
halten und zum anderen sollen sie die Wärme der Brennelemen­
te abführen. Genauso müssen sie dafür sorgen, daß die in den 
AKWs eingeleiteten Kernspaltungen nicht mehr stattfinden. 

. Nach der Entnahme aus dem Reaktor enthält der abge­
brannte Brennstoff ca, 3% Spaltprodukte (u.a. 1% Plutonium 
und die Transurane Neptunium, Americium), die mit ca. 4,5 · 
Mio Curie/t Uran nach 150 Tagen Abklingzeit strahlen. Außer· 
dem entstehen beim Betrieb im AKW gasförmige Spaltprodukte 
wie Krypton, die sich in dem dafür vorgesehenen Spaltgasraum 
am Ende des Brennstabhüllrohres sammeln. Bei der Konstruk­
tion einer "guten" Strahlenabschirmung ist zu beachten, daß 
große Mengen an Nachzerrfallswärme (rd. 20kw prot Uran nach 
150 Tagen Abklingzeit) abzuführen sind. Strahlenabschirmung 
und Wärmeabgabe sind zwei gegensätzliche Ziele, weil z.B. eine 
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geringere Dicke der Behälterwand die Wärme zwar gut abführen 
würde aber die Str~hlung unzureichend abschirmen wird. 

Die Temperatur an der Behälteroberfläche beträgt immer 
noch ca. 80 Grad Celsius. Gekühlt werden soll durch den Fahrt· 
wind. Über die Strahlenbelastung durch die Transportbehälter 
gibt es verschiedene Angaben, wegen der Entfernung, Strahl­
ungsarten etc. Die Bestimmungen sehen Höchstwerte von 10 
mrem/h in 2m Abstand vor. 

Die Brennelemente werden in einem aus boriertem Edel· 
stahl bestehenden Einsatzkorb in den Transportbehälter geset­
zt. Das dem Stahl zugesetzte Bor soll die noch tätigen Neutro­
nen absorbieren (aufnehmen, einfangen). Abgedichtet werden 
die Behälter mit einem 3-stufigen Dichtungssystem (2 achsi­
ale Elastomer und eine radiale Metalldichtung). Falls diese mal 
undicht werden während längerer Lagerdauer, ist es möglich, 
einen zusätzlichen Deckel aufzuschweißen. Sollte dieser auch 
mal defekt werden, hilft nichts mehr. Für die Elastomer Dich· 
tungen geben die Setreiber selbst zu, daß es keine Langzeiter­
fahrungen gibt. ln Gorleben wird die DWK dann eben die Er· 
fahtungen sammeln und wenn es schief geht, kann man eben 
nichts machen. Bei der Sicherheit der Behälter protzen die Be· 
treiber immer mit den Feuer- Fall- und Dichtigkeitstests. Um 
nur auf einen Punkt einzugehen: diese Tests bezogen sich auf 
einen Prototypen. Bis zum Jahre 2000 brauchen die Setreiber 
für ihren Müll einige 1000 bis 10.000 Behälter.Das bedingt Se­
rienproduktion und die Fabrikationsfehler. Will mensch abe.r 
zu 99,9% sicher gehen das von 10.000 Behältern höchstens je­
der 1 OOOste nicht den Anforderungen entspricht, müßten 
5.000 Behälter geprüft werden. (nach H. Hirsch in einem Gut· 
achten für die Enquete Kommision, siehe dazu auch Castor· 
behälter S. 5) Die Angaben über Wärmeabgaben, Gesamtdosis­
leistung und Fehler der Behälter beziehen sich nur auf unfall­
freien Transport. Bei einem Unfall würden verschiedenste radio· 
aktive Substanzen frei. Als Beispiel eine Tabelle aus dem an­
fangs erwähnten Buch: 

----Todolopler 
Mecheniamul freigesetrte Menge in welcher Zelt 1210 Elnw.lkm21 

11 Frn.tzung 1ua dem Spaltgu- 6 Cl Clalum-134 
roumdooHüllrohroa · 3 Cl Clalum-137 Minuten 2 

b) nur -uoJ<ühlter llehllter: 
Aufholzen dar Brennelemente 11110 Cl Clalum-134 
auf700° C und Verdampfen 380 Cl Clalum-137 ce. 10 Stunden 200 
daa Cleluma 

c) vomonglg Trockonbehlhor: 
Zlrklloy-Brand erh6ht die 11110 Cl Clalum-134 
Temperatur auf mehr 111 700° C 380 Cl Clelum-137 ce. 30 Minuten 200 

d) Olddatlon der Brennetolltabletten 80.000 Cl Clalum-:~ 
bei mehr ola 800• c 30.000 Cl Clalum-1 co. 1 Stunde 8000 

Sehr unwehrachllnllche, ober nlcllt unm6gllche u-. 
I) Schmelzen der Toblottin bei 

extrem achnellem und heftigem otwawl1d) otwawled) otwawled) 
Zlrklloy-Brond 

fl Zlrkon-WIIIordompf-Reektlon 
bei 1000° c otwawled) otwa wie d) otwawled) 

Weitere Unfallmöglichkeiten mit all ihren Folgen werden 
dort auch behandelt. Und das Unfälle passieren werden ist vor­
programmiert . 



Unfallbilanz der USA bei Atomtransporten Allgemein 

Jahr Geeamt Luft Straße ~chlena Sonat. ·Frei-
Mbuntl 

1974 64 38(69%1 26(39%1 1 0 29(46%1 
1975 54 23(43%1 28(62%1 0 3 14(28%1 
1976 . 62 10(16%1 62(64%1 0 0 38(61%1 
19n 95 18(19%1 72(76%1 1 4 32(34%1 
197&21 55" 7(13%1 48(87%1 0 0 6( 9%1 

328 96(29%1 223(68%1 2 7 118(38%1 

Quelle: Critical Mall Energy Project, P.O;Box 1638, 
Washington D.C. 20013 

Im Jahre 1974 betrug diainstallierte AKW-Leistung in den 
USA rund 34.000 MW; etwa soviel wie vorauulchtllch 
1993 in der Bundesrepublik. 1978. waren es 62.000 MW; 
etwa soviel wie in der Bundesrepublik des Jahres 2000. 

Das zeigt das Aufkommen der Transporte von abgebran­
nten Brennstoff: Im Jahr 1982 wurden 70 (240 t) 1990 wer­
den 180 (640 t) und im Jahr 2000 ( 1.140 t) befördert. Für 
Gorleben bedeutet dies, daß pro Woche etwa zwei Transporte 
insgesamt 80 pro Jahr ankommen (ebenfalls nach anfangs er­
wähntem Buch). 

. wend\and 
\OS 

Gegenwärtig wird der bislang ausschließlich verwendete 
Straßentransport weitgehend durch den Bahntransport ersetzt. 
Die Setreiber gehen von einer geringeren Unfallgefahr aus. Was 
so, statistisch gesehen, auch dchtig sein kann, übersehen wird 
dabei allerdings, daß die Züge schneller fahren. Für den Tran • 
port von Castorbehältern nach Gorleben muß eh davon ausge­
gangen werden, daß kaum auf der Straße transportiert wird, da 
die Straßen ins Wendland den Anforderungen unzureichend 
entsprechen. ln Lüneburg z.B. wird eine Umgehungsstraße ge­
baut, da die Csstor Transporte in Richtung Wendland, die Stadt 
nicht durchqueren können; für Dahlenburg ist auch eine Um­
gehungsstraße in Planung; bis die Straßen allerdings befahrbar 
sind, werden noch einige Jahre vergehen. So werden nach Gor­
leben gehende Csstor Transporte dann mit der Bahn durchge­
führt. Als Umladebahnhöfe sind Danneoberg und Wustrow in 
Vorbereitung (siehe Gorleben Aktuell Nr. 16). Von dort aus 
dann über die Straße ins Zwischenlager. 

Bei den Transporten ins Fasslager für schwach- und mittel­
aktiven Müll sind andere Dimensionen zu erwarten. Das Lager 
hat ein Volumen von 35.000 Fass. Die 'Gefahren dieses Lagers 
wurden ausführlich in der Atommüllzeitung Nr. 21 behandelt. 
Wird das in. der 3. Fortschreibung des Energieprogramms ange­
kündigte Atomprogramm verwirklicht, so ergibt sich folgendes 
Bild; es werden 1980 rd. 20.000 Fass 400 Waggons, 1990 
58.000/1.660 Waggons zu transportieren sein. Vorausgesetzt 
ist nur der einmalige Transport. Das Fasslager in Gorleben kön­
nte mit den Abfällen aus 1983 gefüllt (500 Waggons) sein. ln 
der Vergangenheit produzierten AKWs rd. ein drittel der 
schwachaktiven Abfälle; den größten Teil stellte die Versuchs 
WAA in Karlsruhe. Nur etwa 10% stammen von der Medizin. 

Für die Genehmigung von Atoril(müll)transporten sind die 
PTB, Braunschweig, und -zumeist- die Arbeits- und Sozialbe­
hörden der Länder zuständig (§§ 19 und 22-24 Atomgesetz); 
Der PTB wert;fen die Transporte gemeldet, wenn sie durchge­
führt wurden. Die PTB kontrolliert natürlich nicht ob Trans­
port und Sicherheitsbestimmungen eingehalten wurden; das 

sollen die Gewerbeaufsichtsämter machen. Für die Beaufsich­
tigung ggfls.Bewachung und die Kontrolle über die Einhaltung 
der entsprechenden Vorschriften ist die jeweilige Landespolizei 
zuständig. Die Polizei wird weniger dazu da sein, irgendetwas 
an den Transporten zu kontrollieren, sondern ganz klar, um 
dem Widerstand gegen Transporte zu begegnen. Die Transporte 
nach Gorleben werden selbstverständlich mit starker Präsens 
von Staatsgewalt durchgeführt. ln Hanau, das ja ein Zentrum 
der Atomfirmen ist, wo u.a. Plutonium verarbeitet, gelagert 
und hintransportiert wird, gibt es eine Spezialeinheit der Poli­
zei zur Überwachung der Transporte und des Widerstandes. 
Die Einheit heißt" Kerntechnische Anlagen und Umweltschutz". 

Transporte von abgebranntem Brennstoff, Plutonium und 
frische Brennstäbe aus hochangereichertem Uran oder Misch­
oxid müssen unter Polizeibegleitung durchgeführt werden. Und 
es ist davon auszugehen, daß zumindest die ersten Transporte 
von schwach- und mittelaktivem Müll ähnlich begleitet werden. 
Die genauen Sicherheitsmaßnahmen sind in einem geheimen 
Maßnahmenkatalog des BMI festgelegt. Die Region wird bei zu­
nehmenden Transporten in den Landkreis Lüchow-Dannenberg 
ein Heerlager von Polizei sein. Ein weiterer Schritt in den tota­
len Staat. 

Gegen die Atom(müll)transporte hat es auch schon immer 
Widerstand gegeben. Natürlich waren nicht alle Aktionen so 
spektakulär wie die Greenpeace Aktion zu La Hague, als im 
Oktober 1981 AKW-Gegner/innen im Hafen von Cherbourg 
fünf Tage lang einen Kran besetzten und die Einstellung des A­
tommüllumschlags erreichten (siehe Atommüllzeitung Nr. HU 
oder auch im August 1981 als AKW-Gegner/innen mit einer 
mehrtägigen Eisenbahnblockade westdeutschen Atommülls die 
Einhaltung eines vorübergehenden Liefarstopps durchsetzten. 
(Siehe Atommüllzeitung Nr. 17) Zu solchen Aktionen ist es in 
der BRD zwar noch nicht gekommen, denn bisher wurde die 
Arbeit gegen Atom(müll)transporte hauptsächlich auf Öffent­
lichkeitsarbeit und öffentlichkeitswirksame, symbolische Akti­
onen beschränkt wie z.B. Fässer-Rollen, Transporte von 
Csstor-Modellen, Go Ins bei zuständigen Behörden (Bundes­
bahn) Veranstaltungen, das Verfassen von "amtlichen Bekant­
machungen" (siehe Kasten) und Anfragen in den Parlamenten 
von Grünen und Alternativen. ln Geestacht/Krümmel wurde 
im Juni 1981 die Anlieferung des Druckbehälters des Atom­
frachters Otto Hahn mit einer Blockade behindert. 

Erschwerdend bei direkten Behinderungsaktionenn gegen 
Transporte kommt hinzu, daß es schwer ist herauszubekommen 
wann ein Transport von abgebrannten Brennstäben ein AKW­
Geände verläßt. Dies geschieht ja nicht sofort nach Brennele­
mentwechsel bzw. nach Ende der Abklingzeit und es fehlen 

noch weitgehend Kontakte zu AKW Arbeitern.ln den Nieder­
landen müssen Transporte vorher amtlich bekannt gemacht 
werden. Die Fässer für schwach- und mittelaktiven Müll können 
genausogut in einem ganz normalen LKW oder sogar PKW 
transportiert werden und wenn überhaupt weist nur ein kleines 
Schild auf die gefährliche Fracht hin und dafür benötigt man e­
benkeine neuen Straßen oder Bahnhöfe. Nichts dastotrotz gilt 
es für uns, diese "Probleme" aus der Welt zu schaffen, um A· 
tom(müllhransporte nicht nur mit symbolischen Aktionen an­
zuprangern. Das Risiko was vielesehen,selbstbeiAktionen ver-
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strahlt zu werden, ist schon sehr gering. Wir werden ja nicht bei 
einem Unfall Be- oder Verhinderungsaktionen durchführen. Im 
Normaltransport werden wir auch selten oder kaum die Gele­
genheit haben, direkt mit den Behältern in Kontakt zu kommen. 
Das wird den Arbeitern und der Polizei vorbehalten bleiben. 
Wenn die Behälter dann später im Zwischenlager, im Endlager 
oder der WAA liegen, summieren sie sich in der Gefährlichkeit 
mit allen anderen Stoffen und die Leute, die in der Nähe oder 
der weiteren Umgebung wohnen, werden die Leidtragenden 
sein. 

12 

Genauso sollte in der Agitation gegen die Atom(müllhrans­
porte mehr die Bedeutung fürs Atomprogram in den Vorder· 
grundgerückt werden. Dies gerade im Hinblick auf die ersten 
Transporte ins Zwischenlager, die ja wahrscheinlich mit 
schwach· und mittelaktiven Müll, angeblich aus Medizin und 
Forschung durchgeführt werden. Für diesen Müll ist die Akzep· 
tanz, wie ja immer betont wird, größer. Und sollte es den A· 
tommafiosis gelingen, die ersten Fässer ins Zwischenlager zu 
schmuggeln, sollen sie dafür auch einen möglichst hohen Preis 
bezahlen. 



Gutachten bestätigt 

Einige AKW·Gegner werden sich noch 
an die Anhörung der PTB (Physika· 
lisch Technische Bundesanstalt) zum 
Thema Atommüllager Im Januar 1981 
in Lüchow erinnern. Bei der Anhörung 
gab es eine "Debatte" über nicht vo r· 
handene Gutachten zum Castor·Be· 
hälter (siehe atommüllzeitung Nr. 15). 
Der PTB·Abteilungsleiter Heintz er· 
klärte damals, daß die Gutachten Mitte 
1981 vorliegen sollten. 

Jetzt, nach zwei Jahren ist es 
endlich so weit. Dje Gutlebten der 
Bundesaßltllt für Mattrialprüfung und 
des TOV's sind fertig und 118llen 
eine Blamage für die DWK ct.. Der 
TOV mußte zum woßen Teil die 
Wirrne- und Stnhlenbelastuna neu 
berechnen, weil die DWK von faltchen 
Vonuaetzungen auspegangen ---wir~ 
(Anmerkung: Nach dem Atomgesetz 
Ist eine der Genehmigungsvorausset· 
zung für atomare Anlagen, daß die 
Batreiber die notwendeige Sachkunde 
nachweisen müssen. Der DWK ist dies 
mit Ihren Aussagen zum Castor· 

Castor untauglich 
Behälter nicht besonders gut gelun­
gen!) Bei den Neuberechnungen kam· 
en vollkommen andere Werte heraus. 
So darf zB. die Temperatur Im Castor­
Behiher 390 Grad C., und der TOV 
kam auf 481 Grad C. 

Nach den Angaben der DWK soll 
der Castor.ßehilter extremen Einwir· 
kungen, z.B. Brand, Explosionen oder 
Flugzeugabstürzen standhalten. Sie 
führt als Beweis simulierte Flugzeug­
abstürze an, die angeblich nur zur 
Verformung der Rippen des Behältars 
geführt haben. Es wurde vertehwiegen, 
daß nach diesen Betchußvenuchen 
teilweise alle Dichtungen undicht 
waren. Der TOV stellte fest, daß schon 
die Wucht eingestürzter Dachstreben 
des Zwilchenlagen eusreicht, um die 
Deckel des Castor·Behähers undicht 
werden zu lauen. 

Für den Fall. daß ein Deckel un­
dicht wird, hat der TOV eine Strahlen· 
belastuna von mehr als 13.000 mr em 
errechnet. nach der Strahlenschutz· 

verordnung sind nur 6.000 mr em zu­
~Der TOV beriicbichtlgt diese 
Strahlendosis jedoch nicht, 111it 
Hinweil euf das ,,realistische Verzehr· 
verhalten" der Bevölke111ng. Dabei 
geht man davon aus, daß ein Unfall 
im Zwischenlager schnell bekamt 
wird, und dann niemand mehr Lebena­
mittal aus der Umgebung verbraucht. 

Die Gutach1en widerlegen alles, 
was bisher über die Sicherheit der 
Castor·Behälter gesagt wurde. Der 
TOV läßt sich davon nicht beirren und 
kommt (unter moralischen D111ck 
durch die Auftraggeberiri und durch 
den "Entsorgungsno1stand" in der 
BRD) trotzgegenteiliger Sachauu!aen 
zu folgendem Schluß: ,.w;r haben dss 
Vorhaben aus sicherheitstechnischer 
Sicht beurteilt, und haben auf Grund 
unserer Prl.ifung und der Prl.ifergeb· 
nisse anderer Gutachter keine Ein­
wände gegen die E"ichtung und den 
Betrieb des beantragten Zwischen· 
Iagers. .. " 

Geheimes Foto : Oie Halle von Innen 
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Die bevorstehende Betriebsgeneh­
migung des -Fasslagers für schwachakti­
ve Abfälle in Gorleben war für uns der 
Anlaß, ein Gespräch mit Herrn Dr. 
Schwerter-Strumpf und Herrn Dr. 
Machens vom Gewerbeaufsichtsamt 
Lüneburg zu führen. Das Gewerbe­
aufsichtamt ist für die Betriebsgeneh­
migung und für die Aufsicht über den 
Betrieb des Lagers zuständig. Wir do­
kumentieren im folgenden zunächst die 
Aussagen der Vertreter des Gewerbe­
aufsichtsamtes. 

Im Fasslager wird fast ausschließ­
lich Müll aus AKWs und nur zum ge­
ringen Teil Müll aus Krankenhäusern 
oder Gewerbemüll eingelagert. Aus der 
geplanten WAA in Dragahn oder der 
Versuchs WAA in Karlsruhe soll kein 
Müll eingelagert werden. Ebenso soll 
kein verseuchtes Wasser von AKW­
Unfällen eingelagert werden. Es ist hier 
nicht bekannt, was mit diesem Müll 
passieren soll. 

ln das Fasslager wird nur Müll in 
verfestigter Form eingelagert, z.B. wer­
den flüssige und pasteuse Faul- oder 
Gärstoffe in den Fässern mit Beton ver­
festigt. Fester Müll (z.B. Arbeitsklei- · 
dung) wird zerkleinert und gepreßt in 
die Fässer gefüllt. Die Einfüllung des 
Mülls in die Fässer unterliegt der Auf­
sicht der brtlichen Gewerbeaufsichts­
ämter. Den Inhalt der Fässer kann man 
nach der Einlagerung nicht mehr kon­
trollieren, weil sie nicht mehr zugäng­
lich sind. Es ist theoretisch möglich, 
daß auch mittelaktiver Müll oder Ab­
fälle in flüssiger Form eingelagert wer­
den. 

Die Fässer werden bei der Einlage­
rung registriert, außerdem wird ein La· 
geplan erstellt. So besteht die Möglich­
keit, bestimmte Fässer wieder aufzufin­
den, falls sich herausstellt, daß für die 
Zwischenlagerung nicht geeignete oder 
nicht zulässige Abfälle eingelagert wur-
den. · 

Das Fasslager ist für 35.000 Fässer 
angelegt und bereits voll, wenn der z.Zt. 
vorhandene schwachaktive Müll einge­
lagert würde. Der Einlagerungszeitraum 
soll etwa 5 Jahre betragen. Die Errich­
tung des Fasslagers ist positiv zu bewer­
ten, weil der Müll z.Zt. relativ verstreut 
z.B. in AKWs liegt.· 

Die Fässer werden überwiegend in 
Containern auf gewöhnlichen LKWs 
transportiert. Diese Transporte sind 
nach der Ansicht von Herrn Dr. Schwer­
ter-Strumpf nicht gefährlich, es sei 
denn Fässer fallen vom LKW und be­
schädigen nachfolgende PKWs. 

ln dem Fall, daß ein Fass im Lager 
herunterfällt und beschädigt wird, 
kann der Boden kontaminiert werden. 
Beschädigte Fässer kommen in ein gro­
ßes Faß, das wieder mit Beton verfüllt 
wird. 

Das Gewerbeaufsichtsamt hat zur 
Baugenehmigung eine positive Stell· 
ungnahme abgegeben, deswegen stellt 
sich jetzt nicht mehr grundsätzlich die 
Frage, ob die Betriebsgenehmigung er· 
teilt wird. Es geht nur noch darum, 
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Fasslager Gorleben: 

Keine Gefahr? 

welche betriebstechnischen Auflagen 
noch notwendig sind. Der Strahlen­
schutz ist für das Gewerbeaufsichtsamt 
weitestgehend geklärt. Die Betriebsge­
nehmigung wird für einen begrenzten 
Zeitraum erteilt. Die Fässer sollen eines · 
Tages im Schacht Konrad endgelagert 
werden. Die Fässer mit Müll aus Kran­
kenhäusern können teilweise nach ein 
paar Jahrenausgelagert und wiegewöhn­
licher Müll behandelt werden. Es ist al­
so mit einer Fluktuation im Lager zu 
rechnen. Der Zeitpunkt der Betriebsge· 
nehmigung steht noch nicht fest. 

Jetzt noch einige abschließende 
Bemerkungen. Wir wurden sehr freund· 
lieh empfangen, obwohl (oder weil !) 
den beiden Herrn nicht ganz klar war, 
wer hinter der Atommüllzeitung steckt. 
Eine Anfrage bei dem "Bürgerdialog· 
spezialisten" Kulke (lnformationsstelle 
des Bundes zur nuklearen Entsorgung 
in Lüchow)ergab nur falsche Auskünf· 
te. 

Unsere. Gesprächspartner waren 
erstaunt, daß sich jemand für das Faß­
lager interessiert, denn da werden nach 
ihrer Ansicht ja nur "ungefährliche" 
Stoffe eingelagert. Und überhaupt, Si­
cherheitauflagen und Vorsorgemaß· 
nahmen (z.B. Wischtests an den Fässern 
Meßgeräte) gibt es auch nur, weil alle 
"denktechnisch möglichen", aber sei· 
bstverständlich unrealistischen Mög­
lichkeiten berücksichtigt werden. 

Aber trotz der atomfreundlichen 
Haltung ("wichtiger technischer Fort· 
schritt") unserer Gesprächspartner sind 
einige Schwachstellen des Zwischenla­
gers deutlich geworden. Wir gehen da­
von aus, daß der Zeitpunkt der Betrie· 
bsgenehmigung feststeht. 

Erwähnenswert ist noch, daß das 
Gewerbeaufsichtsamt auch für die Auf­
sicht der Castor-Behälter zuständig ist. 

Kompaktlager 
Westergellersen? 

Wie ernst es dem Gewerbeaufsichts­
amt Lüneburg mit der Kontrolle von 
Atommüllagern ist, zeigt ein Beispiel 
aus (nicht mehr) jüngster Vergangen­
heit. ln diesem Fall gelang dem Ge­
werbeaufsichtsamt ein entscheidender 
Schlag gegen das geheime Kompaktla­
ger Westergel/ersen bei Lüneburg. Ein 
aufmerksamer Mitbürger hatte das Fass­
lager in einem Weideschuppen nahe des 
Dorfes entdeckt und den zuständigen 
Behörden gemeldet. 

Natürlich reagierten diese fix. Polizei 
in Uniform und zivil, Feuerwehr und 
Gewerbeaufsichtsamt pirschten durch 
die Wiese. Mit Geigerzähler und Foto­
apparaten ging es dem geheimen Lager 
entgegen. Doch siehe da! Es wurde kei· 
ne Strahlung registriert. Waren die Fäs· 
ser so gut abgeschirmt? Nein ! Ein cle· 
verer Zivil-Polizist erinnerte sich, daß 
diese Fässer schon einmal durch die lü­
neburger Innenstadt transportiert wur· 
den. Und wie recht er hatte. Etwa ein 
Jahr vorher stellten diese Fässer mit 
lautem Getöse einen Atommülltrans­
port dar. Nun ward endlich das Lager 
entdeckt. 

Dieses kleine Beispiel zeigt, daß wir 
uns bei der Inbetriebnahme des Fass­
lagers Gorleben auf die Zl.IStändigen 
Stellen verlassen können. Sie haben 
prompt reagiert, gut zusammengear­
beitet und die Sache schnell in den 
Griff bekommen. Oder etwa nicht? 



Widerstandsdiskussion 
Der Widerstand gegen die Atommülltransporte und den Anfang 1984 erwarteten Baubeginn des AKW Whyl liegt vor uns. Für 
die Anti-AKW-Bewegung werden insbesondere die beiden letzten Widerstandshochburgen Whyl und Lüchow-Dannenberg im 
Blickpunkt stehen. Die Widerstandsdiskussion wird eine neue Dimension erfahren: Für die Wendländer können die Aktior.en 
nicht allein symbolischer Natur sein, wollen sie auch zukünftig wollen sie auch zukünftig in einer atommüllfreien Region leben. 
Sollte Whyl realisiert werden, müssen wir wohl einen Strich unter die Bürgeriniativ-Bewegung ziehen. 

· M ·· Iiehkelten der Einflußnahme für den außer arlamentarischen Widerstand sind verrin ert worden. Trotz einer relativ 
starken Anti-AKW-Be u wurde die 3. Fortschreibun des Ener ie ro rammes un ie Bauhme rea 1 . 
Die Krimma 1s1erungsversu e zu Zeiten der SPD FDP-Regierung haben zur Verunsicherung in der Bewegung geführt. Die offe­
ne Konfrontation der jetzigen Regierung hat viele von uns abgeschreckt, den Widerstand weiterhin auf die Straße zu tragen. Die 
jetzige Regierung schafft ein Klima, in dem das faschistoide Potential zu erneuter Größe gelangen kann. Es bedarf keiner autori­
tären Struktur, daß die Kriminalsierung der Bewegung vorangetrieben wird und politische Prozesse hart durchgezogen werden. 
Die Eigendynamik dieses Systems wird ihre Brutalität immer offener zeigen. Der CDU/CSU sind die Bewegungen ein Greuel; in 
ihrer Logik sind sie als undemokratische Kräfte zu. bekämpfen, da sie den Parlamentarismus mehr oder minder in Frage stellen. 

Während sich die Herrschenden seit Jahren auf Auseinandersetzungen mit dem Volk vorbereiten, führen wir noch unsere Hah­
nenkämpfe aus. Dabei müßten wir längst erkannt haben, daß die Opposition nicht fest in der Bevölkerung verankert ist. Nur 
ganz wenige haben die feinen Mechanismen der Unterdrückung in diesem Anpaß-Staat erkannt. Doch diese wenigen bekämpfen 
sich untereinander vielfach härter (ob gewollt oder nicht) als ihre gemeinsamen Feinde. Vielfach wird aus einer Ghetto-Pers­
pektive die eigene Stärke überschätzt oder eine Ideologie wiegt mehr als das Praktikable. Selbstdarstellung- und Verherrlichung, 
Machtstreben und derewige Versuch die "Vielfalt unser Einfältigkeit" zu demonstrieren, sind allerorts anzutreffen. Doch Selbst· 
kritik, Anerkennung der Arbeit anderer und Freude über Alle, die sich für eine Zukunft ohne Unterdrückung einsetzen, das klingt 
naiv; lieber üben wir uns weiter in Überheblichkeit und Selbstzerfleischung. Erhitzen wir uns nicht oft die Köpfe über einen 
Grünen im Parlament, lassen aber die Propheten des Kapitals, die Apostel der Atom- und Kriegslobby oft unwiedersprochen in 
der Öffentlichkeit agieren, nehmen wie gottgewollt die übelsten Hetzkampagnen der Medien hin. 

Der Umgang unter den meisten politisch Aktiven ist unsolidarisch. Viele glauben,den Stein des Weisen gepachtet zu haben 
versuchen ihre Ideen den anderen aufzuzwingen. Lehrmeisterhaft werden Statements gegeben. Heftige Attacken prägen die Dis­
kussion. So werden meist ungewollt Gräben aufgerissen, die ein konstruktives Gespräch unmöglich machen. Wie oft sehen wir 
uns in Situationen, wo wir aufgrund der aggresiven Diskussionsstimmung heftig eine Sache verteidigen, an der wir an f'l.ir sich 
heftige Kritik haben. Die Bereitschaft zur Analyse fehlt, Strategiediskussionen werden kaum geführt. So haben wir immer nur 
die eine Demonstration oder Aktion vor Augen und schlagen uns mit der leidigen Gewaltfrage herum. Mit der Folge, daß viele 
Gruppen, sei es nun Prozeß-lnitiativen oder Nacht-und-Nebelaktivsten ihr "Ding" alleine durchziehen. Dabei ist die solidarische 
Zusammenarbeit dringend erforderlich, denn wahrscheinlich werden in den verschiedensten Phasen des Widerstandes alle Grup­
pen ihre Bedeutung haben. 

Wir eröffnen hiermit wieder einmal die Widerstandsdiskussion: erstmal ganz bescheiden mit Beiträgen der BI Göhrde-Pom­
moißel (Dragahn), Hannes aus dem Wendland und im Bayern-Teil: Herbert, Nürnberg, und BIWAK, Regensburg,. Dankbar 
sind wir für jede uns übermittelte Analyse von Aktionen wie es Greenpeace, die Revolutionären Zellen und weniger bekannte 
Gruppen es schon in der Vergangenheit praktiziert haben. 
Geschichte wird gemacht, aber wie? 
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Mitte Juni bekamen ca. 60 lnstiutionen, Gemeinde, die Feuer· 
wehr, Bundeswehr, der LBU u.a. die Entwürfe für Anderung des . 
Landesraumordnungsprogramms (LRP) zugesandt, betreffend 
den Bau einer WAA. Die Empfänger haben bis zum September 
Zelt. sich dazu zu äußern. Ihre Stellungnahmen wird die lan· 
desregierung dann in einen Aktenordner hetten und dort wer· 
den sie liegen, bis das LRP sowieso mal geändert wird •. 

Der Bau einer WAA mit einem Flächenbedarf von 260 ha 
mitten in einem landsch~utzgebiet Ist für die Landesre­
gierung noch kein Grund dafür. Dies heißt aber, daß der Stand· 
ort Dragahn bis dahin raumordnerisch für den Bau einer WAA 
nicht gesichert ist und jeglicher Eingriff gesetzlich verboten 
wäre. So etwas hält die Landesregierung nicht davon ab, die 
Rodung von 5 ha Wald zu genehmigen, in denen ca. 160 Boh· 
rungen für den Sicherheitsbericht und damit für das atomrecht· 
liehe Genehmigungsverfahren niedergebracht werden sollen. 
Der Sicherheitsbericht wird, wenn nichts dazwischen kommt, 
ab August/September dJ. ausliegen, dann müssen die Ein· 
sf:,rüche eingereicht werden. 

Die DWK wollte nach ihren Planungen bereits Anfang Juni 
mit den Bohrungen beginnen, mußte sie aber verschieben, da 
dle Vermessungsarbeiten nicht termingerecht abgeschlossen 
werden konnten. Nach drei Versuchen scheint die DWK jetzt 

Dragahn 

Widerstandsdiskussion 

doch zu wissen, wo sie bohren lauen muß, die Rodung der er· 
sten Bäume soll etwa am 20. Juni beginnen. Für die DWK we­
nig erfreulich, fallen die Rodungen und Bohrungen in die Zeit 
der SommercampS hinein. DWK und Landesregierung fürchten 
vor anem -die Nachtspaziergänge der Sommerfrischler, die da· 
bei über Bohrlöcher und Maschinen stolpern werden. Auch 
nicht Sommerfrischler von nah und fern sind aufgerufen, her· 
beizueilen und sich an den Tag und NachtspaZiergängen und 
anderen Aktlvitäten zu beteiligen und diesen ersten Schritt 
zum Bau der WAA zu erschweren, 

Nach den Bohrungen wird die verkehrstechnische Erschlies· 
sung des Geländes beginnen. Die WAA soll mit einer Anschluß 
Gleisanlage versehen werden. Diese soll am Bahnhof Pudripp 
an der eingleisigen Strecke Uelzen - Oannenberg abgezweigt 
werden und unter Benutzung des ehemaligen Bahngeländes 
zur westl. Standortseite geführt werden. 

Durch eine Verbindungsstraße zwischen der B 191 und 216 
soll das Gelände auf direktem Wege an das übergeordnete Stras­
sennetz angeschlossen werden. Sowohl für die verkehrstechni· 
sehe Erschließung als auch für den Bau der WAA muß das stark 
hügelige Gelände eingeebnet werden, das hätte klimatische Ver­
änderungen zur Folge, die die landwirtschaftliche Nutzung der 
Region gefährden würde. 

Ganz Aktuell: ERSTES Foto vom Sommerlager 

Die Mitglieder der seit Beginn des 
Jahres 1983 bestehenden B IG kom­
men aus den östlichen Teilge.meinden 
der Samtgemeinde Dahlenburg. Von 
ihrer BI sagen sie gerne, daß sie über· 
parteilich sei, weil sie sich von der 
LandbevölkJrung ~ndig mit den 
" bösen" Grünen in einen Topf gewor· 
fen sehen. CDU-Sympathlsanten gibt 
es in der BIG natürlich nicht (mehr?). 
Gleichwohl versucht dle BIG, auf 
die CDlJ.Iastige Kommunalpolitik ein· 
zuwirken • die schlechten Erfahrungen 
der Lüchow-Dannenberger hat sie da· 
bei immer vor Augen. Ihr geht es da· 
rum; in Ihrer Samtgemeinde mehr· 
haltsfähig zu werden, sowohl in der 
Bevölkerung als auch in den entsprech· 
enden politischen Gremien. Der Rat 
der Samtgelmelnde soll zu einem 
"Nelri" zur WAA bewegt werden, 
jetzt, da die Dinge so weit gediehen 
sind, auch zu einem "Nein" zum 
Raumordnungsverfahren. Es werden 

Gespräche geführt mit Ratsmitglie· 
dem, die noch wackeln, soweit diese 
zu Gesprächen bereit sind: der größere 
Teil der CDU·Ratsherren (SPD und 
Grüne fahren klaren Contra-Kurs) ist 
jedoch für die BIG nur schwer er· 
reichbar. Innerhalb seines Gartenzauns 
fühlt er sich sicherer als bei einem 
Tete-a·tete mit BIG-Mitgliedern bzw. 
bei BIG-Veranstaltungen. Trotzdem: 
es bestehen Chancen. Bel einer auf 
Betreiben der BIG vom Rat durchge· 
führten. Bürgerversammlung in Dahlen· 
burg mit Pro und Contra.Podiumsdis· 
kusslon (wir von der BIG haben dafür 
,,gerödelt" )mußten .sich auch die an· 

wesenheitsverpflichteten Ratsherren 

Aktionen innerhalb der eigenen Ge· 
meinde fallen deshalb unter den 
Tisch, Transparente werden brav auf 
eigenen Grundstücken und bei be· 
freundeten Bauern aufgehängt, gut 
sichtbar an Kreis· und Bundesstra· 
ßen. ln den Sommerferien wohl 
wieder. - Die Hotel· und Gastwirte 
der Samtgemeinde wurden und. werden 
über die Auswirkungen der WAA in· 
formiert und haben sich, immerhin, 
zu einer Art Notgemeinschaft zusam· 
mengeschlossen. Nicht alle natürlich. 
Vi~le sind durch die Transparente ver· 
grätzt ("Ihr verjagt unsere Gäste"l). 

Alles in allem ist es Ziel der BIG, 
die Befälkerung der Samtgmeinde 
Dahlenburg auf verschiedenen Ebenen 
zum Widerstand zu gewinnen: auf 
der politischen, der gewerblichen und 
nicht zuletzt auf der der Nachbar· 
schafts und Dorfgerneinschaft. Als 
noch junge Organisation -vielleicht 
setzt sie auf weiche Gesprächsstrategie, 

16 

die Schlappe der DWK-Vertreter 
mltansehen. Dieser Wurm nagt, sieht· 
bar, wie wir meinen. · 

Wichtigster Ansatz der BIG ist al· 
so das Gespräch. Verhärtungen wie in 
Lüchow-Dannenberg sollen vermieden 
werden, solange es geht. Sponti· 



weil sie innerhalb ihres Einzugsbe­
biets noch keine herben Rückschläge 
erlitten hat- wird sie nicht an mög­
lichen Besetzungs- und Blockadeak­
tionen teilnehmen, um ihren frisch 
erworbenen guten Ruf nicht zu ge­
fährden. Wer von den BIG-Leuten 
sich an Aktionen dieser Art beteiligen 
will, soll es, so lautet der Beschluß, 
privatissime tun. Anders ist es nicht 
möglich. Provenienz und Motive der 
BIG-Mitglieder für den Kampf gegen 
die WAA sind so konträr. daß eine 
Art "Fraktions"-zwang zur Teilnahme 
z.B. an Blockaden unweigerlich zum 

Auseinanderbrechen der BIG führen 
würde. Jedenfalls zum jetzigen Zeit­
punkt. 

der beginnenden Rodungen hält die 
BIG also an ihrer Auffassung fest, daß 
weiterhin verschiedenartig gedacht 
und mehrgleisig gefahren wird. Sie 
lehnt es ab, wie die Vertreter der 
Regionalkonferenz anderen Bl's 
in den Rücken zu fallen, weil sie 
deren Strategie nicht billigen. 
Rechthabereien, wie sie hier sicht­
bar wurden, zerschleißen uns durch 
Spaltung, innere Grabenkämpfe mach· 
en uns zu den Splittergruppen, die 
die großen Wender so gerne in uns 
sehen und die sie so gut brauchen 
können. Laßt Euch nicht spalten 
wie die Atome, zeigt Einheit in 
der Vielfalt!! 

Der inneren Vielfalt der BIG 
entspricht ihre Forderung an die 
anderen Bl's, Spaltungen zu vermei­
den. Ihrer Einschätzung nach bezieht 
der Widerstand seine Kraft aus den 
sehr unterschiedlichen Ansätzen der 
einzelnen Bl's. Daß er dadurch für 
die Albrechts undurchschaubarer 
wird, kann nur von Vorteil sein. 
Unsere Chance besteht in der Viel­
falt (Volkszählung!), - die Atomlob­
by soll sich den Kopf an so vielen 
Ecken stoßen, daß sie nicht mehr Widerstands wei:, wohin ihn .wenden. - Trotz 

P kt. t·· d . diSkUSSlOB 
Bürgerinitiative 

erspe even ur en Wederstand 

Allein die Frage ist schon ziemlich problematisch. Perspektiven 
zu entwickeln setzt .ja ein Vorausdenken und dann ein eigen­
ständiges selbstbestimmtes Handeln voraus. ln der Vergangen· 
heit ist dies der Anti-AKW-Bewegung kaum je gelungen, waren 
Aktionen meist eine Reaktion auf Entscheidungen der Be­
treiberseite. Warum sollte dies heute zu einem Zeitpunkt 
an dem sich die bundesweite Bewegung einem Tiefpunkt 
nähert anders sein? 

Für uns im Wendland bedeutet da, daß zunächst einmal 
die Frage geklärt werden muß, was hier im Jahre 1983 von 
der Setreiberseite aus gemacht werden soll. Wir haben es mit 
einer Fülle von Anlaaen zu tun: 
... Zwischenlager:Das Zwischenlager besteht eingentlieh aus 
zwei getrennten Lagern, einmal einem Faßlager für schwach­
und mittelaktiven Abfällen und dem sogen. Castor Lager, 
mit hochradioaktiv abgebrannten Brennelmenten. Beide 
Bauten sind fast fertig. Im Laufe des Sommers ist mit der 
Einlagerungsgenehmigung für das Faßlager zu rechnen, der 
Einlagerungsbeginn wird dann nicht lange auf sich warten las­
sen. Konkret heißt dies, daß noch in diesem Jahr der erste 
Atommüll noch Gorleben rollen soll. Dies ist eine einschnei­
dende Verschärfung der Situation. Mit der ersten Einlagerung 
geht hier die erste Atomanlage in Betrieb, das heißt die Atom­
mafia hat hier mehr als nur einen Fuß in der Türe. Widerstand 
gegen die nachfolgenden Anlagen würde dann erheblich 
schwieriger werden. · 
... Endlager: nach Abschluß der sogen. "übertägigen Erkun­
dungen" ~oll nun im Sommer der erste von 2 Schächten für 
das Bergwerk im Salzstock Gorleben abgetäuft werden. Damit 
muß auch dem letzten klar sein, daß es sich nicht mehr um 
eine "Erkundung" des Salzstocks auf seiner Eignung für ein 
Endlager handelt, sondern um den Eintritt in die direkte 
Bauphase des Endlagers. 

Fur den Widerstand heißt dies, wenn gegen das Endlager 
noch wirkungsvoll Widerstand geleistet werden soll, dann 
kann dies nur jetzt geschehen. Mit jedem Tag, an dem gebaut 
und investiert wird, wird der Sachzwang für die Fertigstellung 
größer, und es steigt die Gewöhnung der Bevölkerung vor Ort. 
Der Mut zum weiteren Widerstand sinkt, nach dem Motto:" 
Was kann man den jetzt noch machen." 
... Dragahn; bis jetzt sind die 250 ha. Waldfläche, die für die 
WAA dran glauben sollen, noch relativ unverschohnt. Im 
Sommer sollen insgesamt 85 Bohrungen niedergebracht und 
mind. 5 ha. Wald gerodet werden! Die alte Devise:"Bohrbeginn 
ist Baubeginn" gilt auch hier. pragahn, obwohl nur 27 Kil. 
von Gorleben entfernt, hat den Vorteil, praktisch ein neuer 
Standort zu sein. Die Menschen aus der engeren Umgebung 
sind stark emotionalisiert und über den so offenkundigen 
Wortbruch .von Albrecht sehr empört. Nicht zuletzt die Be­
setzung des Bahnwärtehäuschens im Dragahner Forst hat 
deutlich gemacht, daß sog. "illegale Aktionen" ohne große 
Diskussionen zum Widerstand gahören. Die Bevölkerung aus 
der engeren Umgebung Dragahns scheint stärker motiviert 
zu sein, als dies für Gorleben je zutraf. 

Göhrde-Pommoißel (BIG) 

Sollen wir uns auf eine Anlage stürzen, weil sie die wich­
tigste ist, oder sollen wir uns um alle drei gleichzeitig küm­
mer? Sicher ist es verlockend zu sagen, wir kümmern uns 
jetzt nur noch um das Zwischenlager, weil es als erstes in 
Betrieb gehen soll. Das Engagement vieler Menschen, und 
zwar auch gerade, die nicht in der BI oder in den Parteien 
organisiert sind, richtet sich zur Zeit hauptsächlich gegen 
die WAA. Es wird kaum möglich sein, die Leute einfach um­
zupolen. Gleichwohl ist es eine Aufgabe für die BI, das Pro­
blem Zwischenlager, besonders eine Funktion als "erste An­
lage", stärker hervorzuheben. 
Kleinere Aktionen müssen weiter laufen wie bisher, die Mög­
lichkeit, zu größeren Aktionen am Zwischenlager. etwa 
Blockaden mit mehreren tausend Menschen, sehe ich zur Zeit 
als nur schwer möglich an. Ebenso ist es mit größeren Aktion­
en gegen das Endlager. 

Bleibt eigentlich nur die Möglichkeit, in einer gemeinsamen 
Aktion unter der Parole: "Das Wendland bleibt Atommüllfrei -
Keine Atomanlagen in Lüchow-Dannenberg und andrswo" 
gegen alle Anlagen vorzugehen. 

Eine Möglichkeit, über die seit längerer Zeit nachgedacht 
wird, ist die Wendlandblockade: Die fünf größeren Zufahrts 
straßen in den Kreis werden für einen bestimmten Zeitraum, 
etwa für 3 Tage abgeriegelt. Die Bauern, die BI, die Vertreter 
der UWG (Unabhängige Wählergemeinschaft) und autonome 
Gruppen aus dem Landkreis müssen die Blockade beginnen, 
denn nur dann wird die Aktion die notwendige Wirkung hab­
en. Dies kann aber nicht bedeuten, daß auswertige Gruppen 
daran nicht teilnehmen sollen. Im Gegenteil, nur die massen­
hafte Beteiligung vieler Menschen aus der ganzen BRD und 
Westberlin und überall her wird die Wendlandblockade erst 
durchführbar machen. Die z.Z. laufenden Sommerlager sol­
len unter anderem die Entwicklung von genaueren Ideen für 
diese Aktion dienen. 

Die · Wendlandblockade sollte zu einem Kristallisations­
punkt für die Reste der bundesweiten Anti-AKW-Bewegung 
werden. Ein solcher Kristallisationspunkt wäre auch für die 
Bewegung dringend notwendig. Immer dann, wenn an einem 
Standort viel los war ht dies viele Andere mitgerissen. weil 
das Thema "AKW" bundesweit im Gespräch war. Nach Whyl 
zu Anfang der Siebziger Jahre , nach Gorleben und Brok­
dorf könnte es wieder die Region Gorleben/Dragahn sein, 
die eine solche Funktion als Brennpunkt bekommt. 

Voraussetzung allerdings ist, das in der ~egion selbst 
genügend starker Widerstand entsteht und das von Außer­
halb mit allen nur möglichen Kräften mitgeholfen wird. ln 
der Region, da bin ich ziemlich sicher, wird der Herbst zu ein­
em heißen Herbst. Bleibt abzuwarten, ob die Anti-AKW-Be­
wegung im letzten Jahr nach Gorleben nach Kaikar und nach 
Schacht Konrad ihren Geist aufgegeben hat oder ob sie nach 
zweijährigem Dörnröschen-Schlaf wieder in die Strümpfe 
kommt. An uns hier soll es jedenfalls nicht liegen. 
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wirtschaftlichen Nultzutlg der 
energiewar sich die Fachwelt von Anfang an 
der möglichen Gefahren bewußt."" ... bildet 
die Notfallschutzplanung eine weitere unab­
hängige Maßnahme im Rahmen der allge­
meinen Gefahrenabwehr, da auch bei diesen 
Anlagen Unfälle nicht mit letzter Sicherheit 
ausgeschlossen werden können." Diesezwei 
Zitate sind Bestandteile der Vorbemerkun­
gen zum Hamburger "Sonder-Katastrophen, 
Abwehrkalender Kerntechnischer Unfall 
für das Kernkraftwerk Krümme!". Von Bür· 
gerinitiativen schon $eit Jahren gefordert, 
liegt dieser "Abwehrkalender" jetzt vor. 

Evakuieren oder Beten? 
Der Plan teilt die Umgebung des Reaktors in 
drei Zonen und in viele Sektoren a 22,5 Grad 
ein: Die Zentralzone mit einem Radius von 
2,5·, die Mittelzone mit einem 10- und die 
Außenzone mit einem 25-Kilometerradius. 
Der 10· und 25-Kilometerradius stoßen be­
reits 3 bzw. 18 Kilometer tief in Hamburger 
Gebiet vor. Im Falle eines schweren Unfalls 
bestände die Notwendigkeit, die Menschen 
innerhalb kurzer Zeit aus dem gefährdeten 
Gebiet zu evakuieren. In 10 km Entfernung 
leben ca. 50.000 Menschen. Im 25-Kilome· 
terradius steigt die Zahl auf ca. 300.000. 
Notwendig wäre aber, die ganze Region zu 
evakuieren, die ca. 2 Mio. Menschen Ham­
burgs und Umgebung müßten in Sicherheit 
gebracht werden, was aber technisch, orga­
nisatorisch undurchführbar ist. Kein Pro­
blem für die Hamburger Katastrophen 
(SchÜtzer)! Sie lassen die Strahlengefähr­
dtlllg einfach nach 10 Kilometern enden! 
Sie halten sich damit an die bundeseinheitli­
chen Rahmenrichtlinien. Ob sich auch die 
Strahlung daranhält? Lediglich 1.100 Perso­
nen im östlichen Zipfel Bergedorfs, inAlten­
gamme, wohnen noch im Mittelradius und 
sollen im schlimmsten Fall evakuiert wer­
den! Ihre Entseuchung ist im Berufsschut­
zentrum in Bergedorf und ihre zeitweise 
Unterbringung in "Auffanglagern" in Alto­
na vorgesehen. Infektionsschutzpakete zur 
Ausrüstung der Helfer, Einweganzüge zur 
Bekleidung verseuchter Personen, Pla~ti­
kanhänger als Namensschildchen und Etn· 
wegdecken sind bereits in den Bezirksmit­
teln für Bergedorf vorgesehen. 

Die Katastrophe wird· vorbereitet 
Das norddeutsche Strahlenschutzzentrum 

Krankenhaus St. Georg ist mit einer 
Dusche, einem Waschbecken mitAbfalltank 
im Keller ausgerüstet und verfügt über fünf 
Betten mit Bleibetonwänden bei insgesamt 
nur 60 Betten für Strahlengeschädigte, die 
meistensohnehin von Krebspatienten belegt 
sind. Dieses Krankenbaus ist zusammen mit 
dem AKAltona und dem UK Eppendorffür 
die stationäre Behandlung strahlengeschä­
digter Personen vorgesehen. 
Die Ärztekammer hat außer- · 
dem der Um-

.U1 ...... 1 ...... v .... mi1cteillen, daß es uuo"''""'" 
der Harnburg keinen 
tenten Experten zum Thema "Katastro­
phenschutzmaßnahmen bei Kernkraftwerk­
Unglücken" gibt." 
In. Harnburg stehen zwei Katastrophen­
schützzüge mit insgesamt 59 (!) Helfern, 4 
Spür- und 2 Entseuchungsfahrzeugen 
Verfügung. Auch eine Korrek!ur ~ies~r 
Zahlen nach oben würde an der Hilflostgkett 
der Behörden gegenübereiners<_>lche~ Kat~­
strophe nichts ändern! So erwetsen steh dte 
meisten Maßnahmen aus dem Katastro­
phenschutzplan als l!icht durchführbar~~· 
wirkungslos. Das retcht von der nachtragli· 
eben Verteilung von Jodtabletten bis hi~ ~r 
Warnung der Bevölkerungund dermediZim· 
sehen Betreuung. 
Mehr Substanz ist in den Teilen zur "Ver· 
kehrslenkung" und zur Einrichtung von 
"Sperr· und Lenkungspunkten" zu suchen. 
Zur Verhinderung des Zusammentreffens 
von Verkehrsströmen sind insgesamt 8 
Sperr- und Lenkstellen in Bergedorf vorge· 
sehen. 
Ist es ein Zufall, daß eine Anlage dieses 
Planes Bezug nimmt auf das "Gesetz zum 
Schutz der öffentlichen Sicherheit und Ord· 
nung" in dem unter anderem auch der 
Schuß~affengebrauch ist? Dies ha· 
ben wir nicht gewußt, lange · 
mehr. Der Leiter des Ka1tast:ro~1heJnsclllutz· 
stabes, Breuer, weiß es wohl: 
gegenüber der BI in Bergedorf am 14.1. 83, 
auf die Unbeherrschbarkeit eines schweren 
Unfalls in Krümme! angesprochen: "Wenn 
Sie sterben, sterbe ich auch!" 

Fernwärme aus Krümme/ 
Der HEW-Vorstand hat es sich 300.000 DM 
und eine Schweizer Studie kosten lassen, um 
in den Konflikt zwischen dem SPD-Senat 
und dem Elektrizitätsunternehmen überden 
Ausstieg aus Brokdorf einen neuen Keil zu 
treiben. Über 34 km soll Fernwärme ausdem 
Reaktor Krümme! nach Harnburg transpor· 
tiert werden. Folge: die vom Senat zur 
Umsetzung seines mühsam errungen~n 
Energiekompromisses geplanten Bl~l-qeiZ· 
'kraftwerke, die den "Ersatzstrom" rur l3rok· 
dorfliefern sollen, werden überflüssig. 
Wie absurd dieser Vorschlag ist, läßt sieb 
schon an den Stillstandszeiten des artver· 
wandten Schrottreaktors Brunsbüttel able· 
sen der über mehrere Jahre hinweg mehr .als 
zu SO% stillag. Sollen Hamburgs Fernwär­
mebezieher also im Falle des Falles im Kal· 
ten sitzen, oder dann die von der HEW 
fny,,.;,.,rt .. n Stromheizllngen als "Aiternati-

Krümmet kürzlich mit den 840 
elementen beladen wurde, 
bereits für August der erste 
gepiant ist, hatten die örtlichen 
Geesthacht und Bergedorf (HH) für 
11. Juni nach Geesthacht zur Demo 
gerufen. 

Diese Demo konnte sicherlich nicht 
den Anspruch haben, noch irgendetwas 
aufschieben oder garverhindern zu wol­
len. Es ging vielmehr darum, zu zei· 
gen, daß es nach wie vor einen relativ 
breiten Widerstand gibt, der sich durch 
die Skrupellosigkeit von Politikern, Be· 
treibern und Polizei nicht unterkriegen 
läßt und der immer ein schwer einzu· 
schätzender Faktor in deren Kalkula­
tionen bleiben wird. 

ln dem Zusammenhang war es sehr 
positiv zu bewerten, daß immerhin ca. 
2.000 Leute, davon 3/4 mit dem Fahr· 
rad, auch aus Hamburg, Winsen, Lüne· 
burg und einer sogar aus Bayern nach 
Geesthacht/Krümmel gekommen waren 
Angesichts der Tatsache, daß die lnbe· 
triebnahme des Schrottreaktors wohl 
nicht mehr zu verhindern ist und sich 
die Atommafia einen Dreck um die 
Argumente und Ängste der Bevölker· 
ung schert, hatten die Organisatoren 
auf größtenteils inhaltsschwere Reden 
verzichtet ( ... "das erzählen wir schon 
seit 7 Jahren") und den Schwerpunkt 
auf phantasievolle Aktionen, wie z.B. 
eine sarkastische Zusammenstellung 
von Politiker-Zitaten und eine Schutz­
raumtombola verlagert. Schade das von 
den Demonstranten nicht viel an Phan­
tasie hinzukam. 

Kurz vor Krümmet machte der Zug 
im Wald halt und eine Sprecherio der 
BI Geesthacht wies auf die dort befind­
lichen Atomminenschächte und deren 
besondere Gefährlichkeit im Zusam· 
menhang mit dem AKW hin. 
Nach der Abschlußkonferenz auf der 
noch einige Grüße u.a. von den Bun­
des-Grünen verlesen wurden, gab es 
ein Fest mit Live-Musik und Diskus­
sionen auf einer nahegelegenen Elb­
wiese. 

Außer den 2.000 Demonstranten 
waren auch unsere besonderen Freunde 
von der Trachtengruppe mit etwa drei 
Hundertschaften zugegen. Zu Ausein­

andersetzungen mit ihnen soll es ge· 
kommen sein, als sie mit einem Wagen 
in eine Gruppe von Leuten hineinge-

sein sollen und daraufhin mit 
ein paar Bierdosen beworfen wurden. 
Im Verlaufe dieser Rangelei soll dann 
ein besonders eifriger Beamter ausdem 
Wagen gesprungen sein und seine Waf· 
fe gezogen haben. Aber das 
die Polizei natürlich ab. 



Nach dem Bohrbeginn ln Schwandorf am 
JJ4Ai_fanaä"iirl::fingslsamsfag eme De­
monstration von 5 • 6000 WAA-Gegnern 
unter dem Aufruf .. Bohrbeginn ist Baube· 
ginn« statt. Schoo in der Woche zuvor 
hatten unabhängiger Bller unmittelbar am 
Bauplatz einen alten Feuerwehrturm auf· 
gestellt, der als Mahnmal und Wider- . 
Standssymbol über die Demo hi~Jaus ste­
hen bleiben sollte. Das lnneminlsteriu.m 
wollte den ungenehmlgt errichteten Turm 
sofort abreißen lassen, mußte damit aber 
wegen eine.r von Bitern angestrengten 
einstwelligen Verfügung bis zum Tag vor 
der Demo warten. Im folgenden sollen ei~ 
Bericht von der Demonstration, eine Ein· 
schätzung ihrer politischen Wirkung so· 
wie die Diskussion in den Bis wlederge· 
geben werden. 

DIE DEMONSTRATION 

Fünf Minuten vor zehn am 21. Mai: etwa 2 
• 300 Menschen stehen auf dem Markt· 
platz von Wackersdorf, dem Treff für die 
Demo. Ich spare die Spannung in mir, 
wieviele Leute wohl kommen werden, ob 
wir mit dem Aufruf die Menschen anspre· 
chen konnten. Nur langsam tOllt sich der 
Platz .. 
Die Auseinandersetzungen um den Turm· 
bau und den polizeilichen Abriß am Vor· 
tag hatten eine umfangreiche Berichter· 
stattung in der Regionalpresse hervorge­
rufen, in der die Version des lnnenminl· 
sterlums • Der Turm ist der •Kern eines 
HOttendorfes• und dient als •Kommando· 
zentrale im Stil der gewalttätigen Ausein· 
andersetzungen in Gorleben und am 
Frankfurter Flughafen• • vorherrschte. 

Zum ersten Mal war die bayrische Staats· 
regierunggegen eine Aktion der WAA· 
Gegner voll in die Offensive gegangen. 
Mit der Demonstration am Bauplatz und 
dem Turmbau hatten wir versucht, von 
rein plakativen Meinungsbekundungen 
wegzukommen und 'hin zu ersten Ansät· 
zen von direkten, wenn auch noch symb'o· 
lischen Widerstandsaktionen. 
Der massive politische Druck und die er· 
sten Großeinsätze der Polizei gegen uris 
ließ die Anzahl der Demoteilnehmer be· 
sonders wichtig werden. Uns war klar, 
daß unser bundesweit verschickter Aufruf 
nur eine geringe zahlenmäßige Mobilisie· 
rung bringen wUrde. Die Masse der Teil· 
nehmer kam dann auch aus der unmittel· 
baren Umgebung, aus Amberg, aus Re· 
gensburg, aus Furth im Wald. Aber auch 
kleinere Gruppen vor allem von ehemall· 
gen WAA·Standorten waren gekommen, 
auch aus Gorleben, und das freute uns 
doch. 
Als der Zug sich mit 5 · 6000 Menschen 
Im Bewegung setzte, löste sich die Span· 
nung etwas, einige Organisatoren hatten 
ein •ganz gutes Gefühl•. Der etwa acht 
Kilometer lange Weg zum Baugelände 
und die Hitze ermüdeten. 
Die Kundgebungsbeiträge empfand ich 
als sehr unterschiedlich. Der Sprecher 
d13r· BI Schwandorf forderte die Empörung 
der Anwesenden Ober den unrechtmäßl· 
gen Turmabriß, von seiner eigenen war 
leider nichts zu spüren. 
Der katholische Pfarrer Feiehirneier sag· 
te, gegen Slrauß gerichtet, wer sl~h an· 
maße, etwa Ober die Zustände in SOdafri· 
ka besser bescheid zu wissen als die dor­
tigen Bischöfe, von dem sei keine andere 

Handhabung der Macht zu erwarten, a!s 
man sie in der Oberpfalz erlebt habe. 
Hannes Lindenmeyer vom Oberpfälzer 
Dachverband der Bis verurteilte den Poil· 
zeiaufmarsch, mit dem die Staatsregie· 
rung ein Klima der Einschüchterung er· 
zeugt habe. Den Abriß des.Turms nannte 
er einen »blindwotlgen Akt der Agges· 
sion.« 
Lllo Wollny aus Gorleben und Christa 
Reetz aus Offenburg (Grüne im Bundes· 
tag) besC:hworen den gemeinsamen Wi· 
derstand, zu dem uns Karl Maler (Atom· 
Maler) aus Wyhl mit den Worten Hoff· 
nung mac_hte: "Ihr seid ja noch eine junge 
Bewegung, da könnt ihr noch wachsen.« 
ln der Tat, das ist hier noch nötig! 

Die politische Wirkung der Demo 

Bel vielen Menschen der Region ist der 
Turmbau als Symbol unseres Widerstan· 
des gut angekommen. Sie bekamen auch 
eine konkrete Vorstellung von dem. was 
aus dem Innenministerium zu erwarten 
ist. Die Phase der Meinungsbildung setz· 
te sich bei diesen Menschen fort , es ge· 
lang aber nicht, sie massenhaft zu akti· 
vieren, und sei es auch nur fOr diese De· 
mo. Von BI-Sprechern wurde betont. daß 
viel~ WAA·Gegner aus ihrem Bekannten­
kreis nicht zur Demo gingen. weil sie dar· 
an zweifelten, ob der Bohrbeginn wirklich 
Baubeginn ist, zumai schon zu einem frO· 
heren Zeitpunkt drei Bohrungen niederge· 
bracht wurden. Die •neue Qualität« sei 
nicht zu vermitteln gewesen. 
"Die Leute haben ihren Standpunkt, das 
Thema Ist for sie aktuell gegessen; dre 
Leute sagen, das ist noch weit weg. Viel· 
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Die YOD <km S.ll1ftrit mit .an Slclle<beit 
~W~tauap~ 
C.rahren" biNA durc:h Abbruch clea 1\umes 
batei~ werden mliiMn. Nac.h clen vor~n­
den ErbMtnluen cler Sichtrlwltabthörden 
aoU im Zuaammenhlnl mlt der Otolldemon· 
suation der S.u von Holzhütten out eiern W AA. 
C.landot da& Zent&en und FIWen der Bohrlö­
cher .; Brrichttn .U.. Yaluunaln. da& Baet­
zen der Bäumt und da& Elmc~ von Pfih· 
Jen vorconommen -rden. In dMr ln West-k­
Un erscheinenclen ZtiiW>& (.Taplzellllnl") oei 
ein TeilnabmuuJ'NI wtötrentlkht worden, 
nach hm bt"'Jta out übtrrellonaler Basis 
70000 Hand...ual w der Dtmonatration verteilt 
worden stlen. 

in einer BUualcl.lon hatten am vt....",.._ 
Wochtntncle w AA.Qe..,er den blSbtmen Twm 
am RandtdtsvorpaebtnenWAA.Standortler· 
richtet. Ab Auulc:hi.IIWm wu.rdt da& C.bilde 
zunachst klaultlziert. Du Schwandon.r lAnd· 
tatsamt •btr stulle da& Olütict ab Schwarzbau 
tLD. weil .. d.aftlr blnt GeftellmiCunlppbtn 
hallt. Der Turm wurde Jdilid~Ucb ln tlnt J~­
lwuel umtunlrtlonlen. wu der BllrprlnitlatJVt 
beim VerwaltW>&ICtricht auch den lfW(inscb-

ttn ErfolJI brachte: die AbbNehaverftlcUnc 
wurde aullet Kraft ceaetzt. 

Im HJnbUcl< aut die Otolldemonstration. zu 
dtr heute auf dem Standort wtit Ober 10 000 
Buuchtr erwartet werden. wollte alch die. Poli­
tti )«doch mlt dieser Festleeune nicht wCNclen 
Ctbtn. deM -10 Wlt lflltm lU. dtm ln~ 
nisteraum zu höNn- ea lacen Erfahtuncsbtnch· 
te vor. wonach aolehe TUrme Jl)littr ala ZtniNn 
von HiitttndörCem die.nttn. 

lm E!nvemehmerl mll dem lollnlattrium be­
achlo8 da&~ Polbtlprilldlum. da& 
hiSberne Gebilde ooch vor der Demonstration 
abzubNehen. Ein OrolleufCtbot en !Mftit­
achaftapollzel, da& achon aeit elniCen Tuen ln 
Schwaneiod statlooloort war, rill:lae cleahalb Ct­
stam lwn 1101 1 Ullt zu der ,..a.wau.· aua. 

Der O~ter. der. oelt.t ID der 
VomaDdacbaft der~ ltCtD tlnt 
WAA \itia iat, _,.-.-llaJ!Dabtneerst iD 
KennUU. 1tMtz1. a1a a1e btreltl plaufn war. 
Mit dleaem VerbeMD wollla alcb die BI biDt .. 
wecs zufrieden pbtn und achalttta den 
Scbwandorfu R«btaenwalt Helmut Hey tln. 

Hay riumk zwar t1n. da8 die Beamten lnao­
wtit iD einet W>&IOekllcben SIIUlion waren. ab 
111t a1e polbtilidle Autpbtn Im Vordererund 
atanclen. OaJl man alch )edoch über ,Uitice 
~tanormen hb:lwecceaetzt habt, veranlaßte 
den Anwalt von Tatbtatinclen der Rec:htabtu· 
cunlo der SachbtachldJCWII und dH Dieb­
stahla zu SpNChen. 

A1a u.n:zultdfitnd stellte die Bütprlnitlatlvt 
BefUrc:htuncen der Pollul hin. wonach da& Oe­
rillt zum llitt.elpun)rt t1nH Btsetzuncsdotr~ 
hätte werden können. Btsltbtnde GefahNn für 
Leib und Leben von Demo~ttn wlta man 
zurilclc. Aus der Sicht der B~nltlatlven Ist 
die poUzeUlcht BUuaktion n1cht zu reehtfer· 
tiJen. 

Harte Worte der Kntlk a.m Vuhalttn der Be­
hörden hatte auch Landtat Hana Schuitrer pa.. 
rat der von dem Eineall vorber nicht unttrrleh· 
tet' worden war .• Mulltt tln 10 ho~r Aufwand 
aeln?• l'ractter den RtcittuniiPf~Sidtnten Karl 
Ktampol. der ~tlneratitl auch 1\Kht Ober die 
~nahmt b:lformierlcewesen aeln will. 

leicht. wenn die Bagger kommen ... •, so 
formuliert der Bller Kersting aus Schwan· 
dorf seine Hoffnungen. Dem steht die 
konservative Grundstimmung des 
CSU/SPO-Meinungsblocks gegenOber, die 
Unfähigkeit, die UngeObtheit der Men· 
sehen hier, sich ihrer Haut zu werden. Oie 
Gewohnheiten, die Einbindung in die so· 
zialen Lebenszusammenhänge sind noch 
stärker als der Wille, sich der Bedrohung 
WAA zu widersetzen. Selbst bei aktiven 
Bllern ist die Furcht, aus der Anonymität 
herauszutreten, weit verbreitet. Ein spon· 
taner. nicht angemeldeter Fackelwg 
durch eine Kleinstadt wie Amberg als Re· 
aktion auf den Bohrbeginn • während die 
BOrger essen gehen · ruft starkes Bauch· 
flimmern hervor. Aber die Amberger 
machten Ihre Aktion mit sechzig Leuten 
wenigstens! ln Schwandorf selbst pas· 
sierte nichts ·die unmittelbare Initiative 
gegen die Bohrungen blieb aus und damit 
auch ein gewisses Signal mit einer mobi· 
lisierenden Sogwirkung, 

Beobachter und die rechtsstaatliehen 
Verteidiger des Turms. 
Von Bedeutung war auch das scharfe 
Durchgreifen des Innenministeriums: 
1.Beim Turm. Dieser wurde nach der Er· 
richtung auf direkte Weisung von oben 
bewacht und am Vortag der Demo 
abgeris-sen, was noch ein gerichtliches 
Nachspiel haben wird. 
2.Bei der .Demo, wo etwa 6.000 Polizisten 
die Anreisenden kontrollierten. 
3. ln einer bisher die dagewesenen Pres­
sekampagne gegen die WAA-Gegner als 
•Gewalttäter•. •von außen gesteue'rt• 
usw. 
Oie bayrische Staatsregierung machte 
sich alle Ehre und es wirkte so dick auf· 
getragen, das es (for. den langjährigen 
AKW-Gegner) fast lächerlich war, aber die 
Menschen dieser Region mossen ihre Er· 
lahrungen selbst machen. 
Viellei~ht will Strauß -auf diese Weise die 
Konkurrenz mit Albrecht um die erste 
WAA entscheiden. Einige SPOier im Land· 
tag wittern in dieser •Oberzogenen Macht· 
demonstration• wieder ihre Chance und 
werfen in die Debatte, ob nicht Oragahn 
der bessere Standort sei. Schließlloli sei 
den Borgern der Oberpfalz die Ungewlß· 
heit darOber, ob die Anlage nun kommt 
oder nicht, nicht länger zuzumuten. Ihre 
größte Sorge ist offenbar die Gefahr der 
Störung des sotlalen Friedens! 

Insofern war der Turm unsere 'Rettung'. 
Auch wenn er von uns nur als Symbol un· 
seres Widerstandesv gedacht war, kristal· 
tisierte sich an Ihm der Ansatz eines ak· 
tionsorientierten Konzeptes. So wundert 
es kaum noch, daß der Turmbau vor al· 
lem von den wenigen unabhängigen und 
autonomen Gruppen und Menschen in 
der Region Initiiert und getragen wurde. 
Oie anderen Bis waren eher wohlwollende 
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Und die Bürgerinitiativen? 

.Oie Hoffnung, mit der Demo den sponta· 
nen Protest und Widerstand zusammen· 
zufassen, war etwas daneben. Vor allem 
die BI Schwandorf als örtliche Initiative 
hat sich ln dieser Hinsicht keine Sporen 
verdient. Oie BI Schwandorf hatte eine 
solche Demo zum Bohrbeginn lange Zeit 
abgelehnt und Oberraschle dann mit dem 
vorschlag zu einer bundesweiten Aktion. 
Ich verband damit die Hoffnung, daß sich 
jetzt, wo es konkret Richtung Baubeginn 
geht, neben anderen Formen auch Ansät· 
ze zu einem aktionsorientierten Wider· 
stand zeigen. Diese Hoffnung bli~b eine 
Illusion, Aktionen am Bohrplatz ~eh lten. 
Deutlich wurde auch: Der Zeitgeist gehört 
dem Frieden, und die spontan handelnde. 
bewegliche bundesweite Be~egung gibt 
es nicht mehr. Oie verbliebenen BI· 
Aktivisten in den Städten können auch 
nicht mehr Mdle Massen• mobilisieren. 
So kommt es wieder stärker auf die reglo· 
nale Widerstandsbewegung an, und diese 
tut sich in der Oberpfalz schwer gegen 
den herrschenden Meinunsblock der 
staatstragenden Parteien. 
Mit der Demo entwickelte sich jedoch ei· 
ne Loyalität der verschiedenen Wider­
standsströmungen, von den Vertretern 
des ßechtsweges bis zu den Anhängern 
direkter Aktionen. Oie Bereitschaft, sein 



&,.eben zu ändern, im Widerstand zu leben 
und in Opposition zu den staatlichen Ver­
hältnissen, beschäftigt heute mehr Men­
schen als vorher. 

Wie weiter? . 

Erste Ansätze wurden auf der Dachver­
bandssitzung angerissen. Fest steht bis­
her nur, daß die .. verantwortungslosen au­
tonomen Gruppen« am 17. Juni am Bau­
platz eine Bildungsveranstaltung mit dem 
Thema »Wir hauen auf die Paukecc durch· 
führen werden. Ziel: Aufbau eines Volks-

. bildungswerkes. 
Die Oberpfälzer Bis werden fast nur noch 
von den Aktivisten getragen. Das aktlvier­
bare Umfeld ist kleiner geworden. Oie 
mühsame Diskussion und Arbeit, einen 
solchen Unterbau wieder für die Bis zu 
schaffen, beschäftigt die Aktivisten ge­
genwärtig. 
Weiteres ist noch nicht zu veröffentli· 
chen. Fest steht nur eines: Es sind immer 
zu wenig Hände da, wenn es praktisch et· 
was zu tun gibt. 

Herbert, Nürnberg 
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13/14. AUGUST 

2. Anti · WAAhnsinnsfestival 

Die im letzten Jahr gestartete »Anti-WAA· 
Festival-Reihe• findet heuer ihre Fortset­
zung. Ziel der Veranstaltung ist ein Treffen 
aller WAA-Gegner, jeden Alters, und all de· 
rer, die es werden wollen. Geboten wird. 
unter freiem Himmel, viel Musik, Theater. 
Information, Speiß und Trank. 
Veranstalter ist erneut die Jugendzent rum­
sinitiative e.V. Burglengenfeld. Interres­
sierle merken sich Ort · urid Zeitpunkt 
schon jetzt Im Terminkalender mit Rotstift 
an, um am Wochenende vom 13. auf den 
14. August rechtzeitig mit Sack und Pack, 
Kind und Kegel und viel guter Laune auf 
dem Lanzenanger in Burglengenfeld zu er· 
scheinen · der Weg wird ausgeschildert. 
Wer will , kann auch Obernachten. Platz für 
Zelte ist vorhanden. Die 5,· DM Unkosten­
beitrag pro Tag dürften .auch sicher nicht 
zuviel ver!angt sein. Auf dem Programm 
stehen: am · Samstag, Beginn 14 Uhr: 
Brandnew (Jazzrock), Fuzz Wittke ( Lieder­
macher ), Matata· ( Afro-Jazz ), Averau Da I­
tons Rache ( Rock-Show ), Munju ( Jazz ). 

· Am Sonntag, Beginn 10 Uhr: Second 
WOJkscop ( Jazz ), Trio de Janeiro ( Samba 
), Checkpoint Charlie ( Pollt Rock), Crash ( 
Funk Jazz ), Crample ( Jazz Rock ); . 
außerdem wird am Sonntag den ganzen 
Tag Ober (Or Unterhaltung durch die " 
Spielkaravane • ( Theater, Gaukler, Feuer­
schlucker ... ) gesorgt. 
Des weiteren bietetd.as JZ B'feld noch eine 
Pantopmimen-Einlage. Alle, die gerne ei­
nen Stand, insbesondere zum Thema Um­
welt, aufschlagen oder sonstige Vorschlä· 
ge zum Fest machen möchten, wenden 
sich an: 
Initiative Jugendzentrum Im Städtedreieck 
e.V., 
Schwandorferstr. 5 
Postfach 1174 
8412 Burglengenfeld. 



Diskussionsbeitrag MJS Regensburg 

Die WAA in Schwandorf und 
der Widerstand dagegen 

Liebe Leserinnen und Leser, 
. bevor wir auf unseren Gegenstand 

eingehen, erlaubt uns einige kurze 
Vorbemerkungen. 

Wir, das sind der Robert und der 
Olli, 'schreiben diesen Artikel als 
persönlich' Einschätzung der Situa· 
tion. Wir weisen ausdrücklich darauf 
hin, daß es eine BI-Meinung hierzu 
nicht gibt, da die gesamte politische 
Meinungsvielfalt sogar auf den Sprech­
erratssitzungen vorhanden ist, möcht­
en jedoch hinzufügen, daß wir beide 
seit längerer Zeit aktiv in der BIWAK 
mitarbeiten. Wir kommen nun ohne 
Umschweife zur Sache. 

Die bisher herausragendsten Ereig· 
nisse des Widerstandes waren wohl 
die drei Großdemos: 15. März 1982 in 
Schwandorf, 4 . Sept. 1982 in .Regens­
burg und 21. Mai 1983 am Baugelände 
in Altenschwan. die Teilnehmerzahlen 
sanken hierbei von 15.000 auf 10.000 
und 5.000 jeweils ab. 

Die Einschätzung der Gesamt· 
Situation im Spreche_rrat der BIWAK 
reicht nunmehr von Optimismus bis 
hin zu fast offener Resignation, dies 
nicht zuletzt deswegen, weil die an· 
fangs starke Schwandorfer BI zwisch· 
enzeitllch zur Karikatur einer Wider· 
standsbewegung verkommen ist, die 
momentan zu keiner aktiven Wider­
standspolitik in der Lage ist. 

Unsere bereits seit längerem ver­
tretenen Auffassungen scheinen sich 
zu bewahrheiten: Es hilft nichts, auf 
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hö~re politische Einsicht der Verant· 
wortliehen zu warten, ebensowenig 
wie es hilft, sich auf das geltende 
Recht zu verlassen (siehe z.B. den 
Abriß eines Aussichtsturmes gegen 
die Entscheidung des Verwaltungs· 
gerichtes). Auch haben Großdemon· 
strationen, nicht zuletzt weil . diese 
Veranstaltu'ngen bisher immer seitens 
des Staates kalkulierbar waren, ihre 
überraschende Wirkung verloren. 

Was die Mehrheit in der Bevöl· 
kerung angeht, so kann man nun die 
Lage einigermaßen realistisch ein· 
schätzen und dadurch auch erkennen, 
wie der Widerstand tatsächlich aus· 
sieht. Genausowenig wie sich die 
Befürworter auf die Mehrheit der 
Bevölkerung stützen können, können 
es die Gegner der WAA: Bel einer 
Abstimmung käme es wohl darauf an, 
wer die 30 - 40 % (wahrscheinlich 
jedoch 80 %) unentschlossenen auf 
seine Seite ziehen könnte. Zur Frage 
WAA Ja oder Nein gehört nun einmal 
mehr als nur das Lesen der Orts· 
presse und das Sehen und Hören sog. 
objektiver Berichte. Letzendlich kann 
bei dem Informationsstand der Bevö l· 
kerung, der Wohl oder Übel zum Groß· 
teil auch vom Informationswillen ab· 
hängt, von echter Betroffenheit weftar 
Einwohnerkreise nicht gesprochen 
werden. Das Sein bestimmt das Be· 
wußtsein und es Sdlemt däß erst · 
näCfi e1ner qrößiien atomaren §atas· 
trophe Betroffenheit und Bewutaein 
entsteht. 

Der Kampf gegen die WAA ist 
zwar auch ein Kampf um die Mehr· 
heit in der Bevölkerung, doch Ist 
Widerstand nicht erst dann legal, 
wenn er von einer Mehrheit Qetragen 

wird (siehe die Situation im 3 . Reich). 
Auch ist zu beachten, daß die Mehr· 
heit allein noch nicht. zur Verhinder· 
ung von Projekten ausreicht, wie dies 
bei der Startbahn West oder in Gor· . 
leben zu erkennen warl 

Wir llhen Una'M WI!Cierst.ld als 
einen Teil des Widen1andes gegen 
nicht' mehr akzeptable gaelltcMft· 
liehe Entwicklungen an (Arbeitslosig­
keit, Umweltzentörung, Krieglgefahr). 
Sollte hierbei der Widemand gegen 
die WAA auf einen kleinen Kreis 
echt Betroffener begrenzt bleiben, 
so 111Ü118n eben die Widemands­
formen entsprechend angepaßt 
werden. Statt ·M..naufliufe hin zu 
autonomen Kleingruppen mit eigenen 
Methoden und von Seiten der BI 
höchstmögliche Toleranz diesen Grup­
pen gegenüber. Nebenher münen na· 
türlieh weiterhin die altbewihrten 
Methoden der Information treten 
(z.B. Flugblätter, Veranstaltungen). 
Hierfür Iehen wir in unserer BI ganz 
brauchbant Ansitze. 

Allerdings: Der Kampf ist noch 
lang und ein Haufen an Niedertagen 
erwartet uns. Harakiri und Märthyrer­
tum helfen nicht, auch nicht das 
Jammern um die frühere Stärke der 
Anti·Atom-Bewegung (siehe hierzu 
den Leserbrief von P. Weis in der taz 
v. 13. 6.:1983),' 1J'Otzdem bleibt zu 
hoffen, diß die DWK und ihre Erfiill­
unglg&hitfen kaum ruhige Zei18n er· 
lebenw.clen. 

Wenn man/frau Kritik oder An· 
merkungen zu unseren Einschätzungen 
haben, so schreibt bitte an: Oliver 
Wolf, Lindnergasse 3, 8400 Regens· 
burg • Danke! Ro~rt . & 0111 



Es Ist tur mich 1mmer noch interessant, 
daß es •mmar w•9Cier Leute g•bt, die der 
Anti-Atom-.. Bowegung" nachtrauern 
Konnt ihr da nicht mal ubtlrlegen. war· 
um d10 Leute nicht nach Schw<tndorf 
oder meinetwegen Marlenborg /Rosen· 
hoim (AKW geplant\ zur Demo kom· 
mcn? Fur mlchg•btosdamohrercGrun· 
de. d e auch fur d e ach so groBe Fne­
donsbewogung gellen bzw gelten wer­
den 
D e Leute haben bot den gen 
hältntssen ( eh auch) keinen Bock quer 
durch Deutschland zu so e•ner Demo zu 
fahren, weil da doch Immer w•cdcr d•e 
selbe Sehe Be abtaut\. Entweder du 

rtst kilometerweit latschen und taufst 
ICh halb tot oder du langwotlstdtchvor 

der Bul enspcrrc und d1e lassen diCh 
nicht durch Dazu kommen vrolle•cht 
noch e•n paar .Verruckte",dled•eBullon 
unbedingt mn Matsch otc boschält•gen 
müssen (sehe Katknr) Alle s•nd gegen 
AKWs doch Joder hat seine größten 
Sorgen tm täglichen Kampf des Lebens 
Dte Leute ln Schwandorf brauchen ntcht 
out die Bewegung der ,.1~.000 Brok­
dorter" zu hoffen, denn wennosd•c Leu­
te ubertlaupt noch gtbt, so erfahren sie 
o1genthch gar nichts von euch und woh· 
nen auch nicht unbodlngt so nah an 
Schwandorf Das soll hctßon, Ihr mußt 
d•o Oberpfalz mobllls eren-und eventu· 
oll Bayern. Denn das sind die ersten 
Betroffenen Daß steh d8 ntx ruhrt,lst Ja 
auch klar. wenn keiner m Bayern was 
macht. es sind etnfach zu wenlo Loute. 

MIIICriCtCil Schwandorl' Pä61 auf I 1J 

Ote JUngsten Eretgntsse m Landshut star· 
ken den Verdacht, daß die CSU eine Strate· 
gte fahrt, um regtonalen Burgerprotest trn 
Z.Jum zu hallen. 
D•e CSU gefuhrte Stadt Landshut stellte 
s1ch an dte Sptlze des Wtderstands gegen 
das AKW lsar 2. ein 1200 MW·Reaktor, an 
dem setl Sommer 1982 gebaut wird. 
Im August reichte dte Stadt Klage gegen) 
d1e Saugenehmtgong em. Somtt wurde 
dem Unmut in der Bevölkerung gegenober 
den AtomproJekten an der lsar Rechnung 
getragen · Denn nach der Sttllegung des 

f Reakto•s in Ntederatchbach und den zahl· 
retchen Storlallen tm AKW Ohu I sind die 
Monsehen 1n dieser Region gegenuber der 
Atomenerg•e n•cht mehr vorbehaltlos 
Doch die ortliehen CSU·Macher nahmen 
steh de• Sorgen thter Wahler an und brem· 
sten so deren Widerstandsberettschall. 
An lang Jum zog nun d1e Stadtlandshut ih· 
re Klage zuruck. Belrollen reagierte das 
Landshuter Burgerforum gegen Atomkraft· 

0 werke. deren Erklarung wu tm lotgenden 

\ ab:'ruc \ 

~"-!!!!!!~1l~!;~'" ••.•• , i\...: 
weil der Vereinsvorstand n1cht mit· ~l 
macht Schon zur 1 Demo Im März '82 J 
war es $8hr sctw.nr, dlo Sehwandor1or 
dahin zu bringen daß es ln Schwtmdorf -~ 
eme Demo glot (Landeskonfcronz der 
BI Bayern) Dlo Leute von der Lnko sind 
und waren tn Schwandor1 nlo cr­
wunscht Solange Ihr euch dtcse Vor· ~ 
e nsmeierel ln Schwandort le•Slct, so· 
lange wtrd BLICh ketn W•dorl'ötand tn d•e 
OberpfÄiz kommen 
Du~ AKW Gegner 1n dor BAD werden 
&lcherltCh mcht zu lausenden zu Irgend 
einer Demo fahren, es m11B schonetnon 
Stnn haben und wenn sich da ragtonal 
n1x tut dann brauchen wtr ubctrogtonal 
gur nicht zu moblllsteren 
Besonders sollten so Leute wie tltOSE.1 

r d•c da mit Hunderttausen 

auf 
~~·m••IRo..nauch mal Oberlegen. was es 

Jeden Einzelnen konkret kostet, auf 
~o eine Aktion zu gohon (außer dem 
pr vaten Risiko) Bfokdorf hat nachAus­
sage des BBU die Teilnehmer ca 6 Mto 
CM gekostet 
Ohne Presse una den ganzen Wirbel 
waren n~emals so vieledort htngofahren. 
Uberlegt euch lteb~r mal ln der Ober· 
ptaJz. was da Scheiße lief, als daß Ihr 
Irgendwelchen Einsern mit vtelen Nul· 
tel" nachjammert VIelleiCht schaffen 
wtr s dann 1m Rahmen vom .. Kampf" um 
Wyhl 84 auch in Bayern bzw. ln der 
gesamten BAD und Umland, mal zu zel· 
gen. was wtr wollen. Demolieren und 
OcmonSlrleren sollten w~r mal kleiner 

roß er vtellelcht Blockieren! 
Wels. Wurzburg· 

Stadt Landshut pe1 
Obert)llrgermetster Oetmer enll~r 

vcnu komrnenltetle der Vorstand (lflS 

Lanclshulm ßurget lorurns gegen Atom 
krallwerke dte Rucknahme der Klage gc 
gon l11t> Baugenehmigung gegen das AKW 
Ohu 2 bet L<Jndshlil Denn llte Auss1chtsto 
s1gkml der slautischcn Klage ?lll Verhindc· 
rung von Ohu 2 war von vornheHtn klar. 
wetl Landshut als Stadt 111 etnem dorarl•· 
non Proteß nu• eme Planungsllctrollcnhotl 
und wasserrechtliche Belange, ke1neslalls 
ttl>m d1c Gelahrdllll<l der emzelnen Burger 
von Lehen Gesundhell u el· 



Fortsetzung von Ohu 

Durch den Zubau des dritten Atomkraft­
werks in der Region war aber die Planungs­
betroffenheit nicht in besonderer Weise 
berührt und in Bezug auf die wasserrechtli· 
chen Belange hätte sich Landshut in bla­
mabler Weise jedenfalls die eigene grobe 
lsarverschmutzung infolge Fehlans einer 
wirksamen Kläranlage vorhalten lassen 
müssen. Aus diesen Gründen hätte die 
Stadt Landshut von Anfang an auf eine ei­
gene Klage verzichten sollen und lieber die 
hierfür angesetzten und jetzt verschwende· 
ten Geldmittel zur Ermöglichung und Mitfi­
nanzierung von allein aussichtsreichen 
Bürgerklagen bereit stellen sollen; wozu 
der Oberbürgermeister mehrfach in ein­
dringlichen Appellen vom Bürgerforum 
und von anderer Seite • leider erfolglos · 
aufgefordert worden war. 
Was sollte die Klage der Stadt LandShut al­
so, für die sich Deimer jetzt entschuldigt? 
Sie war offenbar nur das wohlkalkulierte 
Feigenblatt des selbsternannten Landshu­
ter Anti·Atom-Siegfried, das dieser nun 
rechtzeitig vor der ernsthaften Auseinan­
dersetzung mit dem Drachen der Atomin­
dustrie wie eine heiße Kartoffel fallen ge­
lassen hat, ohne daß sachlich oder juri­
stisch irgendwelche neuen Argumente auf­
getaucht sind. Schon durch seine frOher 
noch laut erklärte Atomgegnerschaft hat 
Deimer einem breiten Bevölkerungswider­
stand gegen den weiteren Ausbau des ato­
maren Pulverfasses vor den Toren Lands­
huts einen Bärendienst erwiesen und die­
sen notwendigen Widerstand letztlich ab­
gefangen. Dafür schulden ihm die Setrei­
berseite und die Bayerische Staatsregie­
rung einschließlich Staatskanzlei jede Art 
von Dank. Durch die Klagerücknahme zum 
jetzigen Zeitpunkt, wo das laufende Bau­
stopverfahren der vom Bürgerforum unter­
stützten· privaten Klägerin in die entschei­
dende Phase getreten ist, kann sogar die­
ses Verfahren auch noch negativ beein­
flußt werden. Ist dieses alles nur Zufall 
oder eiskalt geplant ??? 
Für einen wirklichen Atomgegner reicht es 
eben nicht aus, sich seine vergangene 
Atomgegne,rschaft von der Hofberichter­
stattung immer wieder nur bestätigen zu 
lassen,· wenn die Zukunft von hunderttau­
send Bürgern und nachfolgenden Genera­
tionen auf dem. Spiel·steht. Hier wären Ta­
ten notwendig gewesen, nicht nur bloßes 
Reden oder eine Alibi-Klage: als wichtigste 
Tat die volle finanzielle und ideelle Unter­
stützung der allein aussichtsreichen Kla­
gen betroffener Bürger, deren Klagebereit­
schaft dem OB und dem Stadtrat rechtzei­
tig mitgeteilt wurde. 
Für das BOrgerforum ist jedenfalls klar ge­
worden: Weder unser oberster Stadtbürger 
noch die ihm jederzeit hörige Stadtrats­
mehrheit oder der Ältestenrat werden Ohu 
2 und weitere Atomanlagen verhindern 
oder auch nur verhindern wollen, wenn 
dies die Bürger dieser Stadt nicht selber in 
die Hand nehmen. 

.......... 
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Wo hebbt se den Atomschiet laten? 

Anfrage der Fraktion der Grünen. 
im riieders. Landtag am 8.3.83 

Seit füof Jahren. ist das AKW Lin­
gen I aiJßer Betrieb. Es gilt als still· 
gelegt. Die Brennstäbe sollen lt. Zei­
tungsberichten in die WAA Windscala 
abtransportiert worden sein. ln der Öf· 
fentlichkeit sind Zweifel aufgetaucht, 
als kürzlich der Ausbau eines Notstrom­
aggregrats unter Auflagen genehmigt 
wurde, die die Aufrechterhaltung wei­
terer Kühlkapazität vorschrieben. Fer­
ner ist bekannt, daß der Anlagenteil von 
Windscale, der der Verarbeitung von 
Leichtwasserreaktor-Brennelementen 
dient, seit 1973 radioaktiv verseucht 
und stillgelegt ist. 

Der Minister für Bundesangelegenhei­
ten Hasselman, erklärte dazu, der Ab-

. transport der Brennstäbe ,,erfolge plan­
mäßig", von den bei Außerbetriebnah­
rne im AKW vorhandenen 367 bestrahl-
ten Brennelementen seien bisher 257 
nach Windscala abtransportiert wor­
den, der Rest soll bis Mitte dieses Jah­
res· weg sein. Das sonstige radioaktive 
Inventar, z.B. der Primärkreis, befindet 
sich in der Anlage. Der Herr Minister 
mußte zugeben, daß in Großbritannien 
bislang noch nichts aufgearbeitet wur­
de, sondern alles im Zwischenlager ge-. 
lagert sei. "Es gäbe keine Hinweise, 
daß die Engländer ihre Verträge nicht 
voll erfüllen itnd die Brennelemente 
nicht abnehmen." 

Auf die Frage der Grünen, wie denn 
der arbeitendeTeil derWAA Windscale, 
der für die in Großbritanien benutzten 
Brennelemente von Gasgraphitreakto­
ren ausgelegt sei, die Leichtwasser­
brennelemente aus Lingen aufarbeiten 
soll, verstieg sich · Hasselmann zu der 
Äußerung, wenn die Verarbeitung der 
in GB vorhandenen Abfälle erledigt sei, 
er schätze in wenigen Jahren, würde 
man soweit sein, auch alles andere ver­
arbeiten zu können. 

Den genauen Inhalt der Verträge, 
ob und wann die Brennelernente in die 
BRD zurückkehren, kannte Hasssel-

ten Mutes über eine LösuQg des Pro­
blems, die Reste des ~:adioaktiven In­
ventars würden in einem ,,absolut sich~ 
eren Einschlußkreis" eingeschlossen, 
dort ~5 bis 30 Jahre verbleiben, um 
festzustellen, ob überhaupt Gefahren 
bestehen .. 

Die Briten seien auf jeden Fall ver­
pflichtet, alles abzunehmen, die BRD 
sei hingegen nicht verpflichtet, etwas 
zurückzunehmen. Von der Tatsache, 
daß in GB 90% des radioaktiven Ab­
falls von Windscala in der Nordsee 
versenkt und auf diese Weise auch 
der Atommüll aus· Lingen zur Erfül­
lung der Verträge beseitigt werden 
könnte, hatte Hasselmann noch nie 
etwas gehört. 

Als ein grüner Abgeordneter auf ei­
nem Zeitplan für die Aufarbeituns der 
Brennelemente beharrte, beendete Has­
selmann die Debatte mit der Aussage 
"He" Präsident, die dringliche Anfra­
ge betraf das KKW Lingen. Dort wird 
der Abuansport Mitte des Jahres er­
ledigt sein, damit ist die Frage beant­
wortet. Andere Fragen wurden nicht 
gestellt." (Beifall bei der CDU). Um. 
die Beseitigung des Atomschiets brau­
chen wir uns nach Hasselmann jeden­
falls . überhaupt keine Gedanken zu 
machen, denn "wir wissen es, und 
das ist richtig" (Zitat Hasselmann). 

**** 

Keu~ /Jlomm~Lll 
BAUPLATZ EINGEWICKELT 

6 Jahre Widerstand haben die BI Ahaus 
nicht entmutigt. 
Zahlreiche· Veranstaltungen und Aktionen 
sollten Anfang Juni die Bevölkerung auf 
den Anhörungstermin für das Zwischenla­
ger am 21. Juni vorbereiten. 
Höhepunkt der Mobilisierungskampagn·e 
war die Demo am 11. Juni. Das längste 
Anti-AKW-Transparent der Welt wurde von 
der Innenstadt bis zum ca. 3 km entfernten 
Bauplatz entrollt. Anschließend wurde un­
ter dem Motto, sich nicht von der Atomlob­
by einwickeln zu lassen, der Spieß umge­
dreht, und der Bauplatz selber mit dem 
Transparent von der Außenwelt abge­
schottet. 

... 
• 
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mann nicht. Er war aber trotzdem gu- ·. ''Iu'/!'' 
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Brüter Hearing '83: 

Zivile Atombombenproduktion 

Der BBU und die AGÖF (Arbeitsge· 
meinschalt Ökologischer Forschungsin­
stitute) veranstalteten in Bonn das in· 
ternationale Brüter-Hearing '83. Das 
Hearing stieß unverdientermaßen in der 
Öffentlichkeit nur auf geringe Reso­
nanz und wurde, vermutlich wegen 
der Brisanz des Themas, in den Medien 
(Ausnahme: T AZ) totgeschwiegen. Bri· 
sant ist dieses Thema, weil mittlerweile 
bekannt ist, daß Brüter in den USA 
und in Frankreich nicht betrieben oder 
gebaut werden, weil sie billiger Strom 
liefern, sondern weil sie weiHentaug­
liches Plutonium ausbrüten sollen. Mit 
diesem Wissen stellt sich natürlich die 
frage, wieso die Bundesregierung am 
Schnellen Brüter in Kaikar festhält. Das 
System dieses Brüters ist veraltet und 
zu teuer, also nicht für den Export ge­
eignet, kann keinen preisgünstigen 
Strom erzeugen und ist extrem unsich· 
er. Das Anliegen der Veranstalter war, 
bewußt zu machen, daß mit dem Brü­
terprojekt in . Kaikar auch militärische 
Interessen verbunden sind. 

Bob Alvarez ( Environmental Policy 
Institute, USA) stellte dar, auf welche 
Art und Weise in den USA zur Zeit ver· 
sucht wird, Plutonium für die ehrgei­
zigen Aufrüstungspläne der US-Regie­
rung zu gewinnen. Die ursprüngliche 
Einheit der zivilen und militärischen 
Atomtechnologie wird wieder ange­
strebt:Bomben aus Atommüll und dem 
Schnellen Brüter. Ähnlich sieht es in 
Frankreich aus. Yves Lenoir (Energie 
et Oeveloppement, Freunde der Erde) · 
berichtete über das franz. Atompro· 
gramm und die Atomstreitmacht "for­
ce de Frappe" .ln Frankreich wird 
ab 1984 der Bedarf an waffenfähigem 
Plutonium durch den Brüter Super Phe· 
nix in .Malville, an dem auch die BRD 
beteiligt ist, gedeckt. (siehe auch Atom­
müllzeitung Nr. 23, Berichte vom Gor­
leben/Dragahn Hearing). Hariolf Grupp 
(IFEU) ging in seinem Beitrag auf die 
technischen Möglichkelten zur zivilen 
Atombombenproduktion ein. (s.u.) 

Oie deUtsch französische Zusammen­
arbeit der zivilen Atombombenproduk­
tion war das Thema von Helmut Hirsch 
(Gruppe Ökologie). Dabei ging er auch 
auf den "Weg zur Atombewaffnung" 
der BRD" ein (s.u.). Dieses Thema 
fällt in der BRD in der Regel sofort 
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unter den Tisch. Anscheinend gibt es 
auch in der Anti-AKW-Bewegung 
und in der Friedensbewegung starke 
Berührungsängste mit dem Gedanken 
einer möglichen Atombewaffnung der 
BRD. Aber zunäc!'lst stellen wir die 
vier Wege dar, auf denen es möglich 
ist, das für moderne Atomwaffen un­
erläßliche Plutonium 239 zu gewinnen. 
·Oie in den USA gebräuchlichen mi­
litärischen PrÖWiktjonsreaktoren kön­
nen keinen Strom erzeugen, weil die 
Prennelemente nur kurz (14 Tage) im 
Reaktor verbleiben .und dann zur Ab­
trennung des Plutoniums wiederaufge­
arbeitet werden müssen. Durch die für 
die für die Stromerzeugung notwendi­
ge längere Bestrahlung (3 Jahre) der 
Brennelemente wird Plutonium erzeugt, 
mit dem _nur "große" Bomben herge­
stellt werden können. 

ln Frankreich und Großbriteoien 
werden Magnox-Reaktoren. die entwe­
der Strom oder Waffenplutonium er­
zeugen, verwendet. Das erzeugte Waf­
fenplutonium wird in den militärischen 
WAAs von Marcoule und Windscala ab­
getrennt. Durch die Laserisotopentren­
nung wird es möglich, mit einem Laser­
strahl die verunreinigten Plutoniumbe• 
stände langbestrahlter (aus "zivilen" 
AKWs) Brennelemente abzutrennen 
und Plutonium 239 anzureichern. ln 
den USA soll in der zweiten Hälfte der 

' Boiger Jahre eine Demonstrationsanla· 
ge in Betrieb genommen werden. Oie 
Schnellen Brüter, die in Frankreich be· 
reits in Betrieb bzw. in Bau sind, erlau­
ben es, ,,gleichzeitig große Mengen 
Strom sowie waffenfähiges Plutoni· 
um zu produzieren. Diese Anlagen 
sind sozusagen Umwand/er von Plu· 
tonium-lsot.open,· sie verbrauchen im 
Reaktor Plutonium, das aus abgebrann­
ten Biennelementen derzeit betriebe­
ner Reaktortypen stammt, und produ­
zieren im Brutmantel aus dem Uran 
praktisch reines Plutonium 239. Die 
theoretische Produktionskapazität an 
Waffen-Plutonium der Brüter Phenix 
und Super Phenix timtspricht umgerech­
net 35 bzw. 110 Atomsprengköpfe pro 
Jahr." (Yves Lelioir beim Brüter Hea­
ring '83). Der Brüter ist also der ideale 
Zwei-Zweck-Reaktor. Im Brutkern 
des Brüters wird der Strom im Brut­
mantel, der den Kern radial und axial 

umgibt, das begehrte Plutonium produ­
ziert. Teile des Brutmantels können 
ausgewechseltwerden;ohne·die Gesamt­
anlage abstellen zu müssen. Auch un­
rentable Brüter, die kein Extra-Plu­
tonium schaffen und hur wenig Strom 
produzieren~ wandeln das Brutmantel· 
uran in Waffenplutonium um. 

Der Weg der Atombewaffnung 
derBRD. 

ln Frankreich sollen Schnelle Brü­
ter, besonders der Super Phenix, zur 
Herstellung von Waffenplutonium ein­
gesetzt werden. Diese Tatsache ist in 
zweierlei Hinsicht interessant. Zum ei­
nen ganz allgemein, weil es hier ganz 
offensichtlich wird, wie in dem Fall 
des Brüters die militärischen und zivi­
len Aktivitäten zusammenhängen. Wal· 
ter Patterson hat· dies auf dem· Gorle­
ben/Dragahn Hearing erörtert und den 
Begriff ,,zivilitärisch" für diese zwei­
deutige Art von Aktivitäten geprägt. 
Z.um anderen, und das ist noch er­
schreckender, betrifft dies nicht nur 
den Atomwaffenstaat Frankreich, 
sondern auch durch vielseitige Ver­
flechtungen auch die BRD sowie wei­
tere europäische Nicht-Atomwaffen­
staaten. ln der Entwicklung der Brüter­
technologie besteht auf der Basis ei· 
ner Vereinbarung von Enemjexersor· 
gungsunternehmen aus 6 europäischen 
Qndern (BRD, Frankreich, GB, Nie­
derlande, aelgien, Italien) wn--19.23, 
eines. Regierungsabkommen von 1'976 
sowie von Verträgen von 1977 eine 
enge Zusammenarbeit zwischen Frank· 
reich und der BRO. Einer de_r Haupt­
punkte .dieser -Verträge beinhaltet, 
daß sämtlich Kenntnisse, die JWi..deln 
Gebiet der Brüter ..... Forschung während 
der I ao •heit dieser Verträge ( 1977 -
1997) erlangt werden und die vorher 
erlangt wu-rden, dem jeweiligen Partner 
nutzbar aemacbt werden. Eine Diffe­
renzierung wird nicht vorgenommen, 
d.h. Forschungsergebnisse aus der BRD 
können in Frankreich im militärischen 
Bereich angewendet werden. Der Aus­
tausch, von dem wenig an die Öfferrt­
lichkeit gelangt, istsehr intensiv. Schon 
1980 war in der Zeitschrift "Kerntech­
nik" zu lesen, daß in den ersten drei 
Jahren 250 Expertengespräche stattge· 
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funden haben und bereits 1 .500 Do­
kumentationen ausgetauscht wurden. 
Im Kernforschungszentrum Karlsruhe 
ist einer der Schwerpunkte der Forsch­
ung die Entwicklung verschiedener 
Brennstofftypen. Solche Forschungsar­
beiten bringen es zwangsläufig mit sieh, 
daß man einen reichen Erfahrungs­
schatz sammelt, der, wenn man es an-

. strebt,. zur Bombenherstellung dienen 
kann. 

Ein weiterer wichtiger Punkt dieser 
Zusammenarbeit ist der Bau des Super 
Phenix, wo die EDF (Eiectrice de Fran­
ce) einen Anteil von 51 % hält, die ita· 
Iienische ENEL einen von 33 % und 
die Firma SBK eine Tocherfirma der 
RWE 16 % hält. Die SBK stellt 16 %· 
des Startinventars an Plutoojym zur 
Yerfüaung. Der Super Phenix produ­
ziert .im. Brutmantel, wenn er wie ge­
plan! funktioörert, jährlich ca ... 300 lg 
· imKiassiges Waffen-Plutonium. u-. 
sätzlich wird noch e1ne größere Menge 
Plutonium im Brutkern produziert.Un-. 
klar ist, in welcher Form die BRD das 
Plutonium wieder zurückbekommt, ob 
die gleii::he Menge an Reaktor-Piutoni· 
um oder eine um die Brutrate vermehr­
te Menge zurückgegeben wird. Es kann 
auch möglich sein, daß da!~­
Plutonium paritätisch autgeiäiii\Nilxt, 
dann würde die BRD jährlich etwa 47 
l<g erstklassiges Bombenmaterial er­
!!!,lten. 

Auch auf dem Gebiet der Wieder­
aufarbeitung von Leichtwasserreaktor­
Brennstoff - ebenfalls eine potentielle 
Quelle für waffenfähiges Plutonium -
besteht seit 1971 eine Zusammenar­
beit (überwiegend Kenntnisaustauseh) 
zwischen Frankreich, Großbitanien 
und der Bundesrequblik. 

Die BRD unterstützt also, vor al~ 
lern durch die , Brüter-Zusammenar­
beit, das franz. Kernwaffenprogramm. 
Sie hat aber keinerlei rechtliche Hand­
habe auf die .Art der Verwendung des 
produzierten franz. Plutioniums einzu­
wirken. Darüberhinaus erlangt die 

BRD durch die Mitarbeit am franz. 
Brüterprojekt - falls das erzeugte 
Waffen-Plutonium anteilsmäßig zu­
rückgegeben wird - die Verfügungs­
gewalt über Atomwaffenrohstoffe. 

Dies gilt mit gewissen Einschrän­
kungen auch für den Brüter in Kalkar, 
wenn er in Betrieb genommen wird, 
sowie für die Wiederaufarbeitung von 
Leichtwasserreaktor-Brennstoff. Die 
Wiederaufarbeitung weist techn. Nach­
teile auf, aber dafür fallen sehr große 
Mengen an Reaktor-Plutonium an. 
ln der BRD ist das weitere Know how 
vorhanden, um ohne längere Einar­
beitungszeit mit diesen Rohstoffen 
umgehen zu können. 

Die Bundesregierung beruft sich 
darauf, daß die BRD den Y!lrtrag über 
die Nichtweiterverb..mitung von Kern­
waffen unterzeichnet und damit auf 
die nationale Verfügungsgewalt ver­
zichtet habe. Dieser Vertrag. hat aller­
dings eine Kündigungsfrist von nur 
90 Tagen. Außerdem läuft er ~ ~: 
Tafiiin au.s - ]ffiijft<lausel. :! ~~ & 
B R D als Bedingung für nm ffntAJO: 
schritt bestanden hatte! Interessant 
ist in d1esem. Zusammenhang auch, 
daß hier die Ratifizierung des Nicht­
weiterverbreitungsvertrages durch die 
BRD durchaus kontrovers war. 
Führende bayrische Politiker waren 
damals keineswegs davon begeistert. 

Die technischen Möglichkeiten für 
eine Kernwaffenproduktion in der 
BRD werden durch die Brüter- und 
Wiederaufarbeitungspläne geschaffen. 
Die völkerrechtlichen Kontrollen sind 
schwach. Was den politischen Willen 
betrifft, so sind Entwicklungen in den 
kommenden Jahren denkbar, die den 
Anstoß für eine Entscheidung zum 
Bau von Kernwaffen geben könnten: 
etwa Zerwürfnisse im westlichen Bünd­
nissystem oder andere tatsächliche 
oder ·angenommene Veränderungen 
der globalen Kräfteverhältnisse. 

Für die mögliche Atombewaff­
nung der BRD gibt es verschiedene 

Wege. Z.B. kann Plutonium für die 
Arsenale der NATO bereit gestellt 
werden, oder die BRD kann, wenn 
die Fertigungskapazitäten · von Atom­
sprengköpfen knapp sind, die~ selbst 
produzieren und sie der NATO zur 
Verfügung stellen. Dazu kommt noch 
der alte Traum von der deutschen 
Atombombe, der wieder aufgewärmt 
werden könnte. 

Dies wäre die direkteste Form. 
Das Vorhandensein der technischen 
Möglichkeiten kann eine solche Ent­
scheidung erleichtern oder sogar • als 
Kurzschlußhandlung - provozieren. Ein 
"mehrdeutiges" Atomprogramm mit 
zugleich zivilen und militärischen 
Nutzungsmöglichkeiten gestattet eine 
allmähliche Entwicklung bis hin zur 
endgültigen Entscheidung. Diese Ent­
scheidung kann auch noch lange ge­
heim bleiben, bzw. unter Umständen 
dann nicht mehr so brisant sein, 
da sie nur noch den letzten Schritt 
eines langen Weges darstellt. 

Die Entscheidung der BRD für 
eine Beteiligung an internationalen 
oder eine. Durchführung von eigenden 
Programmen im Bereich Schnelle 
Brüter und WAA ist daher auch ~ 
sei es gewollt oder ungewollt - als 
ein Schritt zur Atombewaffnung der 
BRD zu sehen. 

***** 

Atomrüstung hat 
Vorrang in Frankreich 

hhb.Paris 
Die atomare Verteidigung hat nach Auf­

.fassung der von Sozialisten und Kommuni­
sten getragenen französischen Regierung 
"Vorrang vor allen anderen Prioritäten". 

. Dies erklärte Verteidigungsminister Hemu 
am Donnerstag zum neuen mehrjährigen 
Verteidigungsrahmenplan, den die Regie­
rung der Nationalversammlung vorgelegt 
hat. Das Plangesetz, das sich von 1984 bis 
1988 erstreckt, sieht Gesamtausgaben für 
die Verteidigung in Höhe von 830 Milliarden 
Franc (276 Milliarden DM) vor. Davon 
sollen 30 Prozent dem Ausbau der strategi­
schen und taktischen Atomstreitkräfte 
diene1t 

Nach der Indienststellung eines sechsten 
mit Raketen bestückten Atom-U-Boots im 
Jahre 1985 ·soll noch 1988 der Bauauftrag 
.für ein siebentes strategisches U-Boot 
vergeben werden. 1986 soll ein neuer atomar 
angetriebener Flugzeugträger auf Kiel ge­
legt werden, der ab 199~ den ·dann 
veralteten Träger .,Clemenceau" ablösen 
.soll. Eine Entscheidung über den Bau einer 
Neutronenbombe steht noch aus. 

H~~ u. 22.~t.li 

***** 
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'iochtemp raturren tor ln Hamm 

" Ist es nicht schon zu spit? • • Die Frage 
Ist sichertich berechtigt. Gemeint Ist der 
Widerstand g,egen den Thorium-Hoch· 
Temperatur-Reaktor (THTR) in Hamm· 
Uentrop. 
Doch sowohl die Tatsache, daß die Bewe­
gung sich Im Moment fast nur noch mit der 
Krleg~klste beaehiftlgt · und das AKW· 
Programm in den Hintergrund getreten Ist • 
als auch die für den Herbst angekündigten 
Probeläufe des Reaktors können die örtll· 
chen AKW·Gegner nicht entmutigen. 
Gerade jetzt,.da sich die Lage zuspitzt, da 
seit Jahren mit dem THTR (neben Krüm· 
mel) der erste Reaktor ln Betrieb genom· 
meli werden soll, stecken die Leute den 
Kopf nicht in den Sand. Fast genau ein 
Jahr nach der letzten Kalkar-Demo soll es 
Im Westen wieder eine größere Anti·AKW· 
Demonstration geben. Termin Ist für Mitte 
September vorgesehen. 

Der THTR ist eigentlich Immer ein Stlef· 
kind der Anti·AKW-Bewegung gewesen. Es 
stand immer Im Schatten von Brokdorf, 
Wyhl und vor allem Kalkar. Der Name fiel 
eigentlich .Immer nur Im Zusammenhang 
mit dem •Schnellen BrOter• in Kalkar. Und 
wenn er fiel, dann hatte das nichts mit Wi· 
derstand zu tun, sondern nur mit nackten 
Zahlen · mit roten Zahlen. Ebenso wie der 
•Schnelle BrOter• brachte auch der THTR -
beides Forschungsprojekte und Reaktor­
prototypen • samtliehe Prognosen hin· 
sichtlich des Fertigstellungsdatums und 
der Kosten zu Fall. 
Seit 1972 wird in Hamm der THTR 300 von 
der Hochtemperatur-Kernkraftwerke 
GmbH (HKG) gebaut, ein HerstellerkollSor­
tium, dessen größte Gesellschafterin die 
VEW Ist. Ausgeführt wird der Bau von ei­
nem Konsortium, das von den Firmen 
Brown,Bovery & Cle (BBC, Mannhelm), 
Hochtemperatur-Reaktorbau GmbH (Köln) 
und der Nukem Gmbh (11anau) gebildet 
wird. Finanziert wird praktisch nur aus 
Steuergeldern. 
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Geplant war d ie Inbetriebnahme fOr den 
1.11. 1976. Daraus ist jetzt September 1983 
geworden. Ob. der Reaktor aber Ober die 
Probeläufe hinauskommt und tatsächlich, 
wie jetzt geplant, 1985 mit der Stromliefe­
rung beginnen wird, steht auch noch da· 
hin. Die ursprOngl(ch veranschlagten Bau· 
kosten von 673 Mill. DM haben steh mlnde· 
stens versiebenfacht Offiziell werden heu­
te 4,7 Mrd. DM angegeben, tatsächlich 
dOrften es Im Endeffekt aber Wohl Ober 6 
Mrd. DM werden. Zu zahlen hat dies aber 
nicht die Industrie, sondern die Steuerzah­
ler. Laut Minister Riesenhuber trägt die In­
dustrie heute 17 % der Gesamtkosten. 
ln Hamm passierte in den ganzen Jahren 
nicht allzuvieL Die BI beschränkte sich dar· 
auf, Prozesse gegen die Batreiber zu fOh· 
ren und die BOrger per Infotisch (mit eige­
nen Broschuren) zu informieren. Es gab 
zwar vereinzelte Demos, die aber wegen lh· 
rer geringen Beteiligung und Mobilisierung 
(500-2000 Leute) keinen Einfluß auf die 
VEW hatten. 
Aber in letzter Zeit r011rt sich in Hamm 
doch etwas mehr. Neben Aktionstagen, ge­
fälschten Briefen (siehe letzten AE) und 
Aktionen gegen (und mit) dem Rat der 
Stadt Hamm, hat es auch in der Presse und 
in den polit ischen Kreisen zu einer Sensibi· 
lisierung gefOhrt. Die letzte Aktion war eine 
Blockade an läßlich eines Besuchs von For­
schungsminister Riesenhuber in Hamm. 

Unerwartete SchOtzenhilfe gab es auch 
vom Bundestagsabgeordneten der SPD 
aus Hamm, Fiebig: •Solange die Entsor­
gungsfrage nicht geklärt Ist, dOrfe keine 
Genehmigung erteilt werden ... Daneben be· 
streitet auch er die Wlrtscbilftllchkelt des 
THTR sowie seine Tauglichkelt zur Kohle· 
veredelung. Warum diese Einsicht aller­
dings erst nach der Bonner Wende kam, ist 
wohl ein allgemeines Problem der SPD. 
For den jüngsten Knüller sorgten dann der 
Oberborg~armeister der Stadt Hamm Flg­
gen (SPO), SQWie der NRW· 

THTR -

Wirtschaftsminister Jochimsen (SPD) · An· 
laß war der geplante Bau eines 1300 MW 
Druckwasserreaktors in Hamm. ln einem 
Blitz-Coup erklärten sie das Projekt als 
erstmal •gestorben•. Die Grande dieses 
Slnneswandels: die völlig Oberhöhten und 
unausgelasteten Stromkapazitäten in 
Hamm sowie das mittlerweile geringe ln· 
teresse der VEW an diesem von ihr selbst 
beantragten Reaktort:iau. 

Doch bevor ganz Westfalen an eine Revo­
lution von oben glaubt. rockten die Herr­
schaften alles sofort wieder ins Lot: Der 
Druckwasserreaktor Ist abgelehnt worden, 
weil er nur der Stromerzeugung bei schon 
.bestehenden Überkapazitäten dienen war­
da · also völlig Oberflüssig sei. Nicht Ober­
flosslg hingegen sei ein mögliches Folge­
projekt des Versuchsreaktors THTR 300 in 
Hamm mit einer geplanten Leistung von 
500 MW. Dieser Reaktortyp wOrde ja enor­
me Chancen for die Kohleveredelung ble· 
ten und somit zur Lösung der Krise Im Koh· 
tesektor beitragen. 
Zudem gab es dies-en Coup genau einen 
Tag vor. dem außerord~ntlichen Parteitag 
der Orts·SPO, der sich ausschließlich mit 
energiepolitischen Themen, insbesondere 
dem Druckwasserreaktor befassen wollte. 
Damit wurde aber die Diskussion Insge­
samt abgeworgt • und es gibt erstmal Ruhe 
in Hamm. So hätten es die THTR-Erbauer 
auch gerne. Denn. so gibt es erstmal auch 
keine Diskussion um die angekOndigten 
Probeläufe. 
Im April hatte nämlich Minister Riesenhu· 
ber die Betriebsgenehmigung for die Pro­
belaufe erteilt (diese umfaßt das Beladen 
des Reaktorkerns mit Brennelementen und 
das Erreichen des kritischen Zustands, in 
dem die Kettenreaktion im Reaktor sich 
erstmals selbst erhält und fortsetzt), ob· 
wohl der Reaktor erst zu 80 % fert igge­
stellt ist und entscheidende Sicherheitss,_ 
steme nach wie vor fehlen. 
Der Grund: nur wenn praktische Ergebnis· 
se vorliegen (in den USA gibt es die seit 
langem · die sind,verheerend) sind die Ge­
nehmigungsbehörden bereit, grOnes Licht 
fOr einen kommerziellen Reaktor zu geben. 
Die Welchen dafOr sind schon gestellt: 



• Oie Nukem in Hanau hat schon den An· 
t rag fOr eine Anrelcherungsanlage fOr spe­
zielle THTR-Brennelem~nte gestellt. Vor· 
aussichtliche Kosten 90 Millionen. Oie Fi· 
nanz.ierung ist allerdings noch offen. Die 
Nukem verhandelt noch mit dem Bund. 
• Oie BBC (Erbauer des THTR 300), bisher 
auch mit dem Bau anderer Reaktortypen 
(Leichtwasserreaktoren in Neupotz und 
MOhlheim-Karllch) steigt vollends aus dem 
LWR-Geschaft aus (Neupotz haben s•e 
schon gescmlssen) und will sich nur noch 
auf die THTR-Reihe konzentrieren. 
• Inzwischen haben 16 deutsche Stromver­
sorgungsunternehmen sich zur Bottroper 
•Arbeitsgemeinschaft Hochtemperaturre­
aktorbau• zusammen geschlossen und die 
BBC mit der PrOfung beauftragt, ob ein 
Nachfolger des THTR 300 mit 500 MW Lei· 
stung •machbar, genehmigungs· und wett· 
bewerbsfählg• sei. 

Im Gegensatz dazu wird es keinen Nachfol· 
ger des Schnellen BrOtars ln de~~ ~· 

..beo. Da wird es laut Rlesenhyb9ffiinen 
Nachfo lger •lediglich auf der Ebene euro· 
pälscher Zusammenarbeit• geb§.rl. 
Ob die Energiewirtschaft allerdings bereit 
ist, den THTR-Nachfolger $elber zu finan­
zieren, ist auch zu bezweifeln. Den wOrden 
sie nur bauen als Forschungsobjekt in Ver­
bindung mit der Kohleveredelung. Und da 
wäre dann wohl wieder der Forschungsmi­
nister an der Reihe. 
Im Laufe der Jahre haben sich auch die ln· 
teressen an Hochtemperaturrektoren stark 
gewandelt: 
Bis Mitte der slebziger Jahre sah es so aus, 
als wOrde ln den USA der Durchbruch fOr 
die kommerzielle Eln!Ohrung der HTR·Linie 
erreicht werden. Ein Demonstrationskraft· 
werk wurde errichtet, die amerikanische 
Herstellerfirma General Aton:ic (Gesell· 

schafter: zwei flnanzkriJftlge Olmultls, die 
sich solche Experimente leisten konnten) 
hatte dicke AuftragsbOcher. Doch schon 
vor der Inbetriebnahme des Demonstra· 
tionskraftwerks erkannte die Industrie in 
den USA, da.ß ein Festhalten an der bishe­
rigen Politik zu enormen finanziellen 
Schwierigkeiten lOhren wOrde. Die sich 
schon damals abzeichnende Unwlrtschaft· 
Iiehkelt der HTR-Technolog/e fOhrte dazu, 
daß General Atomlc 1975 siJmtllche AuftriJ· 
ge ·immerhin 8 HTRs mit je etwa 1000 MW · 
unter riesigen Verlusten zurockgab (allein 

die Konventionals trafe betrug 1 Mrd. Dol· 
lar). Seitdem liegt die Forschung in den 
USA brach. 
ln Großbritannien, ehedem fOhrend in der 
HTR·Forschung, spielte sich ungefllhr das· 
selbe ab. Auch dort erkannten Forschung 
und Wirtschaf t nach anf/Jngllcher Bege/· 
sterung bald, daß mit HTRs wohl niemals 
billiger Strom hergestellt werden kann, und 
so wurde dort ebenfalls schon vor Jahren 
jede weitere Forschung an diesem Projekt 
eingestellt. 

LETZTE MELDUNG LETZTE MELDUNG 
Auf einem letzten Treffen am 15.6. ln 
Hamm ist festgelegt worden: 

GROSSDEMO am 17. SEPTEMBER in 
Hamm 

Es wird Oberregional mobilisiert. Im Vor· 
dargrund sollen der THTR sowie das Atom· 
programm in NRW allgemein stehen. 
ln den nächsten Wochen werden Aufrufe 
und Plakate gedruckt und verteilt. Sie k6n· 
nen aber auch bei der BI bestellt werden. 
Außerdem werden noch Erstunterzeichner 
fOr den Demo-Aufruf gesucht. Meldet euch 
bel der BI. 
Also merkt euch das Datum. 

• 1) Cl au s Mayr, Ki rchweg 10, 4703 Bönen , 
Tel .: 02383/4677. {Er bearbeitet den 
t echni schen Teil des THTR-Prozesses und 
hält auch spezielle Vorträge zum THTR). 

• 2) Ferdinand Langguth, St ifts str . 13, 
4720 Beckum, Tel.: 02521 / 6864, (hält 
gute Einführungsvorträge in die THTR­
Problematik). 

• 3) Rechtsanwältin Wiltrud Rülle-Henges­
bach, Märki sche Straße 56/ 58 , 46 Dort­
mund 1, Tel:: 0231/574081 (THTR-Prozeß) 

• 4) Bürgerinitiative Umweltschutz Hamm 
c/ o Stefanie Bentin, Karlstraße 6a, 47 
Hamm 1; Tel .: 02381 / 31174. {Auskünfte 
hauptsächli ch zu Veranstaltungen , Akti ­
onen usw. ) 

BRD und 

«Dritte Welt» 10 

48 Seiten, 3,- DM, 
Im A bo 2, 10 DM 

Bither enchienen: 
Band 1: Rohstoffsicherung, 

3,- DM 
Band 2: ROstungsexport, 

3,- DM 
Band 3: Südliches Afrika, 

3,- DM 
Band 4: Palästina, 3,- DM 
Band 5: Neue Weltwirtschafts­

ordnung, 3,- DM 
Band 6: Grundbedürfnis­

strategie, 1,- DM 
Band 7: Personelle Entwick­

lungshilfe, 2,- DM 
Band 8: IWF und Weltbank, 

3,- DM 
Band 10: Ausländer, 3,- DM 
Band 11: Frauen, 2,- DM 
Band 12: Tourismus, 2,- DM 
Band 13: P~ay, 3,- DM 
Band 19: Atomexport, 2,- DM 
Wettere 84nde ln Vorbereitung, 
u.o. "Dlrektlnvestltionen'~ 
"Zentralomerlka'~ " Chemische 
Industrie'~ " Partei-Stiftungen", 
"NA TO-Strategie" 

Im Abo jeder Band. 30 % 
billiger. Alle bisher erschie­
nenen Bände noch vorrätig. 
Abonnieren lohnt sichl 

MAGAZIN - VERLAG 
KÖNIGSWEG 7 
2300 KIEL 1 
Tel : 0431 I 63 1 43 
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Sicherheit nicht mehr gefragt! 
Neue Richtlinien vom Innenministerium 

Der nachfolgende Artikel befaßt sich mit 
wichtigen Änderungen, die an der Sicher­
heltstechnik von AKWs vorgenommen wer­
den sollen. Wir finden es notwendig, dies 
ausführlicher zu diskutieren, auch wenn 
klar ist, daß wir gegen »unsichere« UND 
»Sichere« AKWs sind. Ein Grund dafür ist, 
daß bei vielen AKW-Gegnem im Hinterkopf 
das Gefühl da Ist » AKWs sind auf jeden 
Fall unsicher, aber die in der BRD "nd im· 
mer noch die relativ sichersten.« Ein zwei­
ter Grund Ist, daß die v~n Ingenieuren, die 
'gute' und 'verantwortbare' technische An· 
lagen bauen wollen, geforderten Sicher­
heitseinrichtungen mit dazu beigetragen 
haben, daß AKWs ·so teuer sind, wie sie 
nun mal sind, und damit auch dazu beige­
tragen haben - neben dem breiten Kampf 
der BI-Bewegung • ,daß Inzwischen viel we­
niger AKWs gebaut werden, als noch zu 
Zelten der Wyhl· und Brokdorfdemonstra­
tionen von der Atommafia geplant waren. 

Vom BMI wurde im April ein »Entwurf von. 
Leitlinien zur Beurteilung . der Auslegung 
von Kernkraftwerken mit DWR gegen Stör­
fälle i.S.Q. § 28 Abs. 3 StriSchV« vorgelegt. 
Zimmermann will diese Leitlinien im Au­
gust verabschieden. Sie sollen die neue. 
Beurteilungsgrundlage für die Genehmi­
gung von Kernkraftwerken sein; außerdem 

· sollen sie rockwirkend für die im Bau be­
findlichen AKWs der Baulinie 80 in Neckar­
westheim, Ohu und Lingen gelten. 

Nimmt man/trau den Entwurf genauer un­
ter die Lupe, so ist festzustellen, daß es 
von Sauereien nur so wimmelt. Die erste 
Sauerei ist schon, daß laufend auf Papiere 
Bezug genommen wird, die nicht veröffent­
licht oder sonstwie zugänglich sind. Dazu 
gehören vor allem die » Störfallberech­
nungsgrundlagen gemäß den Empfehlun­
gen der RSK und SSK «. 
Die Leitlinien legen fest, welche Störfälle 

der Auslegung von Kernkraftwerken zu­
grunde gelegt werden sollen, das heißt mit 
welchen Störungen die Sicherheitssyste­
me des Kernkraftwerks fertig werden müs­
sen, ohne daß es dabei zu einer Über­
schreitung der in der Strahlenschutzve­
rordnung festgelegten Strahlenbelastung ( 
5 rem bei 'Störfällen' ) fOr die Bevölkerung 
kommt. Bis jetzt wurden in der BAD nur be­
stimmte Unfälle als Auslegungsstörfälle 
definiert; dazu gehörten der »GAU« - bei 
dem die große Primärkreisleitung abreißt, 
die funktionierenden NotkOhlsysteme aber 
ein Kernschmelzen verhindern - aber auch 
kleinere Lecks, Ausfall der normalen 
Stromversorgung für die Sicherheitssyste­
me oder Unfälle bei Brennelementen. An­
dere Unfälle, die schlimmer sind - wie 
Kernschmelzen - wurden seit eh und je 
nicht betrachtet. 

30 

Der neue Leitlinienentwurf enthält nur 
noch wenige Störfälle, die der Au~legung 
von KKW in der BAD, vor allem in radiologi­
scher Hinsicht, zugrundegelegt werden 
müssen. Er schließt sogar eine ganze Rei­
he von Unfällen aus, die bisher miteinbezo­
gen wurden oder für die die internationale 
Sicherheitsdiskussion selbst unter AKW~ 
Betorwortern gezeigt hat, daß sie als Aus­
legungsunfälle · betrachtet und damit 
KKWs dagegen ausgelegt werden müssen. 
ln dem Leitlinienentwurf wird z.B. dekre­
tiert, daß in Kernkraftwerken keine Brände 
vorkommen Können und deshalb von möen 
auch keine Gefahr aus Der GAU, der 

ere1ts vor einiger Zeit von der RSK »abge­
schafft« wurde. kommt in den neuen Leitli­
nien auch nicht mehr vor, ,9enausowenig 
w1e Unfälle durch Brüche an anderen Lei­
tungen (Speisewasserleitungen, FriSch­
dampfleitungen, Leitungen von NotkOhlsy­
stemen); denn der Professor Kußmaul, Mit· 
glied der RSK, habe mit seinen Versuchen 
'bewiesen', daß dies nicht passieren kön­
ne, weil die Leitungen »basissicher« herge­
stellt seien. Ganz abgesehen davon, daß 
Kußmaul seine Forschungsergebnisse mit 
unzureichenden Profmaschinen und -
methoden gewonnen hat, widersprechen 
sie auch der Erfahrung aus anderen Versu­
chen und der Realität. So sind im letzten 
Jahr in dem neu angelaufenen AKW Gra­
fenrheinfeld an den »basissicher« gefertig­
ten Leitungen des Not- und Nachkühlsy­
stems sowohl eion Abriß einer Leitung als 
auch ein vollständiger Abriß an einer zwei­
ten Leitung vorgekommen! 
AHPb d.€15. versagen des Schnellabschalt­
systems gehört nach den Leitlinien nicht 
?U den Unfällen. gegen die das AKW aus­
gelegt werden soll; und das, obwohl in den 
letzten Jahren weltweit mehrere Fälle vor­
gekommen sind, wo dieses äußerst wichti· 
ge Sicherheitssystem versagt hat. 
Weiterhin schließt das BMI nun Schäden 
an Dampferzeugern weitgehend aus der 
Auslegungsstörfalliste aus, obwohl diese 
eine Schwachstelle von Druckwasserreak­
toren sind, denn beim Versagen der nur ca. 
1 mm dicken Dampferzeugerheizrohre 
kann das stark radioaktiv verseuchte Was­
ser aus dem Primärkreislauf Ober den Se­
kundärkreislauf direkt ins Freie gelangen. 
FrOher mußte bei der Untersuchung eines 
Störfallablaufs immer mitberücksichtigt 
werden, daß ein weiterer Fehler eines Si· 
cherheitssystems unabhängig vom eigent­
lichen Unfall eintritt. ln dem Leitlinienent­
wurf wird dieses »Einzelfehlerkriterium« 
ausdrücklich abgeschafft. Unfälle, bei de­
nen Radioaktivität ins Wasser gelangt, sol· 
len in Zukunft nicht mehr bei der Ausle­
gung von AKWs berücksichtigt werden. 
Der größte Hammer in dem Entwurf ließt 
sich so: 

Bei der Berechnung der Strahlenexposi· 
tion ist von einem realistischen und ver­
niJnftigen Verzehrverhalten der BeviJike­
rung nach Eintritt eines StiJrfalls auszuge­
hen. Es wird angenommen, daß kontanti· 
nierte Nahrungsmittel nicht lllnger als 24 
Stunden nach Beginn der Fteisetzung ra­
dioaktiver Stoffe in die Umgebung verzehrt 
werden, und daß die landwirtschaftliche 
Nutzung des kontaminierten Bodens erst 
zu Beginn der nllchsten Vegetationsperio­
de wieder aufgenommen wird. 
Das bedeutet im Klartext, daß das BMI In­
Zukunft bewußt die landwirtschaftliche 
. Unbenutzbarkelt der Umgebung nach 
KKW-Störfällen in Kauf nehmen will. Wohl 
gemerkt: hier ist nicht die Rede von 'richti­
gen Unfällen' wie in Harrisburg oder gar 
von solchen mit einem Kernschmelzen. 
Sondern: Schon nach Störfällen ( das sind 
kleinere Unfälle, bei denen die Sicherheits­
systeme noch funktionieren ) wird so eine 
intensive Verseuchung der Umgebung zu­
gelassen. 

Der BMI-Entwurf ist so ausgelegt, daß die 
'Konvoi-Anlagen' der Baulinie 80 möglichst 
problemlos durchgezogen werden können, 
ohne daß der Stand von Wissenschaft und 

. Technik berücksichtigt werden muß. Der 
Entwurf fällt weit hinter frühere ( und im 
Ausland festgeschriebene ) Sicherheits­
standards zurück. Wenn dieser Entwurf 
Grundlage fOr die Sicherheitstechnische 
Auslegung ·von AKWs wird, dann hat die 
BAD weltweit die schlechtesten und unsi­
chersten AKWs; selbst im Ostblock sind 
die Sicherheitsvorschriften inzwischen 
schärfer! 
Piese neuen Leitlinien ~ollen dem 
Siemens-Konzern, Muttergese~lschaft der 
KWU, helfen, mit Kernk~af!werken doch 
noch ein profitables ßescliätt dadurch zu 
erreichen, daß ejne ganze Reihe weniaer 
SicherheitssYsteme eingebaut werden Wid 
dadurch, daß im Genehmigungsverfahren 
viel weniger Oberprüft w~. Un~ ~js n:te; 
fleh auf Kosten der Sicherheit <iefi&~~öik8: 
rung. -



Neu es 
vom Stationierungsherbst 

Der heiße Herbst der Friedensbewegung wird schwer· 
punktmäßig durch große Massenaktionen vor allem in 
Bonn, Hamburg und Stuftgart geprligt sein. Nach der K61· 
ner Konferenz (verg': AE), auf der die Zeichen in diese Rich· 
tung gesetzt wwden, gab es zwei Regionalkonferenzen, 
die von scharfen Auseinandersetzungen zwischen den un­
terschiedlichen Spektren der Bewegung gekennze~chnet 
waren. 

ln Ulm berieten ca. 1000 Leute auf der SOdkonferenz, ob es 
nun nach Stuttgart, wie von DKPISPD vorgeschlagen wur· 
de, oder nach U/m gehen sollte. Das Treffen stand mehr· 
mals vor der offenen Spaltung, da beide Lager etwa gleich 
groß waren. Ein Komeromißangebot der StuttgartbefOr· 
worter, am 15. in U/m und am 22. in Stuftgart zu demon· 
strieren wurde ebenso abgelehnt, wie ein entsprechendes 
••Gegenangebot((, doch am 15. in Stuftgart und dann als 
Abschluß am 22. in Ulm zu demonstrieren. Nach einem 
stundenlangen Patt wurde der folgende Kompromiß aus· 
gehandelt: ln der Woche Blockaden in Stuftgart und Neu· 
Ulm, am 22. eine Menschenkette zwischen Stuftgart und 
Ulm, die sich dann in zwei gleichberechtigte Volksver· 
sammlungen in Stuftgart und Ulm am 22. aufl6st. Die Or· 
ganisatoren ·werden allerdings noch einiges zu tun und zu 
überstehen haben, um diesen Beschluß auch in die Praxis 
umzusetzen. . 
*(i" »•'4 -U.\"" 'Mtrck" 1>ars'-''N!n s\-c!L~;one&rt) 
Zur gleichen Zelt tagte in Hannover die Nord-Konferenz. 
Die Ausgangslagen und Vorschläge waren ähnlich gear· 
tet, statt Stuftgart wurde vom DKPISPD·Spektrum Ham· 
burg vorgeschlagen, mit Blockaden natorlich, vom Rest 
wurde das Militärdreieck Bremerhaven, Nordenham, Gar/· 
stedt eingebracht mit einer Volksversammlung am 22. in 
Bremerhaven (siehe Rede in diesem AE). Schwieriger für 
die Unabhlingigen war die Situation im Norden deswegen, 
weil zum Teil einige Gr4ppen aus dem unabhängigen 
Spektrum, Teile der Hamburger Friedenskoordination und 
die Osnabrücker Friedensinitiative ebenfalls Harnburg fa· 
vorisierten und dort ein umfassendes Blockadekonzept 

durchsetzen wollten. Zum anderen hatte die DKP übermo­
blllslert, was sogar einigen ihrer Funktionlire peinlich war. 
Von den ca. 1200 auf der Konferenz Anwesenden, waren 
mit Sicherheit drei Viertel diesem Spektrum zuzuordnen, 
die· teilweise ln Bussen herangekarrt worden waren. 
Die Hamburgbefürworter zeigten sich so wenig kompro· 
mißbereit, daß eine Konfrontation . unausweichlich war. 
Redner, die für Bremerhaven sprachen, konnten teilweise 
keinen Satz zu Ende sprechen, ohne ausgepfiffen und nie­
dergeschrien zu werden. 

Unabhängig davon, welche Aktionen nun am 15. und 22. 
Oktober stattfinden, '!'ird dieses Verhalten des DKP· 
Spektrums in Hannover Ianghaft/ge A.us·wirkungen und 
Konsequenzen fOr die weitere Zusammenarbeit haben. Ein 
Kompromißangebot, am 15. eine Auftaktkundgebung in 
f3remerhaven zu machen und am 22. nach Harnburg zu ge· 
hen, wurde von den Bremerhaven-Befarwortern nicht ak· 
zeptlert. Die Kräfteverhältnisse reichten aber nicht aus, 
um den Kompromif)vorschlag dieses Spektrums, nämlich 
zwei gleichberechtigte Demonstrationen am 22. in Ham· 
burg und Bremerhaven, durchzusetzen. 

Am 19.6. treffen sich nun in Bremen die Unabhängigen 
Gruppen, um zu dfskutier.en, ob sie dennoch eine Demon­
stration am 22. ln Bremerhaven ln offener Konfrontation 
mit dem Harnburg-Spektrum durchführen wollen, oder, ob 
sie letztlich aus dem Kompromißangebot von Hannover, 
also am 15. nach Bremerhaven zu gehen, das beste ma· 
chen wollen. Ohnehin will das unabhängige Spektrum den 
Schwerpunkt auf Aktionen und Blockaden legen. 
Die entsprechenden Treffen dazu werden allerdings erst 
nach der Sommerpause stattfinden. Die Termine und Vor· 
schläge dazu k6nnen in Bremen aktuell erfragt werden. 

Krieg d.em Krieg 
c/o BBA-Lad.en 
St. Paull Str. 10/1 1 
28 Bremen, Tel. 0421 · 700144 



Regional konferenzredebeitrag 
Ich will hier eine Begründung fOr ·unseren 
Vorschlag, am 22.10. in 
Bremerhaven/Nordenham zu demonstrie­
ren, vortragen. Ich arbeite mit im AKW- Ar­
beitskreis Wesermarsch, Regionalkonfe­
renz der BOrgerinitiativen Umweltschutz -
und im KGB .• Kommitee gegen die Bom­
bentransporte Bremen, einem Zusammen­
schluß von 6 Krieg-dem-Krieg-Gruppen, 3 
Friedensinitiativen, 8 Gewaltfreien Ak· 
tionsgruppen, einige Anti-AKW-Gruppen 
und anderen. Wir haben unseren Beitrag 
zweigeteilt Ich will gleich einige Gedanken 
zum Grundkonzept unseres Vorschlages 
darstellen. 

Nicht Spaltung ist unser Ziel, sondern Ma· 
terial vorzulegen fOr eine gut begründete 
Entscheidung. 
Ausgangspunkt for unseren Vorschlag, ist 
die Vorstellung, daß wir im Widerstand ge­
gen die Sialionierurig einen Schritt weiter 
gehen mossen. Wir als Bewohner Europas, 
das als Schießplatz Und Schlachtfeld vor· 
gesehen ist, mossen, weil uns unser Leben 
lieb ist,· entschiedensten Widerstand lei­
sten gegen den Kurs der atomaren HochrO­
stung, mit dem die USA versuchen, einen 
Atom-Krieg hier führbar und gewinnbar zu 
machen. Von den sogenannten Abrü­
stungsverhandlungen in Genf können wir 
nichts Gutes erwarten. Sie funktionieren 
nur als beruhigende Begleitmusik zu kon· 
kreten Stationierungsmaßnahmen. Je län· 
ger sie dauern, desto unglaubwürdiger 
werden sie. 
Diesen massenhaften Unglauben und un­
seren Willen zum Widerstand wollen wir 
am 22. in Bremerhaven/Nordenham aus· 
drücken • nicht zuletzt, weil ein möglicher 
Weg zur Stationierung Ober die Unterweser 
fOhrt. 
Wir wissen, daß die Pershing 1a auf dem 
Seeweg nach Europa kam. Wir wissen und 
können belegen, daß ständig atomare 
Sprengköpfe Ober Nordenharn angelandet 
werden. Möglicherweise kommen auf die­
sem Weg auch die neuen Raketen, sicher· 
lieh aber Teile von ihnen, lnfrastrukturma· 
terial. 
Prinzipiell sind zwei Wege denkbar: sea-lift 
und air-lift. For welchen Weg die Nato sich 
entscheidet, ist nicht mit Gewißheit zu sa· 
gen. Das hängt auch ein wenig von uns ab. 
Aber sicher ist es sinnvoll, daß die nord· 
deutsche Großdemonstration gegen die 
Stationierung in der Region, in den Städten 
stattfindet, die auf dem Weg liegen und 
nicht abseits davon! Das wäre ein Schritt 
weiter, als die vergangenen großen Bonner 
Friedensdemonstrationen, aber .jetzt not· 
wendig. 
Es wäre erstens Ausdruck unserer gestie· 
genen Entschiedenheit und zweitens Do­
kumentation der Erweiterung des Hori· 
zorits der ganzen Friedensbewegung. 
Wir worden in den Blick rocken den ganzen 
Wahnsinn der Aufrüstung auf allen Ebenen 
- nicht nur die atomare Hochrüstung • was 
alles seinen konkreten Niederschlag in 
Bremerhaven/Nordenham findet wie in kei­
ner anderen Gegend Norddeutsch Iands. · 
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Sie ist seit 1945 als amerikanische Zone re· 
serviert und seitdem ausgebaut worden 
zum europäischen HauptbrOckenkopf der 
US-Army. Über Bremerhaven kommen jähr· 
lieh 2 Millionen Tonnen an Rostungsmate· 
rial und Waffensystemen, durch das gege· 
nOberliegende Nordenharn die dazugehöri­
ge Munition· und zwar 90000 Tonnen jähr· 
lieh. Im Falle eines Krieges worden 90 bis 
95 % des Nachschubs per sea·lift aus den 
USA herbeigeschafft · ein großer Teil da­
von via Unterweser. Und was die Gegen­
wart betrifft, die Vorbereitungen: 

die NATO rOstet atomar hoch · die 
Sprengköpfe kommen Ober Nordenham; 
· die NATO bereitet den Chemiekrieg vor. 
VX·Fässer und demnächst auch binäre 
Gasgranaten kommen durch Nordenharn 
· die NATO plant den Einsatz schneller 
Eingreiftruppen, baut die Munitionsdepots 
aus, um das dazugehörige Material in der 
Transitstelle BAD vorauseinzulagem - das 
Material kommt Ober 
Bremerhaven/Nordenham. 

Die zentrale Kommandostelle tor .die Orga­
nisation des US-Nachschubs Ober Nordat· 
lantik und Mittelmeer · das MSC (Military 
Sealift Command) sitzt seit 1963 in Bremer­
haven. 
Und das ist alles nicht nur Zukunftsmusik. 
Über Bremerhaven wurde die US­
Intervention im Libanon 1958 abgewickelt. 
Über Bremerhaven wurden 1973 Panzer 
und LKWs fOr den israelischen Krieg ver­
schifft. Über Nordenharn kam im letzten 
Jahr ein Teil des amerikanischen Nach· 
schubs für Israels Angriffe auf den Liba· 
non und die Palästinenser. Über Norden· 
ham lief einiges Militärmaterial zur Absi­
cherung der türkischen Massaker gegen· 
wärtig in Kurdistan. 

Und es geht wirklich nicht nur um US- und 
NATO-Sachen, sondern um Waffen und 
Rüstungsexport aller Art in aller Herren 
Länder, nach Chile, Argentinien, SOdafrika, 
den Irak u.a. 
Es geht um reichlich ROstungsindustrie. 
Es geht darum, daß eine Hauptrollbahn der 
Kriegsvorbereitung ·und Kriegsführung ist, 
abgesichert durch die US-Garnison in Garl· 
stedt, Bundeswehrkasernen und 5 oder. 6 
Atom-Raketen-Stellungen drumrum. 

Es gibt in Norddeutschland keinen wichti, 
geren Ort fOr die Stationierung, keinen ins­
gesamt NATO-militärstrategisch wichtige­
ren. Das scheint mir unmittelbar einleuch· 
tend für den gesu.nden Menschenverstand. 
Und auch, daß an diesem Ort eine Demon· 
stration die größte politische Brisanz ent­
falten kann. Ich sage dreifach unterstri­
chen · politische Brisanz. Dieser Ort kann 
fOr die Friedensbewegung ZU einem Sym­
bol werden, ähnlich der Startbahn-West 
oder was Brokdorf fOr die Anti·AKW­
Bewegung war. Und zwar aus drei GrOn· 
den: 

Erstens drückt allein die Wahl des Ortes ei· 
ne neue Qualität aus, löst Diskussionen 
aus, vermittelt politische Inhalte auf breite· 
ster Ebene, bedeutet nämlich die politi· 
sehe Konfrontation mit der NATO. 
Zweitens wäre eine Demonstration von 
hunderttausend selbst schon eine vorrü· 
bargehende Blockade der Kriegsmaschine· 
rie. 
Drittens ist dort die Kombination verschie· 
dener Widerstandsebenen in einem inte· 
grierten Ganzen . möglich. Möglich sind 
Blockaden und Behinderungen von wichti· 
gen militärischen Einrichtungen, durch 
kleinere und größere Gruppen und gJei· 
chermaßen, gleichzeitig Massenkundge· 
bung und Demonstration. 

Nach dem 10.6., nach dem NATO-Gipfel ha· 
ben wir gesagt und so wurde vorüberge· 
hend diskutiert· demnächst müssen wir ei· 
nen Schritt weiter gehen. Wenn die NATO 
ernst macht mit Stationierung. machen wir· 
ernst mit Widerstand. Die NATO macht 
ernst. Die NATO macht todernst. 
ln dieser Situation in Harnburg zu demon· 
strieren, ist kein Schritt vor, sondern eher 
einer zurück. Denn es ist ein Rückschritt. 
wenn wir bei den altgewohnten Formen 
und Mitteln der Friedensbewegung stehen· 
bleiben, während die NATO fortschreitet 
mit konkreten Stationierungsvorbereitun· 
gen. 



Eine Demonstration in HH, deren Hauptbe­
stimmung ist, mit noch mehr Menschen 
durch die Straßen zu ziehen, mit Masse­
naufmärschen die Verantwortlichen unter 
Druck setzen zu wollen, ist nichts quaJita­
tiv neues gegenüber beispielsweise der 
letzten Massenversammlung auf den 
Rheinwiesen. Und einige sozialdemokrati­
sche Spitzenpolitiker in der ersten Reihe, 
ein Bürgermeister Dohnany vorneweg, wo­
rauf manche ja bauen, das macht den Kohl 
auch nicht fett. 

Eine Demonstration in HH läge auf der alt­
bekannten Linie einer Bündnispolitik Rich­
tung Sozialdemokratie, die über Minimal­
konsens nicht rauskommt ~ und das auch · 
nicht unter einer CDU-Regierung. 

Die Fortschreibung dieser Politik im Sta­
tionieru·ngsherbst 83 macht die Friedens­
bewegung und· alle Ankündigungen vom 
heißen Herbst erstens unglaubwürdig und 
zweitens für die NATO-Strategen gut kal­
kulierbar. 
Der politische Schaden der Raketensfatio­
nierung wird berechenbar und abzähll;>ar. 
Was wir brauchen, ist eine praktische Do­
kumentation des Abbröckelns der Loyali­
tät gegenüber diesem politischen und mili­
tärischen Bündnissystems. Wenn wir den 
Krieg verhindern wollen, müssen wir den 
inneren Frieden stören. 

Wenn wir unsere eigenen Aussagen über 
die Gefahren atomarer Hochrüstung ernst 
nehmen. müssen wir im Herbst zulegen. 
Können nicht den Konflikt mit Staat und 
NATO-treuen Kräften meiden, sondern 
müssen die politische Konfrontation mit 
der NATO suchen. Das tun wir, indem wir 
mitten auf einer der Hauptdrehscheiben 
der Kriegsvorbereitungen demonstrieren. 
Nicht nur demonstrieren und kluge Reden 
halten. sondern auch behindern und 
blockieren, was da abläuft. 
ln dem Dreieck 
Bremerhaven/Garlstedt/Nordenham sind 
Möglichkeiten zu vielfältigen Aktionen in 
einem integrierten Ganzen mit folgendem 
möglichen Ablauf: 
Beginnend die Volksversammlung am Frei­
tag mit Blockaden an verschiedenen Stel­
len. ln Nordholz, Bremerhaven, Nordenha­
mer Hafen, Garlstedt, Rodenkirchener Ra­
keten u.a. 

Fortsetzend das Ganze·am Samstag mit ei­
ner großen Versammlung in Bremerhaven, 
Sternmarschmäßig von allen Blockadestel­
len, Übersetzen von Nordenharn aus. De­
monstration durch den Bremerhavener Ha­
fen zur Kaserne, am Troposcatter vorbei 
zum MSC, dies alles blockierend. Zum Ab­
schluß ein Volksfest in Weddewarden, un­
mittelbar nördlich vom militärisch genutz­
ten Teil des Hafens. 

Für diesen Ablauf ist wichtig, daß es über­
all in der Gegend arbeitende Gruppen gibt. 
Diese regionalen Strukturen zu verstärken 
wäre auch ein Ergebnis der Demonstra­
tion. Aber wichtiger ist mir jetzt, noch ei­
nen Trugschluß auszuräumen, der im Saal 
hängt. Der Trugschluß nämlich, eine De­
monstration in HH würde notwendigerwei­
se größer und breiter ausfallen, als an der 
Unterweser möglich. Was bundesligamä­
ßig vielleicht stimmt, .ist politisch eine lo­
kalpatriotische Fehleinschätzung. Mag 
sein, daß Dohnany nicht nach Bremerha­
ven kommen mag. Auch mit Hans Ko­
schnik ist nicht zu rechnen. Dem wärs wohl 
peinlich, nach all seinen Gesprächen mit 
Weinberger. 
Große Teile der Bremer SPD wollen sich 
nicht praktisch gegen die NATO­
lnfrastruktur hier wenden und argumentie­
ren absurderweise mit den Arbeitsplätzen -
ebenso wie die Nordenhamer DKP gegen­
über dem Munitionsumschlag. 

Wir aber könnten viele Menschen - auch 
jetzt noch abseits stehende - zur. Teilnah­
me gewinnen. Weil die Demonstration dort 
ein Schritt nach vorn ist! Weil die Wahl des 
Ortes unmittelbar einleuchtet. Weil sich 
mit einem solchen 22. Oktober Hottnungen 
verbinden können, langfristig und durch 
praktischen Widerstand die Kriegsma~chi­
ne zum Stehen zu bringen. Eine Demon­
stration in Bremerhaven wird sehr groß 
werden, denn die Erkenntnis ist weit ver­
breitet, daß die Herrschenden auch mas­
senhaft vorgetragene gute Argumente 
nicht hören wollen und darum Linseren Wi­
derstand spüren müssen. Eine Demonstra­
tion in Bremerhaven wird hohe Wellen 
schlagen auf beiden Seiten des Atlantiks 
und uns in unserem Kampf wichtige lang­
fristige Impulse geben. 

Gisbert 

Hauptquartier in Bremerhaven 

»Das Hauptquartier des Militärischen See­
transport Service (MSTS) der amerikani­
schen Seestreitkräfte für den östlichen At­
lantik und das Mittelmeer wird am 1. Juli 
unter dem Commando von Captain M. Cas­
sel jun. von London nach Bremerhaven ver­
legt ... ln den vergangenen Jahren habe es 
sich erwiesen, ... , daß sich die Haupttätig­
keit des MSTS irri östlichen Atlantik in den 
Häfen Bremerhaveri, Rotterdam und St. 
Nazaire abspielt.« (Weserkurier, 26.3.65) 

Diese scheinbare »einfache Notwendig­
keit« der Verlegung des Hauptquartiers hat 
aber bereits 1964 Hintergründe. So heißt 
es in der Nordsee-Zeitung vom 20.11.64 » ... 
die amerikanischen Streitkräfte (sind) an 
einer besseren Straßenverbindung nach 
Bremen interessiert ... « Und weiter heißt 
es, »daß das US-Hauptquartier in Heldei­
berg beim Bundesverkehrsministerium in 
Bonn den Wunsch vorgetragen (hat), die 
geplante Autobahn von Bremen nach Cux­
haven 'nicht an Bremerhaven vorbeizubau­
en'.u 

Auch bei dem im Bau befindlichen Auto­
bahnzubringer Überseehäfen wurde von 
der Bremerhavener Stadtverordnetenver­
sammlung » ... auf die Bedeutung der Stra­
ßenbaumaßnahme ... für die in Nord­
deutschland stationierten US-Streitkräfte 
hingewiesen ... « (Weserkurier, 11.12.81). 

ln der »Wehrtechnik 4/'81« werden diese 
einzelnen Bausteine dann endlich zusam­
mengesetzt.» Bundesrepublik als 'Transit­
stelle': Stillschweigend ad acta gelegt ist 
in der NATO die Frage, ob Deutsche außer­
halb des Paktgebiets ... eingesetzt werden 
... Folglich lautet die Lösungsformel: ande­
re Paktstaaten stellen Soldaten für 
Südwest-Asien zur Sicherung der Rohstoff­
und Rohölstraßen. Dafür werde die Bun­
desrepublik die 'Transit-Stelle' bilden, über 
die vor allem amerikanische Truppen und 
US-Material via Bremerhaven I Rhein-Main­
Fiughafen ins Krisengebiet geschafft wer­
den .... Das sehe z.B. so aus: ... Am Kai in 
Bremerhaven werden deutsche Gabelsta­
pler mit deutschen Zivilkräften Material 
auf deutsche LKW verladen, die aus US­
Schiffen Ausgeladenes nach Frankfurt 
zum Weitertransport per Luft schaffen ... « 

""? 
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Daß diese in der Wehrtechnik eher »roman­
artig« formulierten Aussagen bereits kon­
krete Berechnung und Planung durchlau­
fen haben verdeutlicht die Aussage in der 
»Europäischen Wehrkunde I WWR, 4/83«: 
»Im amerikanischen Verteidigungsministe­
rium wurde darOberhinaus errechnet, daß 
im Verlauf eines militärischen Konfliktes 
in Europa innerhalb von 30 Tagen zusätz­
lich weit mehr als eine Million Tonnen 
Nachschub- und Versorgungsgüter aus 
den USA eingeflogen werden müßten. 
Wenn zugleich Ober 90 % (Heraushebung 
des Verf.) dieses gigantischen Material­
transportes im Ernstfall durch das 'Military 
Sealift Command', dem strategischen See­
transportkommando Obernammen wOrde, 
... << 

Das »Military Sealift Command« (MSC) 

Alles bisher gesagte macht deutlich, daß 
das MSC eine wichtige militär-strategische 
Funktion innerhalb der NATO hat, was 
aber dort im Einzelnen abläuft ist bisher 
kaum geklärt worden. Daher ist es umso er­
freulicher, daß der US-Navy-Experte der 
Zeitschrift »Marine-Rundschau« Stefan 
Terzibaschitsch in der Ausgabe 5/81 »ei­
nen Oberblick Ober. Organisation und 
Schiffsbestand der Seetransportflotte der 
amerikanischen Streitkräfte« gibt, an dem 
wir uns im folgenden orientiert haben: 

Bereits seit etwa 1945 besteht in Bremer­
haven ein »U$-amerikanischer Nachschub­
stOtzpunkt ... United States -Army Terminal 
Command Europe (USATCEUR) ·so lautet 
die offizielle Bezeichnung für die Einrich-

tung in Bremerhaven« (NZ,20.11.64). 19.49 
entstand durch die Zusammenlegung der 
beiden bis dahin getrennt wirkenden Tran­
sportdienste des Heeres und der Marine 
der »Military Sea TransportaUon Service« 
(MSTS). Das Hauptquartier dieser Einrich­
tung wurde dann 1965 von London nach 
Bremerhaven verlegt. Seit 1970 trägt diese 
EinrichtUng den Namen »Military Sealift 
Command« (MSC). 

Die Bedeutung dieser Einrichtung er­
scheint neben dem bisher Gesagten so 
enorm, da das Bremerhavener »Büro« di­
rekt dem »Commander MSC« (COMSC) mit 
Sitz in Washington D.C. unterstellt ist und 
für die Nachschubversorgung ganz Euro­
pas zuständig zu sein scheint. Neben dem 
Bremerhavener Bereichskommando gibt 
es noch 3 weitere in: 
- Yokohama, Japan, für den fernen Osten 
• Bayonne, New Jersey, für den Atlantik 
- Oakland, Californien, für den Pazifik. 
Dem Bereichskommando in Bremerhaven 
ist das Unterbereichskommando für das 
Mittelmeer- mit Sitz in Neapel ·unterstellt. 
Einzelne MSC-Büros,werden periodisch je­
weils dort eingerichtet und unterhalten wo 
gerade Bedarf besteht. Dabei gehören fol­
gende Aufgabenbereiche in die Zuständig­
keit des »Military Sealift Commands«: 

• weltweite Verteilung von militärischen 
Gütern in Friedenszeiten auf dem Seeweg; 
• Entwicklung von Plänen für die Erweite­
rung der Seetransport-Kapazität in Fällen 
von unvorhergesehenen Erl:lignissen und 
Krisen; 

• Seetransportaufgaben für alle Streitkräf· 
te im Konfliktfall; 
• Bereitßtellung von Zivilbesatzungen für 
Hilfsschiffe der Na•y, soweit diese dem 
MSC unterstehen; 
· Vorhaltung und Unterhaltung von Spe­
zialschiffen für die Navy und die Luftwaffe. 

Aus den letzten drei Aufgabenbereichen 
ist ersichtlich, daß dem MSC eine Reihe 
von Schiffen unterstellt sein müssen. Hier­
bei wird unterschieden in die sogenannte 
»MSG nucleus fleet«, also die «Kernflotte«. 
Diese Schiffe fahren zwar mit Zivilbesat­
zung, sind aber Schiffe der US-Navy. Er­
kennbar sind sie durch ein »T«, das der 
Kenn-Nummer vorangestellt ist, z.B. T-AK-
281 Victoria. Neben der »Kernflotte« ste­
hen dem MSC eine Anzahl von gecharter­
ten Handelsschiffen zur Verfügung. Ge­
naue Zahlenangaben Ober die Anzahl dE!r. 
Schiffe lassen sich nicht vornehmen, da 
diese entsprechend den Bedürfnissen der 
Navy, sowie der politischen und mi1itäri­
schen Situation, schwankt. 

Abschließend ist noch einmal zu resümie­
ren, daß sich in der Weddewardener Cari­
Schulz-Kaserne das Hauptquartier des mi­
litärischen Seetransportkommandos für 
Europa beti'ndet, das direkt dem Comman­
der des MSC unterstellt ist, welcher wie­
derum seinen Sitz beim Chef der militäri­
schen Seeoperationen in Washington D.C. 
hat. 

DIE OPERATIONS - GRUPPEN DER U.S. NAVY 

Oberbefehlshaber der Marine 
Chief of naval ooerations 
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US-Propagandashow 
Am 23. Mai verbrannten in Frankfurt 5 Men­
schen in ihrem Auto. Ein abstürzender 
Starfighter hatte sie nach seiner Explosion 
Ober der Mörtelder Landstraße mit Trüm­
mern und brennendem Kerosin OberschOt· 
tel. 
Nur vier Kilometer entfernt auf der Rhein· 
Main US-Air Base klatschte eine 400000 
köpfige aufgepuschte Menge begeistert 
Beifall fOr die selbstmörderischen Luft­
kampfsimulationen einer Staffel von ·fOnf 
Starfightern. Der Nervenkitzel sollte mög­
lichst wirklichkeitsnah unter die Haut ge­
preßt werden, schließlich sollte mehr gebo· 
ten werden, wie bei einem gewöhnlichen 
(footbaii)-Match. 
Als hinterm Wäldhorizont Feuer und 
Rauch wie ein Ätompilz in den Himmel qu­
ollen. wurde dies nur in den wenigsten Ge­
sichtern mit Betroffenheit deutlich. Im Ge­
genteil. Frust beg'ann sich breit zu machen 
Ober den vorzeitigen Abbruch. der Darbie­
tungen. Beifall kommt nur noch einmal für 
die reife Leistung des Piloten auf, der sich­
unglaublich - so knapp ObeT dem Boden 
retten konnte. 
Dann dröhnt wieder Disco-Musik aus den 
Zelten. Man beißt wieder in die Wurst, den 
Doppelwopper - Keltschapp läuft al') den 
Mundwinkeln herunter· schottel Bier, Cola 
und Ami-Eis in sich rein. 
Schmatzend und rülpsend, aber mit vor 
naiver Begeisterung und Neugier offenen 
Augen hopse'n hundertlausende um die 
goldenen Kälber von Massenmord und 
Selbstvernichtung herum. Unter den Gaf­
fern viele junge Familien mit Kindern, Baby 
und Oma. 

Die Friedensbewegung macht Schlagzei­
len und Sprüche (?!) Ober Blockaden im 
Herbst. Doch wo sind wir, die im ·Herbst 
den Massenmördern die Stirn bieten wol­
len? 
Hier waren d i~ Jubelfans von Kohl, Rea­
gan, Aufrüstung, usw. versammelt. Sie 
werden mit uns Opfer werden und man 
kann jedem klar machen, daß es kein Verg­
nügen ist, sein tolles Auto, sein Haus, sei­
ne Familie und sich selbst atomar versch­
milzen zu sehen. Hier fehlt jede grundle­
gende, minimale Information. ln der Kon­
frontation geht sicher nichts! Und die typi· 
sehen Formen wie dy inn, oder Flugblät­
tern im Szene-Stil bringen nur das direkt 
zum Au.sbruch, was hier materiell zur Show 
gestellt wird: Aggression. 
300 Startbahn-Gegner hatten sich zum dy 
inn getroffen. So eine Einfallslosigkeit! So­
bald man sich flach legt, bekommt in der 
dicht gedrängten Menge keiner mehr was 
mit. Als sich nach dem Absturz • der 
Rauchpilz steht noch eine ·haiöe Stunde 
am Himmel - schließlich -~doch noch ein 
Dutzend Leute hinzulegeo ·wagen, mossen 
Militärpolizisten sie vor der aufgebrachten 
Menge schützen. 

Möglich waren an sich eine Menge Aktio­
nen. ln dichten Kolonnen rollten die Auto­
schlangen zweispurig direkt in den Stotz­
punkt (wegen des Massenandrangs kann 
das bei diesen geplanten Shows nicht an­
ders laufen). Ohne Aufkleber am Blech gibt 
es keine Probleme mit Flugblättern, Kostü­
men und Megas usw. mit hunderlen oder 
lausenden Leuten auch rein zu kom.men. 

Am besten ist natürlich sich total in Klein­
gruppen unter den Leuten zu verteilen und 
dort Im direkten Gespräch zu agieren. Bei 
so einem Happening wollen sich die Amis 
rein von der Schokoladenseite zeigen · 
Leute niederprügeln oder aus der Men­
schenmenge heraus festnehmen, das läuft 
nicht vor den Augen der Zuschauer. Der 
einzige Trick Ist, l')'lan muß sich eben unter 
die Leute wagen und nicht alle auf einem 
Fleck stehen, bis man umringt ist. Letzte­
res passierte ausgerechnet uns ach so er­
fahrenen Startbahngegnern (es wimmelte 
natürlich nur so von Zivis). 

Mit fünf Mammut - AirShows soll dieses 
Jahr noch Stimmung fOr die Stationierung 
gemacht werden. Die Entscheidung ist von 
der US-Regierung, der NATO und dem 
Wörner-Ministerium auf höchster. Ebene 
getr9ffen worden. Die riskan~e Lultkamp­
fObung der Starfighter wurde auf besonde­
re Intervention des Verteidigungsministeri­
ums gegen alle Vernunft durchgesetzt. We· 
nige Minuten nach dem Absturz hätte eine 
weitere Starfighter-Staffel dazustoßen sol­
len. Sämtliche Flugsicherheitsmaßnaf'\· 
men, sowohl zivile als auch militärische 
wurden gänzlich.außer Acht gelassen. Der 
Zivilluftverkehr · pro Stunde ca. 60 Fiugbe­
wegungen - ·wurde extrem gefährdet. Die 
Jets kurvten als Staffel in den Warteschlei· 
fen der Ziviljumb_os rum, Oberholten sie 
Ober dem Flughafen usw. Mehrere Kurven 
wurden direkt in 50 Meter Höhe Ober der 
Menge gedreht. Eine g'rößere Katastrophe 
wurde unter höchstem ( und zude·m wahr­
scheinlichen ) Rfsiko in Kauf genommen, 
um die Massenattraktion zu erhöhen. 
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Der ohnehin ObertOll te Luftraum ist aus gu· 
tem Grund eigentlich fOr Kampfflieger· ge­
sperrt. Tiefflug generell verboten. Und zu· 
dem verbrecherisch leichtfertig angesichts 
der Hochhäuser, der Hochspannungslei­
tungen und die dichte Besiedlung. Oie an· 
fängliche Ablehnung. des Bundesluftfahr· 
tamtes wurde auf Druck in eine Genehmi· 
gung umgeschrieben. Die Fluglotsen stan­
den Kopf · aber mußten sict'l fOgen. 
Oie Starfighter·•Bombe• platzte schließ· 
lieh direkt Ober einer belebten Straße, nur 
wenige Meter entfernt von einem voll be· 
setzten Stadion, einem Schwimmba~ und 
einem Waldfest (50000 Besucher). 

Ausgelöscht wurde die Familie von Pfarrer 
JOrges. Einem seit Jahren unbequemen 
Frankfurter, der sich als Jugendpfarrer ge­
gendie Stadtzerstörung und die Startbahn· 
West engagiert hatte. Mit Gedrehten und 
Predigten rief er zum Engagement gegen 
die Kriegspolitik auf. 
FOnf Menschen wurden legal' bei einem zu­
fälligen •UngiOck• ermordet • von Schreib· 
tlschtätern, dle.wlederum • legal• das ato· 
mare Auschwitz, den Massenmord in Ost 
und West planen. 

Verteilt Flugblätter und diese Fotos, und 
auch Fotos von den Opfern der Bomber 
Ober Hiroshima und Vietnam. Vermittelt 
darin ganz einfache grunglegende lnfor· 
mationen von west-östlichem AufrO· 
stungswahn. Alles schön anschaulich, da· 
mit wenigsten einigen Leuten beim Begaf­
fen und Bestaunen von Panzern, Bombern, 
Militärjet-s, Hubschraubern, ·Raketenwer­
fern usw. die glasigen · Augen Obergehen, 
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der Wagen der Familie JOrges nach dem Absturz 
die Hamburger im Hals stecken bleiben. 
der Appetit am Ami·Eis vergeht und viel· 
leicht der erste Funke von Nachdenken 
und Zweifel z011det. · 

AtomExpress·lnl FFM 

Uil' ml<'hslcn I rrminr fur l S-Prnpal(anda: 
• .H. 7. Spang-llahlrm. Rillhur).! Eifd 
• 7 .K. Ramsl<•in 
• U.u.I·UI. llahn; Jiun"ud, 
• 20.!1. ZIH•ihrud;en 
• 2!1.!1. Sl•mh:Jl·h ; Kaiserslaulern 

Hlroshlma nach der Bombe, 1945 



Volksbefragung? 
18 namhafte Atomforscher gaben 1957 mit 
ihrer Göttinger Erklärung den Anstoß für 
ei•1e Massenbewegung gegen die atomare 
BestOckung der Bundeswehr. Als sich nur 
ein Jahr später bereits 52 % der Bevölke· 
rung für einen Generalstreik gegen diese 
Nachrüstung aussprach, setzte sich die 
SPO massiv an die Spitze dieser Bewe· 
gung, um sie ( erf.olgreich ) in den Dutt zu 
reiten. 
Auch die Forderung nach Volksentscheid I 
Volksbefragung gegen die Nachrüstung, 
ursprünglich vom KB eingebracht und vom 
BBU mit abgeänderter Stoßrichtung ( »kon· 
sultative Voksbefragung .. ) als ersten grö· 
ßeren Verband propagiert, scheint bisher 
die stärkste Resonanz zu finden in »honori­
gen<• Kreisen, sprich: Bundesverfassungs· 
richter, »namhafte" Naturwissenschaftler 
wie Hoimar v. Oitfurth, dem Sprecher der 
»fast 1000 deutschen Naturwissenschaft· 
ler" die gegen die Nachrüstung Anfang Juli 
einen Kongress ·durchführten, die Ver­
sammlung von 450 Richter und Staatsan· 
wälle gegen die Nachrüstung Anfang Juni 
in Sonn etc. Menschen also, die ange· 
sichts der »Schicksalsentscheidung« 
Nachrüstung erst damit beginnen, poli· 
tisch einzugreifen. Aber auch SPD·Kreise 

wie das »Komitee für Grundrechte und De· 
mokratie« oder Günther Grass fordern eine 
Volksbefragung und es ist zu erwarten, 
daß die Publizität dieser Forderung noch 
erhebich zunimmt, wenn die grüne Bundes· 
Iagsiraktion den ersten Anlauf unter· 
nimmt, ihren bereits angekündigten Geset· 
zentwurf hierzu in den Bundestag einzu· 
bringen. 
Zur Diskussion steht, wie sich der »linksra· 
dikale Flügel« der Friedensbewegung dem 
gegenüber verhält. 
ln Anbetracht der konkret absehbaren 
Herbstauseinandersetzungen liegt es na· 
tOrlieh nahe, sich darauf zu konzentrieren 
und die Auseinandersetzungen um eine 
Voksbefragung den Kreisen um BBU und 
SB zu überlassen, etwa so, wie ?uch das 
Hinterh~rlaufen hinter »Atomwaffenfreie 
Zonen« einem ganz bestimmten Spektrum 
der Friedensbewegung tunliehst überlas· 
sen worden Ist. Was hierbei jedoch außer 
acht gelassen wird, ist di~ Möglichkeit ei· 
ner Zuspitzung der Auseinandersetzung 
um die Volksbefragung. 
Daß die Bundesregierung die Existenz der 
berühmten »Sinus·Studiecc ( derzufolge 
60% der Bevölkerung die Stationierung ab· 
lehnen ) bestätigt, deren Veröffentlichung 

jedoch verweigert , spricht Bände. Ich f inde 
es auch sehr bezeichnend, daß die SPD· 
Führung gerade jetzt auf eine Bundestag· 
sabstimmung als mögliches Mittel der Sta· 
tionierungsverhinderung orientiert und als 
ausdrückliche Alternative zur Volksabstim· 
mung vorschlägt; »die Bevölkerung könne 
sich Ober eine Petition an den Bundestag ( 
gemeint ist vermutlici1 dessen Petiton· 
sausschuß) und auf diesem Umweg an die 
Regierung in der NachrOstungsfrage wen· 
den.« ( FAZ, 4.6. ) 
Zwischen dieser Orientierung und der sim· 
plen Feststellung des Naturwissenschaft· 
lers v. Oitfurth: »Bonn hat kein Mandat für 
Nachrüstung«, liegen erstmal ganze Wei­
ten. 
Wer die Unantasbarkeit parlamentarischer 
Entscheidungen und Mehrheiten speziell 
in Sachen Kriegsvorbereitung ausgerech· 
net in der BAD in Frage stellt, der rüttelt 
vermutlich bereits an den Grundlagen die· 
ses Systems, auch wenn er es gar nicht 
wi ll. Gerade ln einer Angelegenheit, in der 
sich die Regierung der Zustimmung durch 
die Mehrheit der Bevölkerung nicht sicher 
sein kann, wird eine Volksabstimmung frei ­
willig bestimmt nicht zugestanden werden. 
Die zentra le Frage lautet nur: will man/frau 
eine Volksabstimmung gegen neue NATO· 
Raketen auch d u r c h s e t z e n , oder 
nicht.Oder anders gesagt: Überlasse ich e~ 
irgendwelchen »deutschen .. Richtern, bzw. 

Die Herbstaktionen beginnen 
am 3.14.Sept. in Göttingen 

25.000 Menschen waren es, die 1975 von 
der Bundeswehr zum »Tag der otrenen Tor .. 
in die Ziehten·Kaserne gelockt wurden. 
Ahnlieh viele waren es 1979, als zudem 
noch vor ca. 2000 Zuschauern das bisher 
letz.te öffentliche Gelöbnis in Göttingen 
stattfand. Nicht zuletzt durch den ent· 
schiadenen bundesweiten Widerstand, 
z.B. am 6.5. 1980 in Bremen war die damali· 
ge Regierung gezwungen. derartige militä· 
rische Spektakel angeblich aus »Kosten· 
gründen .. wieder in die Kasernen zu vetle· 
gen. 
Doch die Aktionen von Bremen. Hannover 
und Bonn liegen larige zurück, und der 
kurzzeit1ge Verzicht auf solche Zeremonien 
wurde noch zu Zeiten der sozial-liberalen 
Koalition wieder aufgehoben. Heute arn· 
tiert nun der Wendc· Minister und 
Starfighter-Pilot Wörner, dessen Wieder· 
einfOhrung des Großen Zapfenstreichs 
nicht seine letzte Gelegenheit gewesen 
sein dürfte. denn die Oliv-Fraktion und ihre 
Freunde wittern Morgenluft. Von der Frie· 
densbewegung fast unbemerkt trauen sie 
sich wieder raus mit dem Ziel: Militarisie· 
rung der Gesellschaft · Nachrüstung der 
Gehirne. 
Auch die Göttinger Truppe hat offenbar 
Anweisung bekommen. ihr Image aufzupo­
lieren und für etwas Stimmung unter den 
ihr verbliebenen Fans zu sorgen. Um dem 
»Jubiläum" der Bundeswehrgarnison Göt· 
tingen den feierlichen Rahmen zu geben, 

plant das Kriegsministerium einen Tag der 
offenen Tür und ein feierliches Gelöbnis im 
Jahnstadion (Fußballstadion) mi1 anschlie· 
ßender Serenade (?) sowie einen großen 
Empfang in der Kaserne am ersten Sep· 
temberwochenendEl. 
ln LOneburg kam die Bundeswehr auf die 
genauso pikante, wie politisch eindeutige 
Idee, eine ö ffentliche Vereidigung am 17. 
Juni. 'dem sogenannten Tag.der deut schen 
Einheit startfinden zu lassen, um zu gelo­
ben » ... die Freiheit des deutschen Volkes 
tapfer zu verteidigen!•· Es scheint so. als 
ob der " freie Westen .. mit Raketen expor· 
tiert werden soll, und Udo Lindenberg nicht 
der einzige ist, der mit einem Sonderzug 
nach Pankow wil l. 
Allein der Göttinger Vereidigungstermi.;t 
läßt ebenfalls kaum an Deut lichkeit zu 
wünschen übrig. Er liegt in derselben Wo· 
ehe, wie der traditionelle Anti -Kriegs-Tag 
(1.9.), er liegt in dem Zeitraum, in dem die 
Statlonlerung der Mittelstreckenraketen 
ansteht. und er liegt in der Zeit, m der die 
Friedensbewegung Ihre »Herbstoffensivew 
plant. Womit denn auch gleich klar wäre, 
was die Veranstalter der Vereidigung im 
Sinn haben: eine schwarz-rot-golden­
olivene Gegenoffensive, ein o ffenes Kräf­
temessen mit der Friedensbewegung, eine 
Provokation aller Nachrüstungsgegner. 
Klar, daß wir uns das nicht gefallen lassen 
werden. 
Der Widerstand gegen die Kriegsvorberei-

Iungen darf sich nicht auf die sogenannte 
.. Nach«·Rüstung beschränken. wir mossen 
den Kriegsplanern überall dort entgegen 
treten. wo sie Ihre Pläne in die Tat umset· 
zen. dazu gehört Widerstand gegen jede 
Form von Imperialismus ebenso wie Aktio· 
nen gegen die Munitionstransporte. Pro­
test gegen die Verlängerung des Zivildien· 
stes und die Verhinderung von milltarist l· 
sehen Großveranstaltungen. 
Sollte das Gelöbnis im Vorfeld politisch 
nicht zu verhindern sein, ru fen wir dazu 
auf . als Auftakt zu den weiteren Herbstak· 
tionen , diese Veranstaltung zum Anlaß zu· 
nehmen. dem Kriegsminister hierjn Götti()· 
gen deutlich zu machen, daß wir jeder Art 
von Militarismus entschieden Widerstarid 
entgegen setzen werden. Dann werden w1r 
für das Wochenende 3./4. September Gege· 
naktionen und eine Demonstration zum 
Jahnstadion planen, zu der wl1 Oberregio· 
nal mobil isieren werden. Es muß deutlich 
gemacht werden, daß über unser vordrin· 
gllchstes Ziel. die Verhinderung der 
»Nachu-ROstung hinaus. unser Kampf IOr 
den Frieden i n jedem Fall weiter gehl! 
Wenn ihr weiter Ober den Stand der Dinge 
informiert werden wollt , oder eure Unter­
stützung erklären wollt, schreibt uns ! Dis· 
kutiert hierOber in euren Gruppen und ver­
fielfältigt aas Flugblatt für andere. 
Reservisten verweigern den Kriegsdienst 
clo Stadtzeitungsbüro 
Geiststraße 1, 34 Göttingen 
Tel.: 0551 · 59435 
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dem Bundestag ( was geradezu paradox 
wäre ), Ober eine Volksbefragung das letzte 
Wort zu sagen, um mich dieser Entschei­
dung, Realpolitiker, der ich bin, zu beugen 
oder versuche ich notfalls auch in Konfron­
tation. mit dem Staat ·das durchzusetzen, 
was von vielen fOr richtig gehalten wird? 
Klar ist: Die »realpolitische Optioncc, also 
der Versuch, einer Volksentscheid· 
Kampagne die Schärte zu nehmen, ist um 
so naheliegender, je mehr den SPD-nahen 
Kräften das Feld Oberlassen wird. Es ist ja 
bereits traurig genug, daß Leute wie Otto 
Schily im Spiegel-Gespräch erklären, man 
sei Oberhaupt »nicht scharf« auf eine »ple­
biszitäre Veränderung der Verfassung« 
und im Obrigen· entschuldige, liebes Parla­
ment,- wolle· man eine Volksbefragung ja 
auch nur im Stile eines »Anhörvertatirens«. 

Genau andersherum versucht es die Bre­
merhavener Friedensini: sie hat gefordert, . 
daß parallel zur Bremer Landtagswahl im 
September 83 vom Bremer Senat eine 
Volksbefragung Ober die NachrOstung, 
Ober die DurchfOhrung eines bundeswei- · 
ten Volksentscheids gegen die Nachro­
stung und Ober AB<:;-Waffentransporte 
durch. Bremen durchgefOhrt wird. 
Gleichzeitig hat sie eine autonome Durch· 
fOhrung dieser Volksbefragung angekOn­
digt, for den Fall, daß der SPD-Senat ab­
lehnt. 
Das Beispiel BremeniBremerhaven dOrfte 
auch klar machen, daß ein Widerspruch 
zwischen Volksents9heid und Standortak­
tionen real nicht vorhanden ist: Falls bei­
spielsweise der Bremer Senat eine Befra­
gung ablehnt, aus Angst vor der Meinung 

der Menschen, dOrfte das der Mobilisie­
rung in dieser Region tor die Herbstaktio­
nen ja wohl kaum abträglich sein. 
Andererseits könnte u.a. auch durch die 
Herbstaktionen der Forderung nach Volk· 
sabstimmung gegen NATO-Raketen mehr 
Nachdruck verliehen werden. Na ja, Zu· 
kunftsmusik ... Worauf es mir ankommt, ist, 
daß eine Kampagne zur .Volksbefragung 
nicht schon deshalb als »bOrgerlich« ange­
sehen und rechts liegen gelassen wird, 
weil sie »breite Massen« anspricht. Wenn 
wir·in der Anti-AKW-Bewegung eine zeit· 
lang Erfolg hatten, dann sicherlich auch 
deshalb, weil uns die »Massenebene« nicht 
zu schlecht war tor unsere .Arbeit und un­
sere Inhalte. 

Matthias, Lüneburg 

Ein bißchen Frieden ••• 
Das Rollback der Sozialdemokraten ist 
schneller und erfolgreicher. als wir alle es 
erwartet haben. Oh, wie das immer wieder 
'funktioniert. diese Oberstrategen und 
Schönredner. Vergessen und Vergeben, 
was da mal war. Man kann sich ja kaum na· 
och dran erinnern. als Schmidt Bundes· 
kanzler und Apel Verteidigungsminister 
waren. und davor noch. ja, Jusovorsitzen· 
de waren sie auch. Aber die Zeiten sind ja 
vorbei, der Vogel, das ist kein Raketenvo· 
gel, nein. eine Friedenstaube ist der. Und 
da wird Willi noch mal so richtig rausge· 
putzt. 12000 beJubelten ihn auf dem Kir· 
chentag und 30000 standen draußen. weil 
die Halle voll war. 
"Den Frieden darf man nicht den Herr· 
sehenden überlassen. die erledigen den 
Frieden nicht für uns. das müssen wir 
schon selber tun.«· ja, das hat der Wil/y ge· 
sagt. Und er selber will auch noch ein paar 
Jahre rmttun. Und als Willy dann noch mit 
dem lila Tuch gewmkt hat. da waren dann 
alle aus dem Häuschen. Na wenn schon. 
der verkehrteste ist er ja nich ·. Und damals, 
als er selber Kanzler war. da ging es ja mit 
der Versöhnung mit dem Osten los und mit 
den Reformen. Und nachdem der Stasi ihm 
dann so·n Ei reingelegt hat. da kam der 
Schmidt, und mit dem konnte sich der Wil· 
ly nich immer so gut. Aber so nchtig anle· 
gen wollte er sich mit Helmut aucfl nic/1. da 
is er einfach zu lieb für. der Willy. Und so 
hat er sich die Samtpfoten nicht richtig 
schmutzig gemacht, mit der Nachrüstung 
und dem ganzen Kram. Und nun soll er in 
Bonn auf der Friedensdemo reden im 
Herbst. is doch schön, dat wird bestimmt 
noch doller als auf dem Kirchentag. Und 
dann noch gleichzeitig der Dohnany in 
Harnburg und der, ach im Süden ham· se 
da keinen Richtigen, da werden sie wahr· 
scheinlieh diesen Sonnyboy von der JG Me· 
ta!l. den Franz Steinkühler, reden lassen. 
Ja. ja, und die alle zusammen. qer Willy, 
der Friedensvogel. der Dohnany und der 
Sreinkühler, die werden das schon schaf· 
fen. den Herrschenden mal so richtig die 
Meinung zu sagen. Und nicht nur das, so­
gar gewaltfreie Blockaden finden die gut. 
dürfen natürlich nicht zu groß werden, aber 
das läßt sich schon machen. 
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Und dann mit dem Generalstreik, da sollte 
man nicht drüber lachen. ln einem Betoeb 
nach dem anderen werden Beschlüsse ge· 
faßt. in Harnburg soll sich das schon über· 
schlagen, hat die DKP erzählt. Und weil 
man die Arbeiters in ihrem Generalstreik 
unterstützen muß. deswegen soll die Nord· 
demo in Hamburg stattfinden. weil sich da 
am meisten Arbeiter im Streik oder zumin· 
dest kurz davor befinden. Genauso wie m 
Stuttgart. Nur diese Grünen und diese an· 
deren Spinner und Radikalinskis, die wo/· 
len nach Ulm und Bremerhaven. Sollen sie 
doch. diese· Schlafmützen. aber doch nicht 
am 22. 
Überhaupt sollen die nicht immer nur mä· 
kein, wenn mal wieder ne zünftige Bonnde· 
mo angesagt ist. Quasseln immer von zivi· 
lem Ungehorsam. Sand im Getriebe, 
Blockaden und so - und was passiert: nix, 
oder so gut wie nix. Frohe Ostern hat der 
Einsatzleiter gewünscht. weil das mit dem 
Wegtragen so gut geklappt hat. Also so 
kriegen wir die Raketen auch nicht weg. 
Und dann noch die Autonomen. oder wie 
se heißen. Einige sind ja nun aufgewacht 
und wollen sich jetzt auch um die Raketen 
kümmern und um den Widerstand. Wohl 
ein bißchen spät dran die Herrschaften, 
der Zug fährt schon wieder anders rum. mit 
der Integration und so. Und das mit den 
Munitransporten. so einfac/7 geht das auch 
nicht. Mal eben nach Holland schielen. 
und dann hier die Züge hopsnehmen. 
Ich weiß nicht. Das mit dem Gandf1i hat ja 
auch nicht so richtig geklappt, mit der 
Ubertragung. trotz diesem Film. 
Und dann gibt's ja noch diese Leute. die 
meinen, sie hätten die Weisheit mit Löffeln 
gefressen und wüßten, wie man die Kon· 
Irantation mit dem Staat so richtig zuspit· 
zen könnte. Wozu und wofür eigentlich. 
Nein, das geht zu weit, also wenn wir das 
noch in Frage stellen. dann weiß man ja 
gar nicht mehr, nein, nein. Also die meinen, 
man müßte nur dfas historische Bündnis 
von Anti-AKW, Häuserkampf, Startbahn 
und Friedensbewegung schaffen, so rich· 
tig mit Massenblockaden und so, und dann 
würde das Land unregierbar werden. Na 

. gut. oder wenn nicht, da müßten die da 
oben den Preis jedenfalls bezahlen, für die 

Nachrüstung. und der soll ordentlich hoch 
werden. Sollen sie doch zahlen. ham doch 
genug. 
Und dann. nach der Stationierung. dann 
gibts den großen Loyalitätsverlust. um den 
Preis geht's nämlich, und dann kriegen die 
Grünen noch mehr Stimmen. Na. wenn das 
keine Überleitung war. 
Ja, die Grünen, die wissen ja garnicht mehr 
wo·s langgeht Die sind ja völlig überfor· 
dert. Müssen erst mal ihre Grünen Hörner 
abstoßen, in Bonn. sagt der Schily. Vorwer· 
fen kann man das denen ja garnich, die 
meinen das auch nur gut. wie wir alle. also 
die wissen ja nun erst recht mch. was rich· 
tig is. Wie denn auch, wenn·s sonst keiner 
weiß. Eine Ausnahme gibt's · der Bastian. 
Das hat man gleich gemerkt. da in dieser 
großen Bundestagsdebatte. daß der Ah· 
nung hat. Der hat gesagt, wie das is. mit 
der Nachrüstung und der SS-20 und was 
dahinter steckt. Der blickt durch. 
War ja auch (Jeneral früher. Ganz ohne 
Flachs, den sollten die öfters reden lassen. 
Im Fernsehen auch bei diesen Diskussio­
nen, und nich so nette Liebe. die Kant zitie­
ren, aber von Tuten und Blasen keine Ah­
nung haben. Aber sonst sieht das bei den 
Grünen mau aus. Mal so·n biBchen Aktion, 
wie, als sie da in Ostberlin diese Aktion ge· 
macht haben. Das ist so richtig was für die 
Petra und den. Roland. Ach ja, die Petra 
Kelly. Das war doch wirklich das Letzte. Hat 
die im Bundestag doch tatsächlich zum 
Schl_uß von ihrer Friedensrede gesagt:» Wo 
Recht zu Unrecht wird, wird gewaltfreier 
Widerstand zur Pflicht«. Also. das ist doch 
schon Geschichtsknitterung, ist das doch. 
Und da will die uns unseren ganzen iahre· 
langen Widerstand an den Bauplätzen 
wegnehmen, also da klappen doch jedem 
AK W·Gegner die Fußnägel hoch. Immer 
dieses gewaltfrei, das ist ja ne richtige 
Seuche. 
:::ipaß beiseite, das derzeitige Chaos ist un­
übersehbar. Keiner weiß, wo·s langgeht. 
außer zweien. Die DKP, rotzfrech, wie nie 
zuvor, solange bis die SPD wieder an der 
Regierung ist und ihr das Maul stopft und 
eben die Sozialdemokraten. Die stellen die 
Weichen - und cjer Zug rollt bereits wieder. 
Rückwärts, langsam und unaufhaltsam zu 
den Abstellgleisen der Geschichte. Wie in 
den 50er und 60er Jah.ren. 
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Gummigeschosse: "Humane 
Waffen mit gebremster Gewalt ... " 

Das Gerangel um die Einführung von Gum· 
migeschossen Ist schon rund 10 Jahre alt, 
in unseren· Nachbarländern Schweiz und 
Spanien, in Englands Kolonie Nordirland, 
als auch in anderen nichteuropäischen 
Staaten sind diese Waffen schon seit I an·. 
gern im Einsatz gegen Menschen. 
Baden-WOrttembergs Regierung und ihre 
Schutztruppen reiben sich die Hände, ihr 
lang ersehnter Wunsch, Gummigeschosse 
in das polizeiliche Waffen~rsenal mit auf, 
zunehmen, soll Im Herbst verwirklicht wer· 
den. Noch vor der Sommerpause wird dar· 
Ober entschieden. Wie Obiich werden dann 
zuerst Bayern und Niedersachsen, danach 
die Obrigen CDU·regierten Bundesländer 
nachziehen. Die SPD sieht zu, wie sich die 
Wellen glätten und schließt dann auf. 
Mit der AufrOstung durch Gummigeschos· 
se wird einmal mehr deutlich, wie wenig 

die herrschenden Politiker von ihrem de· 
mokratischen Anspruch halten. Sehen sie 
ihre und die Interessen der Wirtschaft als 
gefährdet an, reagieren sie mit dem Befehl, 
brutalste Gewalt einzusetzen. Der Ausbau 
des Überwachungsapparates, verstärkte 
GesinnungsOberprOfung, polizeiliche 
HochrOstung sind ein paar Bestandteile ei· 
ner Regierung, die zurecht Widerstand ge· 
gen ihre imperialistische Politik, lJmwelt· 
zerstörung und Kriegstreiberei befOrchten 
muß. Lassen sich Menschen davon den· 
noch nicht abschrecken, von ihrer Angst 
nicht lähmen, sehen sie sich mit einem zu· 
sehends massiver werdenden bOrgerkrieg· 
sähnlichen Polizeiapparat konfrontiert und 
gehen das unmittelbare Risiko ein, krimi· 
nalisiert zu werden, wie es die Ietzen Wi· 
derstandsjahre allzu deutlich bezeugen 
und es nicht nur unter Anwendung des § 

125 leichter und expansiver möglich sein 
wird (siehe auch letzte AtommOIIzeitung). 
Für die Gummis schwärmen jedoch nicht 
nur schießwütige StaatsschOtzer und Uni· 
onspolitiker, auch SPD· und FDP-Politiker 
sind sich darin mit ihren Kollegen einig. 
daß derlei· Repressionsstrategien für die 
Erhaltung der ach so wichtigen Inneren Si· 
eherheil und Ordnung notwendig sind. Hel· 
mut Schmidt äußerte sich zu diesem The· 
ma folgendermaßen: 

"Wenn wir zuließen, daß diese Gewaltbe· 
reitschaff um sich griffe, wenn demnllchst 
Arbeitnehmer, die arbeitslos geworden 
sind, zu Steinen greifen wOrden: unsere 
Demokratie wlire bald am Ende. Deswegen 
muß auf solche Herausforderungen mit Fe· 
stigkeit reagiert werden ( ... ). Aber ich teile 
die Meinung vieler Pollzeibeamter: lrge.nd· 
wann muß auch einmal Schluß mit den 
Rechtsmitteln und den Rechtswegen se.in. 
Wir haben das in der BRD vielleicht etwas 
Obertrieben. Hier muß langsam aber deut· 
lieh abgegrenzt werden.«< ( aus einer Rede 
vor BKA·Beamten im März 82 ). 

Ein SPD·Polltlker aus Bremen, lnnensena· 
tor Ernst Diekmann, war es auch. der 1980 
als erster öffentlich die Einführung der so· 
genannten • Distanzwaffe• forderte. 
schwer gebeutelt von dem erfolgreichen 
Stören der Rekrutenvereidigung im Weser­
stadion am 6. Mai 1980. Die bOrgerliehen 
Parteien scheiterten jedoch an der Ge· 
werkschalt der Polizei • sie lehnte a.uch Im 
Oktober 1982 die Anwendung der Geschos· 
se noch ab · als auch an verschiedenen Gu· 
lachten staatlicher Forschungsinstitutio· 
nen, welche die Gummigeschosse mit der 
BegrUndung ablehnten, die Möglichkeit le· 
bensgefährlicher Verletzung sei nicht aus· 
zuschließen. 
Inzwischen reagierte dann auch die SPD 

spaltarisch auf llie nach der Brokdorf· 
Demo 81 losgelassene Drohung .des baye· 
rischen Gerold Tandler (CSU), er werde Ab· 
schussgeräte for Gummlschrot· und G'um· 
migeschosse einführen, notfalls im Allein· 
gang. Es kam nicht einmal zu einer Eini­
gung auf die bundesweite Um· bzw. AufrO· 
stung auf CS-Gas. Der bisher gültige 
Grundsatz der Einstimmigkeit ging baden 
und man stellte es in das Ermessen eines 
jeden Landtages, was er an repressiven 
Maßnahmen gegen die Bevölkerung unter· 
nehm(!n läßt. Inzwischen können Polizi· 
sten sämtlicher Unions-regierter Länder 
vor Ihren Kollegen aus den SPD·Ländern 
damit protzen, Demonstran~en b~reits 
durch CS-Gas das GefOhl des Erstickung· 
stodes, Verbrennungen .. Verätzungen, Au· 
genentzandungen usw. beschert zu haben. 
Gummiknüppel und SpezialprOgeleinhei· 
ten, CN· und CS-Giftgas, Hochdruckwas· 
serwerfer, all das scheint def.l bedrängten 
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Politikern nicht zu genogen, die Alternative 
stellt sich for sie: Schußwaffe oder Gum· 
mlgeschosse . 

.. /eh will eben nicht der Minister sein, der 
eines Tages hier stehen, und einen SchuB· 
waffeneinsatz, und zwar unter Umst~nden 
einen rela tiv massiven SchuBwaffeneln· 
satz, vertreten muß, und der sich dann die 
Frage stellen lassen muß: wären denn 
nicht mildere Waffen auf dem Markt gewe­
sen? Die Alternative kann sehr schnell 
'Schußwaffe oder Weichen' heißen. Da sa· 
ge ich Ihnen allerdings auch: Gewichen 
wird nicht.« So Baden·WOrttembergs ln· 
nenminister Herzog, als Begründung for 
seine Empfehlung, diese sogenannten •ge· 
ring tödlichen• Waffen einzuführen. ( Her· 
zog ist aussichtsreicher CDU·Bewerber um 
einen Platz im Bundesverfassungsgericht) 
Gummigeschosse werden nach der Logik 
Ihrer Anwenderdort eingesetzt, wo der Ku· 
gelschußwaffengebrauch nicht ohne grö· 
ßere Proteste durchsetzbar ist. Das so ent· 
scheidende Kriterium der Einsatzwirkung 
auf die Öffentlichkeit kann durch die Gum· 
migeschosse insoweit abgedeckt werden, 
als daß der tödlich Verletzte erfahrungsge­
mäß erst nach einigen Tagen stirbt, und 
dann nur noch eine Kurzmeldung wert ·ist. 
Auch auf der Ebene der Abschreckungs· 
wlrkung stellen diese Waffen eine neue 
Qualität öar, das gezielte Schießen auf 
Menschen baut letzte Hemmschwellen auf 
Seiten der SchOtzen ab, die berechtigter· 
weise verstärkte Angst vor lebensgefährli· 
chen Verletzungen auf Selten der Demon· 
stranten steigert bereits vorhandene Ohn· 
machtsgefOhle, wie es die schweizer Ju· 
gendbewegung der frOhen 80er Jahre ge· 
zeigt hat. Der massive Einsatz von Gummi· 
geschossen hat dort seine Wirkung nicht 
verfehlt. ln einem vertraulichen Bericht der 
Technischen Kommission des Arbeitskrei· 
ses 2 der lnnenmlnlsterkonferenz, jener 
Gruppe also, auf deren •wertfreien For· 
schungsergebnlssen« die Politiker zufrie· 
den .ihre Beschlüsse stOlzen, ist unter an· 
derem zu lesen: Die psychologische Wir· 
kpng des Anblickes des 40 mm Rohres der 
MZP 1 (Mehrzweckpistole 1 von Heck/er & 
Koch) wird abschreckend sein. Dieser Ein· 
druck wird durch die GriJBe der Patronen, 
die zweckmlißigerweise an einem GOrtel 
getragen werden, unterstotzt. 

in der BAD wurde fOr die, aus 16 je 12 g 
schweren viertelkugelförmlgen Hartgum· 
mistOcken bestehenden Hartgumr:nischrot· 
körper ein dazugehöriges Abschußgerät 
entwickelt, nämlich die oben erwähnte 
MZP 1, eine Variation der, beim Militär ver· 
wendeten Granatwerferpistole. Das Gum· 
migeschoss verläßt das Gewehr mit einer 
Geschwindigkeit von ungefähr 200 km/h. 
Die MZP 1 ermöglicht nicht nur einen mas· 
siven Schußhagel in die breite Menge, son· 
dern ist zudem fOr den Gebrauch von CN· 
und CS-Munition, sowie fOr Leuchtspur· 
und Farbmunition zum Markieren von 
Fahrzeugen und Menschen geeignet. Mit 
dem erklärten Ziel Rädelsführer fluchtun· 
fähig zu schießen (aus einem Papier der 
Polizeiführungsakademie von 1974) dürfte 
es allerdings, trotz der technischen Ver· 
besserung gegenOber den schweizer Ge· 
schossen, Schwierigkeiten geben. Der 
Streukreis wurde um einen Meter verklei· 
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MZP 1 von Heckler & Koch mit Gummlwucbt- (links) und Gummischrotaescbossea 

nert und liegt somit immer noch bei 3 m (!) 
auf 25 m Entfernung. 
Eine weitere technische Errungenschaft 
deutscher Forschung ist der Gummikom· 
paktkörper, ebenfalls abschießbar aus der 
MZP 1. Diese Waffe besteht aus 4 Gummi· 
stäben mit viertelkreisförmlgem Quer· 
schnitt von je 10 cm Länge. Beim Abschuß 
falten sie sich zu einem rechtwinkligen 
Kreuz auf. Oieses Geschoß ist das schwer· 
ste auf dem Markt. Es hat ein Gewicht von 
180 g. 
Gummigeschosse und Kompaktmunition 
sind von der Technischen Kommission be· 
reits als •einsatzreif,. erklärt worden. 
ln der Schweiz gibt es weder detaillierte 
Richtlinien fOr den Einsatz von Gummlge· 
schossen • die Beamten sind • lediglich• 
dazu verpfjichtet, den Grundsatz der Ver· 
haltnismä6igkeit zu beachten · noch die 
Regelung, zu vermerken, an wen Gummige· 
Schoßgewehre ausgeteilt werden. Pollzi· 
sten, gegen die auf Grund von Anzeigen 
Betroffener wegen schwerer Körperverlet· 
zung ermittelt werden soll, sind somit 
•praktischerweise• von vornherein nicht 
auszumachen. Ebenso wurde in ZOrich ein 
Antrag abgelehnt, jedem Gummigeschos· 
seinsatz zumindest eine Warnung vorweg· 
zuschicken, mit der Begründung, daß dies 
in der Praxis kaum möglich sei. 
ln Nordirland sieht das natürlich nicht an· 
ders aus. Stattdessen gibt es hier eine Ver· 
ordnung, die den Besitz von Plastlkge· 
schossen unter Strafe stellt, da diese Ge· 
schosse mit neuer Treibladung wiederver· 
wendbar sind: 
.. oer Besitz .eines Plastikgeschosses ist 
verboten, da es nicht aus dem Besitz der 
Armee in den Besitz des Betroffenen Ober·· 
geht.« 
ln diesem Land, wo schon seit Ende der 
sechziger Jahre von der britischen Besat· 
zungsmacht CS·Gas in großem Stil gegen 
die katholisch-irische Bevöllterung elnge· 
setzt wird, wurden die 1970 eingeführten 
Gummigeschosse 1974 von den leichteren 

und härteren, als auch schneller fliegen· 
den Plastikgeschossen verdrängt. da diese 
eine geringere Streuung haben und damit 
zielgenauer abzufeuern sind. Parallel ging 
man dazu Ober, nicht mehr nur wahllos in 
die Menge zu schießen, sondern versuchte 
zusätzlich gezielt sogenannte Rädelsfüh· 
rer auszuschalten. Hunderte von Men­
schen wurden schwer verletzt. 
»Mein Sohn Ist nur noch eine leere Schale. 
sein Gehirn Ist tot, alles was ich jetzt will. 
ist ihn in Ruhe sterben zu lassen ... 
Dies sind die Worte einer Mutter, die zuvor 
den Ärzten die Erlaubnis gegeben hatte. 
die Apparaturen, welche ihren 11 -jährigeo 
Sohn Stephen kOnstlich am Leben hielten. 
abzuschalten. Drei Tage vorher, am 16.4.82 
zielte ein britischer Soldat auf den, auf der 
Straße spielenden Stephen. Das Plastikge· 
schoss traf Ihn am Kopf. Dreizehn Men· 
sehen, darunter sechs Kinder wurden vor 
Stephen mit Gummi· und Plastikgeschos· 
sen erschossen. Oie dafor verantwortli· 
chen Politiker nennen diese mörderischen 
Waffen humane Waffen mit gebremster 
Gewalt ......... . 

Stepltea Mc:Coaomy (11 J.), 
aest. l9.Apri11981 



· · -~.ft. h ß b f< ert aus der HecktOt eines britischen Arm~Jeeps, 
Caroi-A•II ltelly: 11 Jahre- Sie wurde von emem Plasu-esc o • ~ ae eu . . erlebtliebe Untersu-

K .Jilfte r ..... _...::. ·-• Ann bef.and sielt' mit ein. er MilchtOte für ihre Mutter auf den1 Hamweg. Die 8 'der h d 
am OJ Z ::""~""""ROae: 14 Jab ...• _, wurde ergab daß Carol-Ann unschuldig war. Alle Zeugen Wl . sprec en en 
cbung, d um Zeitpunkt des Scb re :-Sie starb ein~n T ' .. ~•••ame Auseinandersetzungen in der Gegend gegeben habe. 
Angab eckein auf den Boden USSes gab es .keinerlei . ag~ Dachdem sie von ei 

gerade an den F J b2w. blies aufT··:e• A~nanderset~.ft- n~ Plastikgeschoß 
0 gen des Hnn.. IUJeTpfeifen u Ü]l1 ~en. Lediglieb . . am Kopf Betr ~~ 

-'6ez:streikes Bestorbe • m . en Protest Begen"...,... ane Gruppe Frauen hJ o.,.e~ wor~en war. 
n war. ucu Tod·von F . sc ug nutMau 

Stepllen Geddis: 10 Jahre - Das erste Kind, das durch ein Plastikgescuv ... o-· tanQS Hupes auSZUdra tonnen-
des Royal Anglican Regiments. Er W\irde in de~ Nahe seiner elterlichen Wohnung getroft'en uu .. v- • c:Jcen, der 
Kiankenbaus. Nach'' Zeugenaussagen war er nicht aktiv an den gewaltsamen Ausei_nanderset.zun.~~~ in setnet ""~~vom '-:· 

s~eP..e.;·M~--- <uirti auch durch den. Untersuchungsbefund des Krankenha~ses bestltlgt, der ~"{ten wurde, ae!eu Seit 'u-
. .._,aomy: 11 Jahre E ikaescboß aetr0 ollil tub18 war· 
Im Krankenhaus. Sein Vat ~ "r ~urcf_e, von einem P•·· -·- f von eineßl Plast Zeit des Votfalls v Europtiseben Oe· 
Mutter: "Von St.-be . ~sagt. Em bnto .. -• b"'eßl er asn KoP .. _n "'•r BeZirk zu der . ..a.-. Fall vor den 
H _" n ISt Qlrh•- T .. ae nac \1 • en UA>' u.. l will ste ~·· d 

ause bringen ... .,". . tarb sechs· ~ • gen beStltll • fabrens.letZ . .",._m eo Tag 
. ll}abre - s . ent. V tele zeu . es oericbtsVet ~nl . ",. ~em Tod meinte seine 

BriaD S~ottisb Borderer Re~ die Eröffnung etn _ .... ,eoiet" w;; use. Ich mOchte ihn nur noch nach 
l(ing's own ft seine Mutter 
se·'-r bbren ~ltn~ .• "-.,;nllen. 
ri Fnads Rowatree: II Jahre- wurde von dem Gununigeschoß eines Soldaten des Royal Anglican Regiment am Kopf, getrof­

fen. Bis zur Unkenntlichkeit entstellt, starb er wenige Stunden später im Krankenhaus. Er war mit einem Freund spazierenae-

. . al Ulster ConstabuiarY) aus einer Entfernlllli von ca. 4tn an 
Paul Whitters: IS Jahre- wurde von e;:ern R~<;;r;~:~e~<:ro:urz zuvor an Stein~rfe~ ~teiligt .bau:, z;m u~:~:~!~ ::r 
den Kopf geschossen.·Augenzeugen ge n an, . all . "hm gegenüber standen Vter Polizisten. Einer er o ZlS 

Schusses aber gerade Ruhe eingetreten war· Er. war K a~,u'nd drückte ab. ( aus einem· offenen Brief Irischer Lehrer 
ihn zu, zielte aus kürzester Entfernung auf semen op als Ka":'pagne gegen die tödlichen Ge· 

schosse). 

Ausgelaufene Augen (in nicht seltenen Fäl· 
len beide), zerschmetterte Hände. dreifach 
gebrochene Beine, lebensgefährliche 
Kopfwunden, SchadelbrOchEt, Schädlgun· 
gen an Nieren, Leber, Leiste, und und und. 
Dies sind Zeugnisse menschenvernichten· 
der Machenschaften einer täglich präsen· 
ten Besatzungsmacht in Nordirland. 
Dem 12·Jährigen Paul Corr riß ein Plastik· 
geschoß einen Teil der Nase weg. zertrOm· 
merte den Gaumen und trieb seine Zähne 
in den Oberkiefer und Gaumen hinein. 
Entsprechende Verletzungen hat auch die 
schweizer Bewegung zu beklagen. Ent· 
standen aus dem Kampf um ein selbstver· 
waltetes Jugendzentrum in ZOrich. ent· 
wickelte Slch im Jahr 1980 schnell eine 
breite fantasievolle Widerstandsbewe· 
gung, die jedoch bis Ende 1981 in der Re· 
pression erstickte. Massenfestnahmen. 
gerichtliche Terrorurteile, nächtliche Poil· 
zeiObergrlffe ohne Anla6, Verluste von Ar· 
beilsplatz und Wohnung, schwerste Kör· 
perverletzung verdrängten den neuerwach· 
ten Optimismus und WiderstClnd,Swillen 
und machten Resignation und Angst platz. 
Politische Inhalte gestalteten sich als zu· 
sehends schwieriger vermittelbar, redu· 
zierten sich Demonstrationen und Aktio· 
nen bald notgedrungen auf militärische 
und strategische Überlegungen. Oie Bewe· 
gung schmolz auf ihren harten Kern zu· 
sammen. 
ln den direkten Polizeieinsätzen spielte 
das Kampfmittel Gumm.igeschoss eine be· 
sondere Rolle. Die hier sechseckigen Hart· 
gummischrote von 10 g, später auch 18 g 
Gewicht, die gebOndelt zu 35 StOck aus 
den Rohren der Schwelzer 'Schleßgeräte 
abgefeuert werden, wurden ständig grö­
Ber, die Schußdistanz kleiner. Ebenso wur· 
de häufiger massenhaft OS-Gas einge­
setzt. Entsprechend steigerten sich die 
Verlet.zungen von Demonstranten und un· 
beteiligten Passanten·enorm. 
Ursula 8:» Ich wohnte damals im Kanton 
Aargau. Am 4. September 1980 war ich in 

41 



ZOrich, um meine Ferien in Griechenland 
zu regeln. Nach einem Kinobesuch verlieB 
ich den Bahnhof ... Ich merkte erst gar 
nicht, daß da etwas los war. Erst als Ich 
mich umdrehte, sah ich Menschen Rich· 
tung Bahnhof rennen. Die Polizei war 
durch ein blockiertes Tram fOr mich un· 
sichtbar. Als die Polizisten um das Tram 
gerannt kamen, wurde ich aus ca. 4 Metern 
Entfernung getroffen. Ich brach zusam· 
men. Ein Polizist schrie mich an, ich solle 
verschwinden. Ich sagte Ihm, mein Auge 
läuft aus ... « Das Auge mu6 einige ~ochen 
später entfernt werden. Die Polizei behaup· 
tet, es sei kein Gummigeschoss gewesen, 
sondern ein von Demonstranten geworfe· 

ner Stein. Nach Angaben der behandeln· 
den Ärzte kann die Verletzung jedoch nur 
von einem Gummigeschoss herrOhren. 
Michael H.: " Am 4.12.80, anläBIIch des 
KINGS-Konzertes im KongreBhaus, kam es 
zum Versuch der Bewegung einen Grat/· 
seinlaß zu erzwingen. Ich war etwas spät 
dran. Als Ich ankam, waren ca. 50 Leute an· 
wesend. Eine Eingangsscheibe ging zu 
Bruch. Nach 5 Minuten erschien die Polizei 
und kreiste uns ein. Ich rannte davon. Zwei 
Polizisten kamen um die Ecke. Einer schoß 
mir aus zwei Meter Entfernung die ganze 
Ladung Gummigeschosse Ins Gesicht. Ich 
wurde am rechten Auge, an der Nase, prak· 
tlsch Im ganzen Gesicht ge'troffen. Ich hat· 

te eine leichte GehlrnerschOtterung und er· 
brach mich. Ob von der GehirnerschOtte· 
rung oder von den grauenhaften Schmer· 
zen Im Auge, weiß Ich nicht. « 
Die Polizei weigert sich , Michael unverzOg· 
lieh ins Kranenhaus bringen zu lassen. 
Erst nach Personalienfeststellung und er· 
stem Verhör wird er eingeliefert.» Die Diag· 
nose lautete auf Netzhautr/8. Ich wurde 
ambl.Jiant behandelt und Weihnachten 
1980 operiert. Zurtick blieb eine Netzhaut· 
verkrommung. 90 % Sehverlust am rechten 
Auge. Ich hatte großes Gtock, daß ich nicht 
auch da$ linke Auge verlor, ein Gummige· 
schoB traf mich nur 1 cm links davon. " 

Polizeieinsatz am Landesmuseum 
,.Am 31. Januar 1981 besammelten wir uns vor dem 
Landesmuseum (in Zürich, Anm.) und besprachen mit­
einander, was wir tun wollten. Plmzlich kamen die Was­
serwerfer von der WalehebrUcke und vom Bahnhofquai 
her. Die Polizei umzingelte uns, ich wurde nach hinten, 
rechts vom Eingang, an das GebOude gedrUckt. Wie ich 
nachher erfuhr, wollte vorne links einer aus der Umzin­
gelung ausbrechen, dara,qhin setzte die Polizei Tränen­
gas ein; wir Im Hintergrund konnten kaum mehr atmen, 
wir liefen deshalb nach vorn mit erhobenen HOnden, 
was ein großer Fehler war. Einer Frau, die die HOnde 
vors Gesicht hielt, wurde ja dann ein Finger gebrochen 
von den Gummigeschossen. Mich traf ein Gummige­
schoß ins linke Auge. Ich rannte blind nach vorn, ein 
Sanitäter und ein zufOIIig anwesender Arzt ·betreuten 
mich sofort. Ein Polizist funkte um einen Krankenwa­
gen, und ich kam sehr rasch ins Spital." (1) 

Was die damals 20-jährige Kathrin S. Monate später 
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in einem Gespräch mit dem" Verein betroffener Eltern" 
berichtete, wurde am Abend des Polizeieinsatzes als ei­
ner der wenigen Beiträge Ober Polizeieinsätze unzensiert 
in den Fernsehnachrichten ausgestrahlt. Ein Kamerate­
am hatte den VorfaU gefilmt, ihr Bericht entfesSelte ei­
nen kurzfristigen Sturm der Entrüstung über ·den Ein­
satz von Gummigeschossen. 

Kathrins Auge konnte nicht gerettet werden. Sie trägt 
heute eine Kontaktschale. Krankenkasse und Unfallv:er- . 
sicherung weigerten sich, für die Krankenhauskosten 
und die Operation aufzukommen. Ein Einspruch hätte 
keinen Erfolg gehabt, weil die Versammlung am Lan­
desmuseum nicht angemeldet war und Kathrin sich riach 
Auffassung der Versicherung auf eigene Gefahr dorthin 
begeben hatte. Verfahren gegen die Stadt Zürich wegen 
Körperverletzung und um Schadensersatz sind noch 
nicht abgeschlossen. 
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Daß das Gesicht fOr Verletzungen durch 
Gummigeschosse besonders gefährdet 
ist. wird jedem einleuchten. Aus tler relativ 
geringen '3rö6e des Geschosses ergeben 
sich in besonderem Maß Augenverletzun­
gen. jedoch auch ausgeschlagene Zähne, 
Nasenbein- und Kieferbrüche sind keine 
seltenen Verletzungsarten. Neben ausge­
schossenen Augen, die meist später· ope­
rativ entfernt werden mossen, sind' auch 
solche Augenverletzungen häufig, bei de­
nen die Augenhöhle zwar nicht zerreist, es 
im Inneren des Auges jedoch zu schweren 
Verletzungen kommt, was zu langzeit­
schädigungen-..v.ie GrOner und Grauer Star, 
oder aber zu noch gewaltigeren Sahein­
schränkungen fOhrt. Im Februar 1983 
schreibt ein Schweizer Arzt: 
Ursprangtich hatte ich angenommen, daB 
die Polizei und die verantwortlichen Gre­
mien dieses Demonstrationsbektlmpfung· 
sinstrument ohne groBe Oberlegungen ge­
wlihlt hatten und sich Ober seine Gefähr­
lichkeit nicht Im klaren waren. Jetzt, nach 
a/1 den gemachten Erfah;ungen, bin Ich zu 
einem sehr ·viel deprimierenderen $chlu8 
gekommen. HIJtte es sich um eine Wahl 
aus Unkenntnis gehandelt, dann hiJtte man 
sicher nach der ersten schweren Verlet­
zung auf dieses Mittel verzichtet. Jetzt gla­
wurde, weil es einen ungeheuer groBen Ab- · 
schreckangseffekt hat. Man kann mit ihm . 
gewissermaßen d~s Lebenssymbol, das 
Auge nlimlich, ausl6schen, ol)ne das wirk­
liche, physiologische Leben auslöschen zu· 
mossen. Man kann scharf schieBen, ohne 
sich dem Vorwurf aussetzen zu mOssen, 
schar/ geschossen zu haben. « 
Dennoch, vnd gerade weil diese Waffen 
auf uns abschreckend wirken sollen, ist es 

. wlchtlg, daß die G'egenseite uns nicht da-
hin bekommt, wo sie uns gerne hatte: vor . 
Angst gelähmt, demoralisiert und resig­
niert, ohne den Mvt, gegen ihre Politik zu 
kämpfen. Über Gummigeschosse infor­
miert zu sein, sollte nicht die Konsequenz 
nach sich ziehen, Aktionen und Demon­
strationen fern zu bleiben, sondern sich 
gegen sie zu schOtzen. Und das ist - nator- · 
lieh nur in einem beschränkten Umfang -
durchaus möglich. Die · oben beschriebe­
nen schwe(en Verlet~ungen sind häufig da­
durch zustande gekommen, daß aus nur 
wenigen Metern El)tfernung auf Leute in 
leichter Bekleidung und ohne Kopfschutz 
geschossen wurde. Dicke Kleidung und 
Helm werden einiges verhindern können. 

Wer allerdings dann immer noch ohne 
Helm auf Demonstrationen geht, wo mit• 
dem Einsatz von Gummugeschossen zu 
rechnen ist, handelt • blauäugig •. 
Eine Verhinderung der •Aufruhrkoni ro/1-
wa/fe« scheint jedoch im CDU-land 
Baden-WOrttemberg angesichts der dorti­
gen Mehrheitsverhältnisse so gut' wie aus­
sichtslos. zu sein. 

Warum gerade Baden-WOrttemberg Vorrei­
ter spielen muß, oder will, ist nach den letz­
ten starken Worten zu Wyhl auch klar ge­
worden. Dort prophezeien die Polizeistrate­
gen schon. jetzt, daß es in der »gronen Höl­
le• Tote auf beiden Seiten geben wird. 
Auch die. Aktionen gegen die Raketensta· · 

Titer ln Nordirland 

tionierung kann sich · das Mustertändle 
nicht leisten , wo es doch in den Schweizer 
Eidgenossen ein glänzendes Belspiel fOr 
die Aufstandsbekämpfung gleich nebena_n 
h~. . 
ln 'Bayern geht man sogar schon so -weit, 
daß man in die noch gar nicht eingefOhrten 
Gummigeschosse schon heute kein Ver· 
trauen legt (obwohl sie die Gummis lieber 
heute als morgen .hätten), sondern lieber 
schon einen Sprung weiter macht - seit 
dem FrOhjahr :ovird dort mit Blendschock­
granaten geprobt. 

Gummtaescbosse 
Eine MittetStreckeDtOcke wird 

. aesc:blossen 
Mit Beitraaen Ober den Einsatz 

in Nordirland und in der 
Scllwaz, 

sowie Ober Technik. Medizin und 
politische Debatte . 

hrsa.v.:- AJ....Ber~ Die GRU· 
1QN aawo. GAL-Hamburs 

36 s .. :DJN A •• FarbdrUck. ca. 
40 Abb •• 3.-DM( + 1.-DM Porto) 
V~b:BUU,~.~. 

1BB6 
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Freiheit für Markus und Michael 
Es ist 'ne ganze Zeit her, daß dieser Satz irri 
Kopf vieler Bewegter war. Zeit heilt, sagt 
man, aber • Zeit tötet auch. 
Heute ist diese Forderung für viele Leute 
ein abgeschlossenes Kapitel. 'Ne Menge 
Aktionen und damit auch Kriminalisie­
rungsversuche sind seitdem gelaufen. Die 
Prozesse sind zur Normalität geworden. 
Die Forderungen haben sich abgenutzt. 
Die Bewegung hat sich anderen Themen 
zugewendet. Der Anti-AKW-Kampf ist nicht 
mehr in .. Anti-Kriegs- und Anti-Fascho· 
Aktionen prägen heute das Bild. Die Dis­
kussion um die Kriminalisierung- wenn sie 
überhaupt noch stattfindet- erschöpft sich 
mit der Erörterung der Neufassung des § 
125 (Landfriedensbruch). 
Dieser Umschwung im Interesse der Leute 
hat verheerende · Wirkungen. Die AKW­
Betreiber gehen voll in die Offensive - die 
Dinger, gegen die wir mal gekämpft haben 
werden jetzt gebaut. 
Aber da sind nicht nur di~ AKWs, da sind 
auch die Menschen, die mit uns zus~mmen 
gekämpft haben, und die stellvertretend 
für uns kriminalisiert werden. 
Auch auf sie hat der Interessenum­
schwung verheerende Folgen. 
Es ist hart, dafür in den Knast zu gehen, 
weil man gegen etwas gekämpft hat, woge­
gen jetzt fast nichts mehr unternommen 
wird. 
Wir haben mal gesagt, die beste Solidari­
tät ist, wenn unser Kampf weitergeht. Wa­
ren das nur leere Formeln? 
Es ist erschreckend, wie schneiJ vergessen 
wird! (oder nur verdrängt?) 
zugegeben, die Prioritäten haben sie~ ver­
schoben und man hat sich daran gewöhnt, 
kriminalisiert zu werden. - Aber doch wohl 
nur, wenn es einen nicht direkt betrifft. 

Hero endgültig 

verurteilt 
Hero Alting war vorgeworfen worden, bei 
der Brokdorf-Demo am 28.2.81 mit Steinen 
in die räumenden Polizeiketten geworfen 
zu haben. 
ln 1.1nstanz war er vor dem Amtsgericht 
Norden .freigesprochen worden, worauf die 
Staatsanwaltschaft Berufung einlegte. 
ln der Berufungsverhandlung wurde er 
dann aber am 7.9.82 vor dem Landgericht 
Aurich zu 1 Jahr Knast auf 3 Jahre Bewäh­
rung verurteilt. 
Die dagegen eingelegte Revision ist jetzt 
vom OLG Oldenburg verworfen worden. 
Doch die drei Jahre Bewährungszeit ist 
nicht das Einzige, was damit auf Hero zu­
kommt. Zusätzlich soll er für die Kosten 
des Prozesses gerade stehen • das sind 
10000 DM. Allein 8700,- wurden für die 12 
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Es ist einfach, heute über Raketenstatio­
nierung zu diskutieren und nebenbei von 
den Heldentaten aus der Zeit der Anti­
AKW-Bewegung zu reden. Die dunklen Sei­
ten werden dabei aber g~rne vergessen. 
Und da gibt es 'ne ganze Menge. 
Die Leute von Grohnde (1977 war das) ha­
ben ihre Zeit schon abgesessen - bis zu ei­
nem Jahr. Mit den Geldforderungen haben 
sie immer noch zu kämpfen. 
Noch nicht vorbei und auch noch nicht ent­
schieden sind die Urteile wegen Brokdorf, 
Gorleben und Schacht-Konrad. 

Markus und Michael 
Über ein Jahr ist es her (13.5.82) als Richter 
Selbmann 5 1/2 Jahre für Michael und 3 
Jahre für Markus verkündete. Ohne die Un­
terstützung von vielen Seiten würden beide 
no'ch heute im Knast sitzen. Markus kam 
so schon im Juni 82 wieder aus dem Knast, 
Michael am 8. Dezember (nach 20 Monaten­
in U-Haft). 
Das Kapitel ist aber noch lange nicht abge­
schlossen. Bis heute ! ! ! ist noch keine 
schriftliche Urteilsbegründung d~. das Ur­
teil noch nicht rechtskräftig. Die Anwälte 
hatten nach der Urteilsverkündung sofort 
Revision beantragt. Um diese aber zu be· 
gründen, muß die schriftliche Urteilsbe­
gründung vorliegen (mit der hat Selbmann 
aber scheinbar seine Schwierigkeiten). 
Erst dann. beginnt eine 4 Wochen Frist, um 
den Revisionsantrag zuz b~gründen. Da· 
nach ist dann der BGH dran. Und dann 
spielt es eine große Rolle, ob von Seiten 
der Öffentlichkeit Druck ausgeübt wird. 
Für Markus und Mi,chael bedeutet das: der 
Haftbefehl gegen sie ist nur gegen Aufla· 
gen ausgesetzt. Nach wie vor können sie 
sich nicht normal bewegen. 

Polizeizeugen veranschlagt, die extra aus 
München und Kiel herangekarrt wurden. 
Die Anwaltskosten in Höhe von 5500 DM 
sind vom Ermittlungsausschuß Osnabrück 
und aus.Oidenburg bezahlt worden. Trotz­
dem, Hero braucht Kohle. 

Spendenkonto: 
Stichwort FLOP 
Ralffelsenbank Osnabrück 
Kto.N~ 312275100 
BLZ 26562999 

Die Begleitumstände der Berufungsver· 
handJung in Aurich (massives Einschreiten 
der Bullerei) fOhrten damals zu mehreren 
Festnahmen und jetzt auch Verurteilun­
gen. Insgesamt gab es Ermittlungsverfah· 
·ren gegen 6 Leute. 

Klaus aus Sielefeld wurde versuchte Ge­
fangenenbefreiung und Widerstand vorge­
worfen. Zusammen mit anderen Leuten 
war er auf den Gefangenentransporter zu-

Darüber hinaus und nach wie vor müssen 
sie. damit rechnen, daß sie die Strafe absit­
zen müssen. 
Und nur dann, wenn wir es schaffen. in der 
wichtigen Revisionsphase Druck und Öf­
fentlichkeit zu erzeugen. besteht eine 
Chance, daß sie nicht in den Knast müs­
sen. Aber nur dann. 

Elmar und Richard 

Das gleiche gilt für die beiden jetzt auf uns• 
zukommenden Prozesse gegen Elmar 
(Konrad-Demo) und Richard (Gorleben ... 
Demo). Gegen beide laufen die Prozesse 
vor dem Landgericht. 
Im Fall von Richard wurde das mit »öffent­
lichem Interesse« begründet. ln der Ankla-. 
geschrift wird explizit auf den Rahmen der 
Grohnde- und Brokdorf-Demo hingewie­
sen, Uf)d auf die dabei herausgekommenen 
Strafen. 
Derselbe Paragraph betrifft Elmar. Hier ist 
die Lage noch eindeutiger. Wurde das Ver­
fahren anfangs wegen •>mangelndem öf­
fentlichen Interesse« ans Amtsgericht tu­
rückverwiesen, so sieht die Begründung 
für ein Landgerichtsverfahren jetzt so aus. 
daß mit der Höhe der zu erwartenden Stra­
fe argumentiert wird - mel)r als 3 Jahre! 

Die Leute sollen stellvertretend für uris alle 
veturteilt werden. Und zwar am liebsten 
still und leise. Es gibt viele Möglichkeiten, 
um auf die Prozesse hinzuweisen. 

Einstellung der Verfahren! 

Aufhebung der Brokdorf,Urteile! 

Stillegung aller Atomanlagen! 

gelaufen, der dann einige Fußtritte zu ver­
kraften hatte. Klaus hatte zuerst eine Zah­
lungsaufforderung von 1500 DM gekriegt. 
gegen die er aber Einspruch einlegte. Dar-

. aufhin fand letzte Woche gegen ihn der 
Prozeß vor dem AG Aurich statt, wo er zu 
300 DM verurteilt wurde. 

Wolfgang aus Hannover war bei einer der 
Saalräumungen abgegriffen worden, wo­
raufhin er ein Verfahren wegen Widerstand 
bekam. Den Zahlungsbefehl in Höhe von 

· 300 DM hat er schon bezahlt. 

Norbert aus Emden war das Gleiche pas­
siert wie Wolfgang. Auch er bekam einen 
Zahlungsbefehl, gegen den er aber Ein­
spruch einlegte. Deshalb wird auch gegen 
ihn vor Gericht verhandelt werden. Der Ter­
min wird in den nächsten Wochen vor dem 
AG Aurich stattfinden. 

Die anderen drei Verfahren sind eingestellt 
worden, darunter auch ein Verfahren (70 
Seiten dicke Akte) wegen Körperverlet· 
zung. 



Erklärung zum Prozess gegen 
Am 5. Mai wurde vor dem Amtsgericht 
Salzgitter der Prozeß gegn Elmar aus Göt· 
tingen eröffnet. Ihm wird schwerer Land· 
fi'iedensbruch, gefährliche Körperverlet· 
zung und Widerstand vorgeworfen • im Zu· 
sammenhang mit der Demonstration ge· 
gen das geplante Endlager im Schacht 
Konrad am 30. Oktober letzten Jahres. 
Die Demonstration, zu der in ganz Nord· · 
deutschland und insbesondere im Raum 
Bra unschweig·Sa lzgltter· Hannover· 

Göttingen mobilisiert wurde, richtete sich 
gegen den Umbau des ehemaligen Erz· 

. schachtes Konrad zum Atommülhtndlager. 
Neben der Demonstration gegen das Zwi, 
schenlager Gorleben und den Schnellen 
Brüter in Kaikar war die Schacht Konrad· 
Demo die dritte gemeinsame Qemonstra· 
tion der Anti·AKW·Bewegung im Herbst 
1982. Sie war der Versuch, dem forcierten 
Ausbau des Atomprogramms auf allen 
Ebenen praktischen Widerstand entgegen· 

Elmar 
ln Göttingen haben sich ungefähr 200 
AKW-Gegner aus verschiedenen Gruppen 
auf die Demonstration vorbereitet. Auf ei­
nigen Vorbereitungstreffen und Veranstal­
tungen wurden politische und praktische 
Ziele zusammen diskutiert. Insgesamt war 
die Vorbereitung ~er Schacht Konrad­
Demo · von scharfen Auseinandersetzun­
gen zwischen den verschiedenen Strömun· 
gen der Bewegung geprägt. Sie drückte 
sich in verschiedenen Sammelpunkten der 
Demo aus. Die GRÜNEN wollten sogar 
nicht zum Schacht, sondern lieber ein Fest 
auf dem nahegelegenen Sportplatz veran­
stalten. ln Göttingen war die Vorbereitung 
ziemlich klar und einheitlich. Wir fuhren 
geschlossen im Konvoi und einige Grup­
pen hatten sich darauf vorbereitet, die ln· 
frastruktur des Schachts nicht unangeta­
stet zu lassen, wenn sich dafOr Gelegen­
heit bieten wOrde. 
An der Demo nahmen dann ca. 8-10000 
Menschen teil. Trotz der erheblichen Diffe· 
renzen in der Vorbereitungsphase war die 
Demonstration selbst ziemlich geschlos­
sen. Der Versuch, die Bahngleise zum 
Schacht zu demontieren, wurde von der ge­
samten Demo unterstützt. Fast alle Teil· 
nehmer der Demo· gingen dann zum 
Schacht, das geplante GRÜNEN-Treffen 
mußte mangels Beteiligung ausfallen. 
Am Schacl;lt selber zeigte sich, daß einige 
Tausend AKW-Gegner gekommen waren, 
um ihren Widerstand auch praktisch aus­
zudrücken. schienen wurden demontiert, 
Leitungsmasten zum Schacht gefällt und 
versucht, das Tor zum Schachtgelände zu 
durchbrechen, was auch kurze Zeit gelang. 
Der Versuch der Polizei, das Gelände zu 
räumen, scheiterte lange Zeit an den mas­
siven Steinwürfen vieler Demonstranten. 
Ein geschlossener Rückzug gelang jedoch 
nicht, so daß zum Schluß viele von den vor­
rückenden Bullen verprOgelt wurden. 
27 Leute wurden festgenommen, unter ih· 
nen auch Elmar aus Göttingen, der mit fünf 
anderen 14 Tage in Untersuchungshaft 
blieb. 
Nach der De(Tlo ließen sich die verschiede· 
nen Gruppen nicht an der ·Frage der Mili· 
tanz spalten. Viele haben sich an der Soli· 
daritätsarbeit beteiligt, und sich überlegt, 

wie man die Leute in der U-Haft unterstOt· 
zen kann, sind zu Haftprüfungsterminen 
und zu Kundgebungen am Knast gefahren. 
Für manchen war dabei auch die Ausein­
andersetzung mit dem Knast nähergerückt 
· es hätte auch jeden anderen am Schacht 
treffen können. 

Inzwischen wurden wegen der Schacht 
Konrad-Demo 20 Ermittlungsverfahren ein· 
geleitet und gegen 8 Leute Anklagen erho­
ben. Verurte.ilt wurden bisher Peter aus 
Neumünster zu 1 Jahr, Michael aus Berlin 
zu 10 Monaten und.Jadrahn aus Salzgitter 
zu 6 Monaten • alle auf Bewährung. Die bis­
her härteste Anklage läuft nun gegen .EI· 
mar wegen. schwerem Landfriedensbruch, 
gefährlicher Körperverletzung und Wider­
stand. 

Der Prozeß 
Kurz nachdem Elmar aus der U-Haft entlas­
sen wurde, klagte Staatsanwalt Weniger 
ihn vor c,lem Landgericht an. Das Landge­
richt gab den Prozeß u.a. wegen »mangeln· 
dem öffentlichen Interesse« wieder zurück 
ans Amtsgericht Salzgitter, was nach einer 
Beschwerde des Staatsanwalt dagegen 
auch noch durch das OLG Gelle bestätigt 
wurde. 
Der Prozeß gegen Elmar am 5. Mai vor dem 
Amtsgericht in Salzgitter begann fast un· 
ter Ausschluß der Öffentlichkeit, da Poli· 
zeischüler die Hälfte der Sitzplätze im Zu­
schauerraum belegten. Ein Befangenheit· 
santrag geg~n Richter Schenk, der Peter 
aus Neumünster allein wegen dessen Teil· 
nahme an der Demo (also nach dem alten 

zusetzen. Der Schacht Konrad, bis dahin in 
der Öffentlichkelt kaum bekannt, bekam 
seine besondere Bedeutung dadurch, daß 
die geplante Endlagerung des Atommülls 
im Schacht als Entsorgungsnachweis für 
die Genehmigungsverfahren neuer Atom­
kraftwerke herhalten sollte (und auch 
schon tat). Denn das Fehlen einer gesi· 
cherten Entsorgung war bislang juristi· 
scher Grund für mehrere Baustops gewe­
sen. 

Landfriedensbruchparagraphen) verurteilt 
hatte, wurde von einem nicht zuständigen 
Richter abgelehnt. Im nachhinein wurde 
dieser jedoch kurzerhand für zuständig er­
klärt und damit seine Entscheidung fOr 
wirksam! 
Die Beweisaufnahme begann mit einem 
Bericht des Einsatzleiters Hase. Der konn­
te zwar zu Elmar nichts sag~n, dafür um so 
mehr zur »Schlacht am Schacht«: »Um 
13.47 Uhr flog der erste St~in ..... Zur Unter­
mauerung seines Schlachtengemäldes 
wurden dann am zweiten Verhandlungstag 
mehrere Polizeifilme gezeigt, die wieder 
nichts mit dem Vorwurf gegen Elmar zu tun 
hatten. 
J?arauf folgte der Hauptbelastungszeuge 
Kaltenbrunn aus Göttingen. Der will Elmar 
verfolgt und festgenommen haben. Wobei 
Elmar die »Frechheit« besessen haben 
soll, ihm zwischendurch noch einen Stein 
ans Schienbein zu werfen. Als Kaltenbrunn 
auf die Frage einer Schöffin sagte, er habe 
Elmar schon vorher in der ersten Reihe ge­
sehen, unterbrach Richter Schenk die Ver­
handlung. Nach 5 Minuten kam er mit einer 
3-seitigen getippten Erklärung wieder und 
verkündete, daß er das Verfahren ans 
Landgericht zurückgäbe, da eine Strafe 
von mehr als 3 Jahren dabei herauskom­
men nkönne« und damit der Strafrahmen 
des Amtsgerichts nicht ausreiche. 
Der ganze Prozeß war nichts anderes als 
eine dreckige Schmierenkomödie von 
Schenk und Co. Das beweisen die Filme 
und der Einsatzleiterbericht, die wohl nur 
gebracht wurden, um hinterher als Begrün· 
dung fOr die »besondere Schwere der Tat« 
herzuhalten. Das beweiBt· auch die vorge­
fertigte Begründung Schenks. 

Nachdem die ersten Konrad·Prozesse mit· 
Geld bzw. Bewährungsstrafen geendet ha· 
ben, sieht es im Moment danach aus, daß 
Elmar für die Demo und damit für den mili· 
tanten Widerstand gegen den Schacht 
exemplarisch und für mehr .als drei Jahre 
in den Knast soll. 
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Atomprogramm, Widerstand 
und Kriminalisierung 

Mit entschiedenem Widerstand und einer 
breiten öffentlichen Debatte· hatte es die 
Anti-AKW-Bewegung längere Zeit ge­
schafft, den Ausbau des Atomprogramms 
weitgehend zu stoppen. Baustops wurden 
ausgesprochen, die Wiederaufbereitung­
sanlage zunächst nicht gebaut, Genehmi­
gungsverfahren in die Länge gezogen. Seit 
einiger Zeit wird das Atomprogramm je­
doch wieder forciert betrieben. Die Zuspit­
zung vor allem der ökonomischen Krise 
dieses Systems hat bei den Herrschenden 
zu einer verschärften Gangart gefOhrt, 
auch beim Atomprogramm. Die bestehen­
den Baustops wurden aufgehoben, ge­
straffte Genehmigungsverfahren sollen 
den Neubau beschleunigen und der Ent­
wicklung von Widerstand an den Standor­
ten keine Zeit lassen. Die Öffentlichkeit 
scheint den weiteren Ausbau der Atome­
nergie akzeptiert zu. haben, der Protest 
richtet sich in erster Linie gegen die Fol­
gen der ökonomischen Krise und die neuen 
Raketen. 

Auf dieser Grundlage gab es in der Anti­
AKW-Bewegung Diskussionen um die Wei­
terfahrung und die Perspektiven des Wi­
derstandes - mit dem vorläufigen Ergebnis 
der Demonstrationen in Gorleben, Kaikar 
und am Schacht Konrad im Herbst 82. Sie 
sollten die Widerstandsbereitschaft der 
Bewegung dokumentieren. 
Ziel konnte nicht eine Bauplatzbe~etzung 
sein, dazu sind die Vorraussatzungen nicht 
gegeben und die Kräfte nicht stark genug. 
Aber wir wollten auch nicht ohnmächtig 
vor dem Zaun herumstehen. Wir wollten 
vielmehr soweit wie möglich an die' Stan­
dorte herankommen und dort - hauptsäch­
lich am Schacht Konrad - versuchen, die 
anfällige Infrastruktur zu sabotieren bzw. 
kurzfristig lahmzulegen. Das ist in Ansät­
zen auch gelungen. Ebenfalls ist es in An­
sätzen gelungen, den Schacht bundesweit 
und besonders in der Region Braun­
schweig-Salzgitter zum Thema zu machen. 

Die Kriminalisierung richtet sich gegen ei­
nen solchen Widerstand, gegen einen offe­
nen Bruch mit dem Staat und gegen die 
Entwicklung, daß immer mehr Menschen 
nicht mehr nur protestieren, sondern Pro­
jekte konkret behindern, auch durch mili­
tante Aktionen. Sie richtet sich zudem ge­
gen die Tendenz in den Bewegungen, nicht 
mehr isoliert auf einzelne Projekte zu star­
ren, sondern Zusammenhänge herauszuar­
beiten und den Widerstand an verschiede­
nen Punkten gemeinsam zu organisieren. 
So haben sich in den letzten Jahren immer 
mehr Leute aus verschiedenen Gruppen 
zusammengeschlossen, um z.B. gegen 
Brokdorf, gegen die Waffenmesse in Han­
nover, gegen den Ausbau der Startbahn in 
Frankfurt oder den Reagan-Besuch vorzu­
gehen. 
Gerade gegen solche Aktionen geht der 
Staat mit harten quasimilitärischen und ju­
ristischen Mitteln vor. Die innere AufrO­
stung und die systematische Ausdehnung 
des Landfriedensbruchparagraphen in den 

letzten Jahren, sowie dessen bevorstehen-
. de gesetzliche Verschärfung, sind dafOr 

bezeichnend. 
Gegen eine offene Diskussion um die Wei­
terentwicklung des Widerstandes findet 
zunehmend der § 129a Anwendung. Eine 
Radikalisierung des Widerstands, Massen­
militanz und Sabotageaktionen oder An­
schläge, sollen verhindert werden. Deshalb 
u.a. auch das Verfahren gegen den Ato­
mExpress nach dem Abdruck einer Erklä- · 
rung der Revolutionären Zellen, deshalb 
auch exemplarische Urteile gegen Leute, 
die eine politische Einheit eines Wider­
stands propagieren, der sich nicht mehr in 
diesem Staat integrieren läßt, -oder die ih­
ren Kampf bewußt in einen politischen Zu­
sammenhang mit bewaffnetem Kampf 
stellen. So wurden Garlos und JOrgen und 
vor kurzem erst Helga Roos (4 Jahre und 9 
Monate) nach § 129a verurteilt, obwohl 
sich die konkreten Anklagepunkte im Pro­
zess als Konstruktionen erwiesen. Es ging 
also um die Verurteilung einer politischen 
Haltung. 

• 
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Gerade in der momentanen Situation, wo 
der Staat versucht, umstrittene Projekte 
mit allen Mitteln durchzusetzen und im 
Herbst die Mittelstreckenraketen statio­
niert werden sollen, ist es wichtig, uns 
durch Kriminalisierung nicht vom notwen­
digen Widerstand abhalten zu lassen. 
D.h., wir mossen uns besser auf Aktionen 
und Demonstrationen vorbereiten, um Ver­
haftungen möglichst zu verhindern. Es dOr­
fen nicht immer wieder die gleichen Fehler 
gemacht werden wie z.B. der völlig chaoti­
sche ROckzug auf der Konrad-Demo. Wir 
mossen uns vor allem auch auseinander­
setzen mit. dem Knast und dessen wichtig­
ster Funktion, die Gefangenen zu isolieren, 
ihre Identität und ihren Widerstandswillen 
zu zerstören. Diese Funktion können wir 
ansatzweise durchbrechen, indem wir die 
Gefangenen in unseren Widerstand, in un­
sere· Diskussionsprozesse mit einbeziehen 
und von außen die Kämpfe und Forderun­
gen der Leute iin Knast unterstOtzen. 
Der Widerstand kann . nur weitergehen, 
wenn wir den Kampf gegen die Kriminali­
sierung zu einem Grundpfeiler unserer Ar­
beit machen. 

Koordinationsausschuß im Göttinger Ar­
beitskreis 
und 
»Autonome aus Göttingen 

Am 4.5·. haben wir in der Wohnung von 
PTB-Pressesprecher Dr.. Eckart Viehl. 
sch~ach- bis hochaktive äußerst Obelrie­
chende Substanzen eingelagert. Auf jedem 
Fall ist diese Endlagerung nur vorrOberge­
hend gedacht - äh, oder so ähnlich -es feh­
len uns auch da die Richtlinien. 
Regierungsdirektor Dr. E. Viehl, Bernerstr. 
2, Braunschweig, Tel. o531/330432, ist ver-. 
antwortlich fOr Presse- und Öffentlichkeit­
sarbeit (LOgen) der Abteilung Sieherstel­
lung und Endlagerung radioaktiver Abfälle 
innerhalb der PTB (Physikalisch­
Technische Bundesanstalt). 
Immer, wenn es in Veranstaltungen und 
Stellungnahmen im Dienste der PTB dar­
um geht, LOgen und Dreck zu verbreiten, 
ist Vieh I dabei. Jetzt hat er etwas Dreck zu­
rückbekommen. 
Viehl ist einer von vielen, und es gibt viele 
Methoden, die Atommafia Oberall anzu-
greifen. · 

Kein Atomprojekt in dieser Region, im 
Wendland und anderswo ! 
Sabotage Oberall gegen diesen Staat, der 
nur noch zerstört ! 
Solidarität mit den Konrad-Prozess­
Angeklagten ! 

(Ein Äktschen-Leserbrief) 

49056,87 DM 
Claus Berlage, der Mitte März aus Protest 
gegen Atomenergie, Kriegsgefahr und Um-. 
Weltzerstörung einen Strommast am AKW 
Grohnde besetzt hielt, hat jetzt auch von 
der Polizei eine Zahlungsaufforderung be­
kommen. FOr die nach tonf Tagen freiwillig 
abgebrochene Aktion fordert die zuständi­
ge Bezirksregierung eine Polizeikostener­
stattung von 9056,87 OM. 
»Durch die Tatsache, daß der 19,3,83, also 
der Jahrestag der 1977 stattgefundenen 
Demonstration nahte, war in Anbetracht 
einschlägiger politischer Erfahrungen da­
mit zu rechnen, daß Sie eine spektakuläre 
Aktion mit unmittelbarer Gefahr fOr Leib 
und Leben durchfUhren wOrden« heißt es 
in der ForderungsbegrOndung. 
Schon vor Wochen hatte die Preußenelktra 
als Betreiberio des bis 1984 fertiggestell­
ten Grohnder AKWs 40000 fOr ange_blich 
entstandene Unkosten in Rechnung ge­
stellt. 
Damit befindet sich Claus in trauter Ge­
sellschaft mit den Grohnde­
Demonstranten vor sechs Jahren (240000 
DM), den Republik Freies Wendland - Be­
wohnern 1980 ( 2750000 DM), den Demon­
stranten am 6. Mai in Bremen üetzt nur 
noch 40000 DM) und vielen anderen, die fOr 
ihren Protest nicht nur physisch und psy­
chisch gebeutelt wurden, sondern · im 
Nachhinein auch noch dafOr bezahlen sol­
len. 



Prozess gegen Richard 
Fein ausgedacht hat sich das Landgericht. 
Lüneburg das. ln der Zeit, wenn die Sonne 
am höchsten steht, und die Freaks alle im 
Süden sind, soll jetzt der Prozeß gegen Ri· 
chard stattfinden. Ursprünglich für den Fe· 
bruar angesetzt, war das Verfahren überi'a· 
sehend auf unbestimmte Zeit verschoben 
worden. Vor kurzem hat Richard den neuen 
Termin erhalten. 

15.,16.,17.und 18. August jeweils 8.30 
Landgericht Lüneburg 

Zur Vorgeschichte: Bei den Auseinander­
setzungen am Zwischenlager in Gorleben 
und am darauffolgenden Tag in Uelzen 
wurden etliche Leute festgenommen, von 
denen 8 Leute bis zu 14 Tagen in U-Haft sa­
ßen. Es kam bei der Demonstration am 
Zwischenlager zum ersten Mal in der Ger­
Iebener Widerstandsgeschichte zu militan­
ten Auseinandersetzungen. Als Reaktion 
darauf sollten die Verhafteten exempla­
risch verurteilt werden. Christoph und Ri­
chard zudem vor dem Landgericht. 
ln den bisherigen Prozessen gegen Car­
men und Michael (beide am 5.9. in Uelzen 
verhaftet) kamen Jugendstrafen von 4 Wo­
chen Arrest bzw. 1 Jahr Gefängnis auf 2 
Jahre zur Bewährung heraus. 

Graffrti·= 
ln der Nacht vom 4. auf den 5.9.82 erlebte 
die Stadt Danneoberg eine wahre Kunst­
flut. Im Anschluß an die Demo am Zwi­
schenlager und als Antwort auf die Fest­
nahmen waren in der Nacht massenhaft 
Sprüher unterwegs. 19 Gemälde zählte 
man am nächsten Tag. Dummerweise wur­
den dabei auch direkt vorm Polizeirevier 
(»Bullen raus« stand dort) zwei Leute abge­
griffen. 

Am 10. und 17. Mai standen nun Gerhard 
und Axel vor dem Dannenberger Amtsge­
richt. Am 1. Tag war der Saaltotal voll- ne­
ben den Lüchow Dannenbergern waren 
auch 'ne Menge Leute aus Hannover dabei. 
Das Publikum sorgte dabei für einen an­
sprechenden Rahmen - Brottüten wurden 
geknüllt, alle waren plötzlich erkältet - je­
denfalls hatte der Richter arge Schwierig­
keiten. die Anklageschrift laut und für alle 
verständlich zu verlesen. Am 2. Tag waren 
dann nur noch die Rechtsanwälte und ca. 
10 Leute aus LODa dabei. 

Der Prozeßverlauf ergab da~ übliche. 
Hauptbelastungszeuge Polizist Pfeng 
mußte sich immer widersprechen, und der 
Versuch, den beiden alle SprOhereien der 
Nacht nachzuweisen, klappte auch nicht. 
Zwar wurde bei der Festnahme auch eine 
Sprühdose sichergestellt, aber auch der 
Gutachter des LKA konnte nicht mit Si-

Das Verfahren gegen Christoph im Februar 
vor dem Landgericht endete mit Frei­
spruch. Die Belastungszeugen widerspra­
chen sich derart und auch die Solidaritäts­
demo in LOneb~,trg kurz zuvor mag ihren 
Teil dazu beigetragen haben; 

Das bedeutet aber, daß die Strategie der 
Landesregierung noch nicht ganz aufge­
gangen ist. Denn um das massive und bru­
tale Vorgehen der Polizeitruppen in Gorle­
ben und Uelzen (mehrere Schwerverletzte) 
zu legitimieren, braucht man Verurteilun­
gen, und zwar Verurteilungen, die auch in 
die Öffentlichkeit gelangen. Deshalb auch 
die Anklagen vor dem Landgericht statt 
dem Amtsgericht. 
Der Rahmen dafür und auch die Erfahrun­
gen, sind im Brokdorf-Prozeß vorgegeben. 
Weitere Fakten auf dem Weg zum Gericht 
sind die in letzter Zeit verschärfte Ausle­
gung des Landfriedensbruchparagraphen 
§ 126 und die lange Zeit zwischen der De­
mo und dem jetzigen Prozeßtermin. Es wird 
schwer sein, gerade jetzt, im Sommer, 
nochmal so viele Leute zu mobilisieren wie 
im Februar. 
Je weniger Leute sich betroffen fühlen, um 
so einfacher wird es für die Gerichte sein, 
harte Urteile zu sprechen. 

Auf der anderen Seite ist es Albrecht wich­
tiger denn je, Ruhe um Gorleben zu haben. 
Und die könnte gerade ein hartes Urteil 
stören. 
Zum Prozeßablauf selbst ist nur soviel zu 
sagen, daß bis jetzt 30 Polizeizeugen gela­
den sind. 
Fünf sollen die Anklage bestätigen (schwe­
rer Landfriedensbruch, versuchte Körper­
verletzung und Widerstand). 
25 Polizisten sind von der Verteidigung ge­
laden, da diese, wenn sie die Wahrheit sa­
gen, Richards Unschuld beweisen würden. 

Für Richard ist es im Moment am wichtig· 
sten, daß sein Verfahren wieder ins Be­
wußtsein von vielen Leuten rOckt. Überlegt 
euch mal wie. · 
Und am wichtigsten - Oberlegt mal, ob ihr 
nicht zu den Prozeßtagen kommen könnt. 

Freiheit für Richard ! 

Spendenkonto: 
Kto.Nr. 204784 (0. Kiesel) 
Stichwort: 15. August 
Postscheckamt Hannover 

Sachbeschädigung 
eherheil sagen, daß diese Sprühdose die 
war; mit der gekünstel-t wurde. 
Auch die Farbspuren auf den Handschu­
hen brachten das Gericht nicht weiter. Die­

. se stimmten nämlich nicht mit der Farbe 
der SprOhereien Oberein. 
Somit konnte ihnen auch nicht die Sprühe­
rei ,;Freiheit für die Gefangenen vom 4.9. -
Gorleben« nicht nachgewiesen werden. 
Die RAs argumentierten dann, daß eine 
Sachbeschädigung ja gar nicht vorliege, 
da die Gebäude auch nach Entfernung der 
Farbe nicht in ihrer Substanz angegriffen 
wären. 
Dem mochte das Gericht dann aber doch 
nicht folgen, sondern meinte, irgendeiner 
müßte ja nun der Schuldige sein, den man 
verurteilen muß. ln der Urteilsbegründung 
hieß es dazu: 
»Es ist nicht genau nachzuweisen, daß sie 
es waren. Allerdings ist die Wahrschein­
lichkeit sehr groß ... «. 

Verurteilt wurden sie zu 20 Tagessätzen zu 
15,· bzw. 13,- DM, 
Mit Rechtsanwalts-, Prozeß- und Fahrtko­
sten kommen somit etwa 1600 DM dabei 
raus. Die beiden wären nicht böse, wenn 
sie da etwas Unterstützung bekämen. 

Kto.Nr. 16228596 (Tschöpe) 
Stichwort: Prozeßhilfe 
Stadtsparkasse Hannover 

Transparent = Waffe 

Auch in Bayern erleben die AKW·Gegner 
den bundesrepublikanischen Polizeistaat 
hautnah mit. 

Am Pfingstsamstag fand in Schwandorf 
die Anti-WAA-Demo statt. Auch die AKW­
Gegner aus Landshut wollten dort ihren 
Protest zum Ausdruck bringen. 
Allerdings wurden sie schon vor ihrem Ziel 
durch Autobahn-Sperren aufgehalten und 
von mehreren Polizei-Hundertschaften mit 
Maschinenpistolen auf Parkplätzen durch· 
sucht. 
Dabei wurden den Landshutern - neben vie· 
len anderen - die Stangen eines mitgefOhr· 
ten Transparents wegen angeblicher Über­
länge abgenommen. Damit aber nicht ge· 
nug. Ein Demonstrant hatte sich sogar er· 
dreiste!, für sein Transparent ordnungsge­
rechte Stangen mitzubringen. - Dafür be­
kam er jetzt ein Ermittlungsverfahren we­
gen Verstoß gegen das Versammlungsge· 
setz durch Mitführen von Waffen. 
Der Betroffene selber ist Mitglied im Vor­
stand der Landshuter BI gegen Atomkraft· 
werke. • System? 
Auf jeden Fall sollte uns klar sein, daß 
auch Bayern noch· BRD ist. 

Laßt euch nicht BRDigen ! ! ! 
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Freiheit für Mieha und Benny 
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6J"" n an uns,. kommen. . öf-Bs \iegt nu l(nast raus . _ set's 
wieder aus de~uck von al\en .Sett~fent\ichkei~s­
vie\fä.\tigsten D •t oder sonsuge . die soforttge 

" •tsarbe1 ö nen wtr fent\icn.-et . nen - k n erreichen· 
wirksame "ktlO "•icha und BennY 

\'Onlu 
·llrell~lll""'' ... 

P.S.: In den nächsten Tagen wird in der Taz ~och· die Kontaktadresse des 'Radikal- Solidaritätskomitees' bekanntgegeben. - . .. 
Die Mitherausgeber der radikal: AKW-Gruppe Wedding, Alternative Liste Berlin, Autonome Sanis Wedding, Die Tageszeitung, Kulturbraue­
rei Moabit e.V., Galerie 70, Forum entwicklungspoL Gruppen, Spectrum-Kollektiv, Libertad Verlag Berlin, Litpol Verlagsgesellschaft, 
Rhizom-Kollektiv, Holzmanufaktur in Kreuzberg, Rotation, Regenbogen-Buchvertrieb, Merve Verlag, Thomas Weishecker Haus, ZapfTran­
sport Gmbh, Bildungs- u. Aktionszentrum, Gruppe ,.Liebe, Freiheit, Widerstand"; Chamisso-Laden, Knastgruppe Kreuzberg, Kneipenkol­
lektiv Zille, Schülerinitiative der SFE, Machwerk, AKW-Gruppe Kreuzberg, Rauch-Haus, Sani-Gruppe Charlottenburg, Slainte-Kollektiv, 
Antiquariat Buchladen, Bunte Physiker, Westdeutsches Irlandsolidaritätskommitee, Schwarzer Kanal, Ermittlungsausschuß Berlin und radi­
kal, Gegensatz, Zeitungskooperative e. V., Buchladen Literatur Kunst Musik~ ~ f'olit\sche Buch, Freunde der Erd~ Systctmdruck, Agil-
Druck, Contrast-Druck, Oktober-Druck, und viele mehr ... JICTZ.tiiiRK «lf/ Dlttl"tlf~.t•J Scllf4ll fb G...._cltA~~I't.,"(4-..,.,,, ••••. 



Energiebroschüre:· 
Stand der Dinge 

Am 28.5 83 fand in Kassel ein ~undeswei­
tes Treffen zur Energiebroschüre statt. Ob­
wohl zuvor die Finanzierung der zweiten 
Auflage durch die GRÜNEN erst einmal ge­
scheitert war, herrschte .Optimismus hin­
sichtlich einer Neuauflage. Bei magerer 
Beteiligung wurden verschiedene Punkte 
diskutiert und entschieden. Den Anwesen­
den war kla(, daß ihre Beschlüsse nicht re­
präsentativ fOr alle verteilenden Gruppen 
stehen konnten, deshalb bittet das Koordi­
nationsbüro nun darum, daß sich alle, die 
Schwierigkeiten mit den folgenden_ Ent­
scheidungen haben, dazu äußern mögen. 
Trotz finanzieller Probleme soll das Projekt 
weiterlaufen. Bis zum 1. September 83 hof­
fen die Verteiler der Broschüre die 2. Aufla­
ge vollständig finanz!eren zu ~önnen . Das 
Anlaufen der Vertei lung ist fOr Mitte I Ende 
September angesetzt. 
Im Vordergrund soll künftig eine aktive Ei­
genfinanzierung' durch die verteilenden. 
bzw. durch die mit dem Projekt sympatisie­
renden Gruppen stehen, und zwar aus ei­
genen Kassen, zum Beispiel durch Konzer­
te, Veranstaltungen, Feten .etc., die gleich­
zeitig das Projekt in die Öffentlichkeit brin­
gen, als auch durch das gezielte Anspre­
chen bekannter Gruppen bzw. GRÜNER 
Kreisverbände, mit' denen im Gegensatz zu 
den Bundes-GRÜNEN bisher gute Erfah· 
rungengemacht wurden. Explizit wurde be· 
schlossen, daß nicht nur die finanzstarken 
Gruppen die Broschüre zur Verteilung er­
halten. 
Parallel zu derlei Geldbeschaffungsaktio­
nen wird das Koordinationsbüro erneut 
versuchen, bei den Bundes-GRÜNEN Geld 
frei zu machen. Dies soll durch regionale 
Einflußnahme auf die GRÜNEN unterstützt 
werden .. 
Um den zahlenden Gruppen die Sicherheit 
zu geben, daß es auch tatsächlich zum 
Druck und zur Verteilung in der Region 
kommt, sollen die Gelder vor Ort auf Kon­
ten gesammelt werden und erst dann nach 
Kassel abgerufen werden, wenn der Druck 
realistisch ist. Die aktuellen Kontenstände 
mossen allerdings im Koordinationsbüro 
bekannt sein. Im Falle einer Ein~tellung 
des Projektes können die Gelder entweder 
an ihre Spender zurückgehen oder es wer­
den andere Verwendungszwecke regional 
beschlossen. 
Ab ca. 10.6.83 ist das zentral von Kassel 
aus fertiggestellte Plakat, mit dem bei­
spielsweise örtlich ZU Veranstaltungen ein­
geladen werden kann, Im BOro zu bestel.­
len, und zwar für alle verteilenden Gruppen 
per Nachnahme und · fOr andere zum 
Selbstkostenpreis und per Nachnahme. 
Nur dieses Plakat in der Kampagne zu ver­
wenden, soll den Sinn haben, zum einen 
die Kosten zu senken und zum anderen 
den bundesweiten CharaRter der Kampag­
ne hervorzuheben. 
Zum geplanten Termin der zweiten Aufla­
ge, welcher IJ'lit den Herbstaktionen der 
Friedensbewegung zusammenfallen wür­
de, wurde mehrheitlich geäußert, daß dies 
eine günstige Gelegenheit darstellen wür-

de (oder gerade nicht d.Sz.), die Kampagne 
mit den Aktionen und Veranstaltungen der 
örtlichen Friedensgruppen zu verknüpfen 
und, daß gerade der in der Kampagne feh­
lende Hinweis auf ·den militärischen 
A'spekt der »friedlichen" Nutzung der Ato­
menergie ln solchen Veranstaltungen mit 
der Friedensbewegung hervorgehoben und 
dargestellt werden könnte. 

Koordinationsbüro Energiebroschüre 
c/o Umweltzentrum Kassel 
Elfbuchenstraße 18 
35 Kassel · 
Tel. 0561/10 47 36 
tgl. von 11 · 16 Uhr 

Sonderkonto Energiebroschüre 
Nr. 199 919 · 
BLZ 520 501 51 
Stadtsparkasse Kassel 

Zur Atommüllkonferenz am 7 ./8.5. 
in Gorleben waren ca. 90 Vertreter aus 
25 Standorten anwesend. Der Informa­
tionsaustausch stand diesmal im Hinter­
grund, in den meisten AGs wurde viel 
Wert auf eine engere Zusammenarbeit 
und die Verwirklichung gemeinsamer 
Projekte und Aktionen gelegt, von de­
nen inzwischen auch schon einige ange­
gangen wurden. 

ln der WAA-Gruppe war die Zu· 
sammenarbeit zwischen beiden Stand­
orten wichtigster Punkt. Mit dem Be­
ginn des atomrechtlichen Verfahrens 
wird die Koordination der Rechtsan­
wälte und beratenden Wissenschaftler 
als notwendig erachtet. Wie von eini­
gen kritischen Wissenschaftlern vorge­
schlagen, soll eine Risikostudie über 
die Wiederaufarbeitung erstellt werden, 
über die Finanzierung konnte allerdings 
noch keine Einigung erzielt werden. 

Aus der Gruppe Endlager wurde be­
richtet, daß im ehemaligen Kaliberg­
werk ASSE wieder eingelagert werden 
soll. Ein Planfestestellungsverfahren 
war '79 von der PTB wegen eines mög­
lichen Wassereinbruchs zurückgezogen 
worden. Zum anderen haben die Be­
treiber eine Lücke im Atomgesetz ge­
funden, die in der begrifflichen Tren­
nung zwischen "Endlagerung" (Zu­
ständigkeit PTB) und "Beseitigung ra­
dioaktiver Abfälle" liegt, was eine be· 
hördlich zugelassene Einrichtung wie 
die GSF (Gesellschaft für Strahlenfor­
schung) genehmigen kann. Auf diese 
Weise konnte ASSE zum "Endlager­
nachweis" in der 5. TEG für Grohnde 
und in der 3. TEG für das AKW Brok­
dorf gemacht werden. Zusätzl'ich wird 
in der ASSE das "insitu" Verfahren 
erprobt, welches später für Gorleben 

angewandt werden kann. Dabei soll ein 
Abfaii-Zementgemisch, als Anmach­
wasser soll Tritiumwasser verwendet 
werden, über ein Förderband in Kaver­
nen gebracht werden und dort aushär­
ten, d.h. es wird nicht rückholbar gela­
gert. Ab der 2. Hälfte der BOiger Jahre 
sollen Versuche mit hochradioaktiven 
Abfällen (elektrische Erhitzer zwecks 
Temperatursimulation, Kobaltstrahler 
und verglaste Abfälle) vorgenommen 
werden. 

Im Mittelpunkt der nächsten Atom· 
müllkonferenz wird die "zivilitärische 
Nutzung" von Atomanlagen stehen, die 
besondere Aktualität durch die Pläne 
zum Bau derWAAs bekommen hat. So· 
wohl die WAA-Gruppe als auch die 
Gruppe Plutonium faßte den Entschluß 
ein Faltblatt dazu herauszugeben. Ein 
erstes Treffen hat bereits stattgefun· 
den. Das Falblatt soll einen Überblick 
über die Stufen der Plutonium-Verar­
beitung geben, über die Praxis und die 
Erfahrungen anderer Länder berichten, 
auf Atomwaffensperrvertrag und EU­
RATOM-Verträge eingehen, die Rolle 
der BAD bei der Atombewaffnung von 
Frankreich, Argentinien und Brasilien 
darstellen und unte~uchen, inwieweit 
unter den herrschenden politischen 
Verhältnissen bereits der Bau einer 
deutschen Atombomben angestrebt 
wird, der letzte Punkt ist allerdings strit­
tig. 

Das Faltblatt soll auf der nächsten 
Atommüllkonferenz verabschiedet wer· 
den, die am 10. und 11. September in 
Ahaus stattfindet. 
Informationen und Anmeldungen bei: 
Hartmut Liebermann, Kussenkook 2, 
4422 Ahaus. 
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Zu dem Brief der BI Celle und dem geplan­
. ten Treffen am 18. Juni in Göttingen 

Liebe Freunde ! 
Ich glaube nicht, daß die Situation .in KÖln 
eine Ausnahme ist oder- woanders ein an­
derer Zeitgeist herrscht, anders gesagt ist_ 
der herrschende Geist geistlos und trieft 
von Konformismus. Da wird weniger · all­
gemein gesagt · gelesen (und mehr ge­
kauft, was an jedem Kiosk sichtbar ist) und 
nur was schnell konsumierbar ist und von 
aktuellem Interesse. Beides kann die ei­
gentliche Anti-AKW-Bewegung nicht mehr 
für sich beanspruchen. Ich möchte das 
nicht eine Schwäche der Bewegung nen-

nach seinem Zweck, nämlich Kriege vorzu- . 
bereiten, Kriegsminister genannt wurde. 
Ich will hierOber nicht mehr reden, bleibe 
aber dabei, daß sie (die Redner, Marschie­
rer, Parlamentarier- allesamt liebe Men­
schen, ganz gewiß- vereint unter der Fahne 
der Gewaltlosigkeit) schnell, wenn erst die 
sogenannten Nichtfestgelegten verknastet 
und sonstwie untergegangen sind, folgen 
werden- ganz gewaltlos. Das ist sicher und 
gewiß und nichts als gewöhnliche deut­
sche Geschichte. Nicht Anti­
Kommunismus, wie mitleidheischend die 
DKPisten behaupten, ist herrschende Ideo­
logie, sondern die forcierte Geschichtslo­
sigkeit, ohne die ein Ende der Geschichte 

----:.:;::-bt der Leser sehre• - -

nen, da sie ja garnicht stärker sein kann in 
dieser Periode. Stark ist das ökologische 
Interesse, Natur und was damit sich jour­
nalistisch verbinden läßt. Jeder Markt ist 
wie ein Schwamm, der alles aufsaugen 
muß, was auch nur vefsprjcht profitabel 
verwettet zu werden. Nicht zuletzt haben 
die GrOnen zwangsweise dazu beitragen 
mossen, daß weniger Menschen di:m Atom­
Express lesen, wie sie umgekehrt anderen 
Kleinverlegern zu einer Redaktion verhol­
fen haben; Folgerichtig mOßte nicht ein­
mal das Gesamtkonzept verändert werden 
(das liesse sich nachholen Und käme 
nach), wohl aber der Name, der erstens 
nach GRÜN und GEWALTFREIHEIT und 
zweitens entschieden nach FRIEDEN klin­
gen müßte oder insgesamt nach Zeitgeist. 
Übrigens ist dafOr der Artikel von W. Stern­
stein exemplarisch ein Beleg (Über Bünd­
nis und Gewaltfrage), der sich auch nicht . 
die Muhe macht die Kernfrage zu stellen, 
»Ob in unserer Zeit die Menschen nic;:ht ver­
ändert und nicht mehr veränderlich sind« 
oder unfähig sind, sinnlich etwas wahrzu­
nehmen, zu verstehen und spontan SchiOs­
se aus einer Erkenntnis zu ziehen. Dazu 
kommt allerdings noch, daß in der Tat un­
sere gesamten Verhältnisse chaotisch und 
(wirtschaftlich) anarchistisch sind, iedoch 

· Chaoten und Anarchos als Spinner und ge­
eignet fOr neue Gaskammern angesehen 
werden. Letzteres im Extrem, doch das ist 
fast immer liestimmend. Verkehrte Verhält· 
nisse lassen sich gewiß nicht durch An­
passung an verkehrte Normen gerade sin­
gen, auch schlägt niemals evolutionär 
Quantität in Qualität um. Obendrein sind 
die Friedensmarschierer kaum mehr als 
Friedensidealisten, da sie in der Mehrheit 
selber fOrchten, die Wirklichkeit hil~r und 
heute in ihrer ganzen Grausamkeit zu ver-· 
stehen (ABC-Waffen, Atomsperrgortel, in­
terplanetarischer Krieg und dann - der ge­
plante " Mensch " mif einem Computer­
Gehirn aus der ·Retorte). DAS IST DER 
KRIEG, die Katastrophe, womit wir es be­
reits zu tun haben! Das ist der Gesamt­
krieg! 
Da ist der Begriff der Gewaltfreiheit schon 
ein Orwellscher Euphemismus,genau so ir­
reführend wie der Verteidigungsminister, 
der in allen kriegerischen Staaten frOher 
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allerdin-gs nicht denkbar ist. Jedoch dieses I 
Ende ist eingeplant, denn anders kann der 
Kapitalismus nicht mehr herrschen • 
einbezogen das reale Ende sogenannter 
sozialistischer Länder. 
Man sage nicht, daß sei alles abstakt. Nein 
so sieht es aus. So sieht unserer Alltag aus 
und so sehen die Menschen aus • tote See­
len, eingezwängt in die Gerätewelt, gläubig 
auf eine von ihnen selber nicht verstande­
ne, aber geschaffene, technische Kultur 
starrend, bereit alles zu morden, wenn es 
nur sie nicht treffen wird ! 
Da kannst Du nur mit nackter Provokation 
ohne dich selber zu beseitigen, etwas errei­
chen, indem die Mörder auch so genannt 
werden und jeder sie auch als Mörder er-. 
kennen kann. Dieses ausgewogene Gebil­
de, das sich Bonzen- und Bullenrepublik 
nennt, muß unregierbar werden- oder die 
Menschheit wird zum dritten Mal an die­
sem Wesen genesen, diesmal zum endgOI· 
tigen Tode. 
Zurück zum redaktionellen Konzept : alter­
native Bananen sind natürlich gefragter· 
und bringen sicherlich mehr Auflagen. 
Doch wem wäre damit gedient ? Doch nur 
den Leuten, denen wir nicht dienen wollen. 
Es bleibt also· nur Obrig, durch den Zeit­
geist durchzugehen oder biedere Anpas­
sung .. Übrigens wißt ihr, daß ich diesen . 
Verdacht mal hatte. Doch das ist nicht· 
mehr so und darum sage ich einfach: WEI­
TERMACHEN, denn nic-hts bleibt immer 
so, wie es gerade ist. 
ln diesem Sinne bin ich mit Euch gegen 

den Zeitgeist. 
Eberhard 

Ich lese da im AE 34 diesen Artikel von W. 
Sternstein und weiß nachher nicht mehr, 
wo ich lebe. Wieso Ist eil')e Gemeinsamkeit 
denkbar, wenn gleichzeitig alle autonomen 
Gruppen (und die sind nun einmar unfähig 
Ghandi in die BRD zu verpflanzen und die 
Geschichte des Kolonialismus auf den 
neuzeitlichen gewaltfreien Kopf zu stellen) 
ausgeklammert und zu einem quantitati­
ven Anhängsel reduziert werden ? Es hat 
sich doch gezeigt, daß es nicht möglich ist 

und niemals sein wird(!), unvereinbares mit 
einander zu verbinden, 
Es ist glatter Quatsch zu- behaupten, die 
Aut_onomen halten Gewalt fOr notwendig 
und unvermeidlich. Wir haben immer nur 
gesagt und werden niemals etwas anderes 
sagen, daß losgelöst von den konkreten 
Umständen und der jeweiligen Situation 
derlllaßen abstrakt nicht von und Ober Ge­
walt geredet werden kann, weshalb weder 
von noch gegen Gewalt gesprochen sollte. 
Es ist glatter Quatsch zu behaupten, ln­
dien sei vom britischen Joch durch den 
hungernden Gandhi befreit wurde . Es han­
delte sich lediglich um eine flankierende 
Maßnahme, aber keine entscheidende, daß 

dieser Mann fOr die Befreiung hungerte. 
Unterschlagen wird dabei von diesen bür­
gerlichen Geschichtsbetrachtern, wie es 
tatsächlich aussah, denn· in ganz Indien 
fanden Streiks und Aufstände statt und 
Großbritanien hätte seien gesamten Ein­
fluß verloren, da Indien ohnedies am Ende 
dieser Periode der kolonia:len Ausbeutung 
frei for die moderne kapitalistische Aus­
beutung , sprich f(ei fOr den heute durch­
gängig praktizierten Imperialismus werden 
mußte, also nicht frei werden konnte ! 
Im Obrigen wird heute durch die Medien 
nicht zufällig, sondern genau so zwangs­
läufig diese Gandhi-Legende aufgewärmt, 
um als verlogenes Propagandamittel die 

. tödliche Illusion am Leben ZU erhalten, als 
liesse sich absolut gewaltfrei ein verbre­
ch_erisches Regime, das zum äußersten 
entschlossen ist und bei Strafe seines ei­
genen Untergangs auch so entschlossen 
handeln muß (oder soll Massenmord in den 
westlichen Metropolen und nackter Völker­
mord in ~er 3. Welt nicht als gemeine Kri­
minalität bezeichnet werden, etwa mit ei­
nem orwellschen Euphemismus als Frie­
denstaten ?) sich durch millionenfache Ap- · 
pelle oder Aktionen, die ein Unterschriften­
kartell startet; auch nur eine Minute auf­
halten. Das ist doch nuri hinlänglich bewie­
sen worden. Reden ersetzen keine Taten 
und Gitarren beleben nur den Musikmarkt ! 
Jedenfalls die DKP und deren Anhängsel 
bewegen sich recht marktkonform. 
Es ist ein glatter Quatsch, daß betonte Ge­
waltfreiheit eine geeignetere Widerstands­
form sei soll, es sei ·denn die Sprachrege­
lungsmethoden und -prinzipien der Macht· 
haber werden nicht hinterfragt. Allerdings 
Wählerstimmen lassen sich so einkaufen,. 
denn sie schaffen eine bOrgerliehe Öffent­
lichkeit. Und genau diese bOrgerliehe Öf~ 
fentlichkeit schafft keine politischen Bra­
che, Im Gegenteil sie verhindert sie. Nur 
die nackte Provokation (!) kann in diesem 
Staat verkabelter pfahl- und sympathisie­
render NazibOrger etwas bewegen. Und 'ei­
ne sprachliche Anpassung ist der Weg in 
die folgende totale Anpassung, den heute 
allgemeinen Konformismus. 
Ich bin diese Diskussionen satt, zumal die 
Trtigerraketen schon ltingst da sind ! Lernt 
es zu kämpfen ! 

.Eberhard 
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>>Was machen 
DIEGRÜNEN 
im Parlament?<< 

- Haushaltsdokumentation 1983 der 
GRÜNEN IM RÖMER-

Beispiele aus zwei 
Jahren GRÜNER 
Kommunalpolitik 

in Frankfurt 

Inhalt: Einbringuns des Haushaltes 
1983 · Frankfurter Bilder · Übersiebt 
über die GRÜNEN Anträge · zum 
Haushalt 1983 · Arbeitsscllwerpunkte: 
Basisdemokratie · Repräsentation und 
"Imagepflege" · BildungJ Schule und 
Volkshochschule · Kultur · Wohnen · 
Verkehr · Umwelt und Gesundheit · 
Sozialpolitik · Wirtschaft und Finan­
zen · Stellungnahme zur Verabschie­
dung des Haushaltes · Pressespiegel · 
Haushaltsdiskussion in den Ortsbeirä­
ten · Register aller GRÜNEN Anträge 
und Anfragen in 2 Jahren · Im RUck­
blick 1: Stellungnahme zum Haushalt 
1982 · Im RUckblick 2: Startbahn 
West 1981/82. 

452 Seiten, 72 Fotos, DIN A 4 · Ein­
zelexemplar: 15 DM · plus 2,50 DM 
Versand. 
Ab 5 Ex. JO'It Wiederverkaufetrabatt an Buch­
tilden, Bürgerinitiativen und GRÜNE. 
Versand erfolgt aiUICIIUdlllcb gegen Vorkasse 
(Überweisung oder Scheck). Wir bitten um Ver-. 
standnls, daß wir wegen Arbeitsüberlastung ~el­
ae Bestellungen ausführen werden, die nicht vor­
her bezahlt sind. 
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600Ö Frankfurt am Main 1 
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